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Editorial 

Linke und die Friedenfrage 

Rote Blätter wiedergeboren 

Dies ist die Ausgabe 1 der neuen Roten Blätter, ihr Inhalt ist die hochaktuelle Debat-
te zu Linke und die Friedensfrage heute. Dieses Zusammentreffen zeigt: Die politi-
sche Linke in Deutschland braucht mehr Wissen, mehr Austausch zu den brennen-
den Fragen der Gegenwart, und sie hat eine Geschichte  oder mehrere unter-
schiedliche Geschichten. Dazu gehören die Roten Blätter. Sie waren von 1971 bis 
Ende 1989 das Organ des Marxistischen Studentenbundes (MSB) SPARTAKUS, im-
mer etwas aufmüpfiger, näher am Alltag, streitbarer als die befreundete Partei, das 
war damals die DKP. Die Roten Blätter des MSB waren ein Monatsmagazin, die neu-
en Roten Blätter als Plattform für streitbare und respektvolle Diskussion linker Stra-
tegie erscheinen nach Bedarf.  

Dieses Heft umfasst Beiträge der Tagung Linke und die Friedensfrage. 100 Jahre 
nach der Zimmerwalder Konferenz: Imperialismus heute  Differenzen verstehen, 
Spaltungen überwinden, die ein Kreis von Einzelpersönlichkeiten aus linker Theorie 
und Praxis am 04. Oktober 2015 im Haus der Demokratie in Berlin veranstaltet hat. 
Alle Einladenden, Referierenden  und das Programm finden sich im Anhang.  Einige 
Autorinnen, Autoren haben ihre Debattenbeiträge aktualisiert, ein Autor, Kurt Stei-
niger, Chefredakteur des RotFuchs, konnte leider nicht an der Konferenz teilneh-
men, er hat uns aber dankenswerter Weise einen Text zur Verfügung gestellt. Er-
hard Crome hat seinen Vortrag zu Imperialismus heute umfänglich konkretisiert 
und vertieft.  

Die Konferenz hat vor dem 17. November stattgefunden, als die schrecklichen 
Anschläge in Paris eine Dynamik in Gang setzten, die den Krieg gegen den Terror 
um eine neue Dimension erweiterten: Jetzt gilt nicht mehr nur der NATO-
Bündnisfall, sondern in Europa zusätzlich die Beistandsklausel aus dem Lissabon-
Vertrag, er ist der Grundlagenvertrag der Europäischen Union, den Linke in allen 
Ländern der EU bekämpft haben. Die Bundeswehr ist jetzt Kriegspartei im Brenn-
punkt aller Kriege seit Ende der Systemkonkurrenz, im Nahen Osten, in Syrien, an 
der Grenze zu Israel. Die Bundesregierung begründet diesen Einsatz mit der Bei-
standsklausel, aus Sicht vieler Völkerrechtler und der LINKEN eine Fehlinterpretati-
on. Faktisch aber ist das ein weiterer, tiefer Einschnitt nach der deutschen Beteili-
gung an den völkerrechtswidrigen Kriegen in Jugoslawien und Afghanistan. Die 
Friedensbewegung hat noch nicht (wieder) die Kraft gefunden, entsprechenden 
öffentlichen Protest zu organisieren, hörbar zu machen und damit den gesell-
schaftlichen Druck massiv zu steigern. Zur Zeit der Konferenz konnten wir die aktu-
elle Zuspitzung nicht vorhersehen, aber jene  Kluft zwischen Krieg und Widerstand 
war Anlass und Gegenstand der Konferenz, und an ihren Inhalten haben die An-
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schläge von Paris und ihre Folgen nichts geändert, denn die Beteiligten waren von 
der Erkenntnis ausgegangen: Es droht nicht ein großer Krieg, er findet schon statt 
und Deutschland ist dabei. Indem wir auch die Geschichte des Friedenskampfes 
der Arbeiter- und Arbeiterinnenbewegung einbeziehen, tragen wir mit dieser Pub-
likation zu einem genaueren, tieferen Verständnis der heutigen Kriegsgründe und 
zur Aktualisierung  der Strategie der Gegenkräfte bei.  

Siegfried Ransch und Pascal Luig haben die Konferenz inhaltlich mit vorbereitet, 
Pascal auch das Layout dieser Broschüre entworfen, Jürgen Lutterkordt und das 
Team von RegenbogenTV  haben Videos von der Konferenz produziert, Gina und 
Frauke Pietsch die Tagung berührend  mit Liedern gegen den Krieg eröffnet, Mari-
us van der Meer diese Broschüre feinsinnig lektoriert. Ihnen und allen Autorinnen 
und Autoren danken wir sehr für ihr Engagement und ihre Solidarität in der Zu-
sammenarbeit.  

 

Wolfgang Gehrcke und Christiane Reymann  

Berlin im Januar 2016 

 

 

 

Dieses Heft kostet 2 Euro. Bestellungen bitte an: 
Wolfgang Gehrcke, Platz der Republik 1, 11011 Berlin,  
Tel.: 030 22773184 oder Mail: wolfgang.gehrcke@bundestag.de. 

Mehr Informationen und erwünschte Mitarbeit zum Frieden über:  
info@zimmerwald-frieden.eu.  

Die Texte dieses Heftes stehen online unter:  
http://www.wolfgang-gehrcke.de/de/topic/202.zimmerwald-frieden.html. 

Hier der link zu einer Video-Kurzdokumentation der Konferenz: 
https://www.youtube.com/watch?v=RxTOPwa97sU#t=44.  
Die Links zu allen Videos sind, s.o., auf der Website von Wolfgang Gehrcke. 
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Beiträge zur Tagung 

Linke und die Friedensfrage 
100 Jahre nach Zimmerwald: Kriegsursachen und Friedensstrategie 

von Wolfgang Gehrcke und Christiane Reymann 

Es ist Krieg und die Friedensbewegung reagiert darauf nicht adäquat. Deutschland 
ist zurzeit an 19 militärischen Auslandseinsätzen beteiligt. Gäbe es eine Steige-
rungsform von Tabubruch, wäre die Beteiligung der Bundeswehr am Krieg in Syri-
en eben das, ein Tabubruch in Potenz: Jetzt operiert die deutsche Armee im 
Brennpunkt aller Kriege der letzten zwei Jahrzehnte, im Nahen Osten an der Gren-
ze zu Israel. Und auf den Straßen hierzulande bleibt es nahezu ruhig. Wir befragen 
uns selbstkritisch: Ist diese Ruhe auch Resultat einer unzulänglichen Friedensstra-
tegie der politischen Linken? Die wollen wir überprüfen, aktualisieren, konkretisie-
ren. Dabei nehmen wir auch Bezug auf die Konferenzen von Bern im März 1915 
und Zimmerwald, September 1915. Sie waren die Antwort darauf, dass nahezu alle 
sozialdemokratischen Parteien Europas in ihrer erdrückenden Mehrheit mit Beginn 

n eingeschwenkt waren. 
Die Berner war eine Konferenz der sozialistischen Fraueninternationale mit 25 Teil-
nehmerinnen aus acht Ländern, die im schweizerischen Bergdorf Zimmerwald 
hatte 28 Teilnehmende aus Deutschland, Frankreich, Italien, Russland, Polen, Ru-
mänien, Bulgarien, Schweden und Norwegen, den Niederlanden und der Schweiz. 
Trotz der recht geringen Teilnehmerzahl kündigte sich in ihrem Bruch mit der 

n-
zen zeigten, dass sich im Meer der Verblendung, so die Bilanz von Marion Phillips, 

und Männer über den Pulverdampf und das Getöse der Schlachtfelder zu erheben 
e ersten und für lange Zeit einzigen Frie-

denskonferenzen. Und es waren Sozialistinnen und Sozialisten, die aus dem Men-
schenschlachthaus heraus Wege zum Frieden aufzeigten.  

Eine Internationale des Friedens 

In Bern und Zimmerwald waren -Sozialistinnen und -Sozialisten zusam-
mengekommen, bis auf die Bolschewiki gehörten sie zu Minderheiten in ihren 
Parteien, es waren keine Konferenzen von Bewegungen, wie sie erst in späteren 
Jahren möglich wurden. Eine weltumspannende Bewegung wurde dann der 
Kampf gegen den deutschen Faschismus. In internationalen Konferenzen der 
kommunistischen Parteien hat die Friedensfrage immer eine bedeutende Rolle 
gespielt, zugleich und parallel bildete sich nach 1945 eine Weltfriedensbewegung 
heraus - auch sie geriet freilich in die Blockspaltung des Kalten Krieges - mit eige-
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nen Strukturen, Debatten und Widersprüchen. Heute fehlt beides. Es fehlt ein 
weltweiter Zusammenschluss linker, sozialistischer und kommunistischer Parteien 
mit einer globalen Friedensstrategie von links und es fehlen europa- und weltweite 
Treffen und Verabredungen der Friedensbewegung. Wichtige Ansätze dazu gibt 
es, etwa in der Initiative No to NATO, im weiter existierenden Weltfriedensrat, in 
den traditionsreichen und couragierten Organisationen wie IPPNW (Internationale 
Ärzte für die Verhütung des Atomkriegs) oder IALANA (Juristinnen und Juristen 
gegen atomare, biologische und chemische Waffen), aber sie erfassen nur einige 
von möglichen Teilen und sie sind zu wenig miteinander verzahnt. Die (Welt-) So-
zialforen haben sich um Fragen der sozialen Gerechtigkeit und nur am Rande um 
die des Friedens gruppiert. Gegen den Krieg, der weite Teile der Welt erfasst hat, ist 
eine weltweite Friedenskonferenz dringend notwendig: Eine Internationale des 
Friedens. Inhaltlich könnte sie sich aus vier Quellen speisen: Aus der Stärke des 
Rechts gegen das Recht des Stärkeren, aus der Idee der globalen sozialen Gerech-
tigkeit gegen Ausplünderung und himmelschreiende Ungerechtigkeit, aus Abrüs-
tung einschließlich eines weltweiten Rüstungsexportverbots und einer umfassen-
den weltumspannenden Selbstbestimmung und Demokratisierung. 

Volksfront gegen Faschismus und Krieg 

Die Zimmerwalder Linke, insbesondere Lenin und die in Zimmerwald nicht anwe-
senden Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht, sie war inhaftiert, er an der Front, 
verknüpften die Forderung nach Frieden mit der sozialistischen Revolution, erst sie 
könne Frieden schaffen und sichern. Arbeit, Brot und Frieden bildeten den politi-
schen Kern der russischen Oktoberrevolution und der Novemberrevolution in 
Deutschland. Kurz vor und während der Herrschaft des Faschismus in Europa fan-
den die Parteien der Kommunistischen Internationale  mühsam  zur Strategie 
der Arbeitereinheitsfront. Mit ihr sollte die unselige und so folgenschwere Gegner-, 
ja Feindschaft zwischen den (sozialdemokratischen und kommunistischen) Arbei-
terparteien im gemeinsamen Kampf gegen den gemeinsamen Feind aufgehoben 
werden. Bert Brecht im Solidaritätslied
Stie
keinen Herrn./ Drum links, zwei drei, drum links, zwei drei,/ wo dein Platz, Genosse, 

e-
sen Gedanken hat die Kommunistische Internationale, namentlich Georgi Dimit-
roff, zur Volksfront-Strategie weitergeführt, als mehr und mehr klar wurde, dass der 
Faschismus nicht eine allgemeine Form des Kapitalismus ist, die durch den Klas-
senkampf der Arbeiterklasse zu stürzen wäre, sondern im Unterschied zur Herr-

s-
ten reaktionären, chauvinistischen und imperialistischen Elemente des Finanzkapi-

 dem VII. Weltkongress der KI 1935 in Moskau 
weiter, könne nur von allen demokratischen Kräften gemeinsam besiegt werden. 
Die Volksfront war die Bewegungs-Entsprechung der späteren Anti-Hitler-
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Koalition. Sie fand sich im Spanischen Bürgerkrieg zusammen zur Verteidigung der 
Republik, sie prägte die Partisanenbewegungen in ganz Europa, nach 1945 machte 
Palmiro Togliatti sie in Italien zum Programm der KPI, dort ging sie in Enrico Berlin-
guers, er war KPI-Generalsekretär von 1972 bis 1984, Konzept vom historischen 
Kompromiss ein. Zeitgleich gewann der Volksfront-Gedanke weltweite Ausstrah-
lung durch Salvador Allende und die Unidad Popular in Chile. Er war immer getra-
gen vom Nein zu Faschismus und Rassismus, Nein zu Aufrüstung und Krieg, Ab-
grenzung gegen die Macht der Monopole, Ja zu einer umfassenden Demokratisie-
rung. Der Philosoph Ernst Bloch, auch Schriftsteller wie Heinrich Mann haben die 
deutsche kommunistische Bewegung scharf kritisiert, weil sie das Kleinbürgertum 
kampflos dem Faschismus überlassen habe. Diesen Fehler muss man ja nicht wie-
derholen.  

Die Idee der Volksfront 
wandelt sich, wie sich die 
materiellen gesellschaftli-
chen Verhältnisse wan-
deln. Heute wäre sie nicht 
nur die adäquate Antwort 
auf die Gefahr, dass sich 
die Menschheit mit der 
zigfachen Overkillkapazi-
tät der angesammelten 
Atomwaffen auslöscht; sie 
wäre auch die angemes-
sene Reaktion auf die 

rasante Entwicklung der Produktivkräfte mit ihrer Kehrseite, dem stetigen Um-
schlag in Destruktivkräfte. Globale Katastrohen wie Kriege, Massenvernichtungs-
waffen, immer mehr ferngesteuerte oder automatisierte Tötungsmaschinen, Aus-
plünderung von Naturressourcen, die Klimakatastrophe, Hunger und Flucht in 
weiten Teilen der Welt gefährden das Überleben der Menschheit. Sie sind Folge 
eines ungebremsten imperialistischen Kapitalismus. Der hat auch eigene Produkti-
onsverhältnisse hervorgebracht, Monopole und Staat sind auf Engste miteinander 
in quasi mafiösen Strukturen verstrickt. Sie finden nicht zuletzt im militärisch-
industriellen Komplex einen angemessenen Begriff. Dieser MIK ist die jeweilige 
Durchdringung von Staat, Rüstungsproduktion, militärischen Strukturen und ei-
nem Denken (in Thinktanks, Wissenschaft und Forschung) in Kategorien von Ge-
walt und Vorherrschaft und deren verherrlichender Propagierung in den Medien. 
Historische Erfahrungen, die Entwicklung der Produktivkräfte und der Produkti-
onsverhältnisse setzen also eine Volksfront als Teil der Überlebensstrategie der 
Menschheit auf die Tagesordnung. 
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Vorkrieg oder Krieg? 

In ihrer Erzählung Kassandra schreibt Christa Wolf: "Wann Krieg beginnt, das kann 
man wissen, aber wann beginnt der Vorkrieg." Begann der I. Weltkrieg wirklich mit 
dem Attentat in Sarajevo am 28. Juli 1914 und der II. mit dem Überfall auf Polen am 
1. September 1939? Nicht schon eher? Wann hat alles angefangen? Heute müssen 
wir die Warnzeichen erkennen, um gebührend reagieren zu können: Sind etwa 
Rüstungsexporte, Drohnen, regionale und Stellvertreterkriege, auch Gedankenwel-
ten und eine Politik, denen Gewalt strukturell innewohnt, nur einzelne Erscheinun-
gen, sind es Menetekel, dass der Vorkrieg angefangen hat oder dass er schon in 
Krieg übergegangen ist? Von drohenden Kriegen wird vielfach auch in der Frie-
densbewegung gesprochen, aber Kriege drohen nicht, vielmehr befinden sich die 
Welt und Europa schon inmitten von Kriegen.  

Im Lärm und der Zerstörung, erzeugt von Bombardements des Libanon durch die 
israelische Luftwaffe, sagte 2006 die damalige US-amerikanische Außenministerin 

r sehen, ist in 

unglaubliche Zynismus erschließt sich auf dem Hintergrund der kreativen Zerstö-
rung. Das ist ein Schlüsselbegriff der neoliberalen Modernisierer und Neocons. 
Regimes werden ausgetauscht, Hindernisse gesprengt, Gesellschaften kaputt ge-

Afghanistan, Pakistan, Irak in den südlichen Gürtel Zentralasiens entlang der ehe-
maligen Sowjetrepubliken auszudehnen, Russland im Süden an seiner empfind-
lichsten Flanke einzukreisen und nach China vorzustoßen. Das alles sind die Kriegs-
regionen der Zeit nach der Systemkonkurrenz und sie werden gezielt ausgedehnt, 
und vielleicht ist die kreative Zerstörung schon in eine unkontrollierte, unbeherrsch-
te Zerstörung übergegangen. Die Saat der Gewalt kommt diesen weiten Bogen 
zurück in Gestalt von Taliban, Al Qaida und IS, sie tobt sich in und über Syrien aus, 
durchquert den Mahgreb, zieht in den Süden nach Mali, über Zentralafrika, den 
Sudan ans Horn von Afrika und den Jemen. Tragen nicht auch die Kriege im ehe-
maligen Jugoslawien und jetzt in der Ukraine Züge jener kreativen Zerstörung? Die 
einzelnen Teile dieses großen Krieges haben unterschiedliche Akteure. Doch einer 
ist immer dabei: Die USA. Sie und die NATO haben nach den aufreibenden, kosten-
intensiven und nicht sehr erfolgreichen Kämpfen in Afghanistan und Irak ihre 
Kriegsführung verändert. Sie schicken nicht mehr ihre Soldatinnen, Soldaten samt 
Panzer, Lazaretten, Burger und Cola über den Atlantik und setzen sie der Gefahr 
aus, in Zinksärgen zurück zu kommen, nein, sie lassen vielmehr kämpfen. Sie bom-
bardieren noch und wieder vermehrt vor allem in Syrien. Dabei kann es nicht scha-
den, sich an Libyen zu erinnern. Was d e-
nannt wurde, war tatsächlich ein veritabler, sieben Monate währender NATO-Krieg 
mit 26.500 Lufteinsätzen und 9.700 Bombardements. Die USA und NATO rüsten auf 
Drohnen um, sie morden vom heimischen Computerzentrum aus und brauchen 
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Ramstein als Schnittstelle für die Planung und Durchführung ihres Drohnenkrieges 
gegen mutmaßliche Terroristen in Afrika und dem Nahen und Mittleren Osten. Vor 
allem aber liefern sie Waffen und stellen Ausbilder, wie jetzt in Afghanistan und wie 
es die USA heute schon in der Ukraine und bald auch in Polen und den baltischen 
Staaten tun werden. Sie bestimmen weiter die Kriegsziele, dafür schicken sie aber 
andere ins Feuer. So wird die Hierarchie, die ohnehin dem Militär innewohnt, auch 
weltpolitisch auf die Spitze getrieben.  

Deutschlands Rolle in der Welt 

Deutschland sortiert seinen Platz in der Weltpolitik neu, das dauert an und es ist 
gefährlich. Bundespräsident Köhler musste 2010 noch gehen, weil er den Bundes-
wehreinsatz in Afghanistan mit deutschen Interessen, einschließlich Wirtschaftsin-
teressen, im Klartext in Verbindung gebracht hatte. Die jetzige Bundesregierung 
und Bundespräsident Gauck haben sich von militärischer Zurückhaltung verab-
schiedet, sie erheben Anspruch auf eine Weltgeltung Deutschlands. Das wird um-

en zu 
Aufrüstung, Willkür und Doppelmoral. Zugleich ist Deutschland, um bei Steinmei-
er, von der Leyen und Gauck zu bleiben, nicht groß und stark genug, um seine 
Machtinteressen allein auf sich gestellt durchsetzen zu können, schon gar nicht 
militärisch. Deutschland will Stärke gewinnen, indem es innerhalb der EU eine 
führende Stellung einnimmt und seinen Einfluss in internationalen Organisationen 
wie dem IWF, der Weltbank erhöht. Hinzu kommt: Die Bundesregierung, der Au-
ßenminister erwecken den Eindruck, an allen Brennpunkten des Weltgeschehens 
diplomatisch mitzureden, das erhöht zugleich den deutschen Einfluss in der UNO. 

 
der Herrschenden tunlichst vermieden  vertritt die Bundesrepublik möglichst mit 
Frankreich zusammen, ohne dass die Konkurrenz der beiden Staaten um Vorherr-
schaft in EU obsolet geworden wäre. 

Terror der Ökonomie 

Krieg, Terror, Flucht entstehen im Umfeld von schreiender Ungerechtigkeit und 
struktureller Gewalt. Den globalen Krieg, der schon jetzt stattfindet, entlarvt Georg 

1. Er wird nicht nur militärisch, sondern auch wirtschaftlich ge-
führt. Auf der Erde verhungern täglich 57 000 Menschen; durch schlechte Wasser-

                                                                    
1
 Auf die Frage, was er für den zentralen Konflikt unserer Zeit hält, hat Warren Buffet mit grob geschätz-

ten 50 Milliarden Dollar einer der ganz großen Oligarchen im Interview mit Ben Stein der New York Times 
am 26. 11. 
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versorgung sterben jährlich weltweit über 100 000 Menschen an Cholera, 4,2 Milli-
onen Menschen werden pro Jahr von vermeidbaren Durchfallerkrankungen dahin-
gerafft.  Als mörderische Waffen erweisen sich Geld, vor allem in Form von Schul-
den, und die Börse. Dort werden Leben und Lebensgrundlagen verzockt.  

Auf diese veränderte Konfliktlage hat die NATO von 1999 an reagiert, als sie ihre 
Strategie änderte. Nicht Verteidigung ist seitdem Sinn und Zweck des Militärbünd-
nisses, sondern der notfalls auch militärisch zu sichernde freie Zugang zu den Res-
sourcen, die die reichen Länder für sich beanspruchen. Und das ohne UNO-Mandat 

t-
bestehenden Option des Ersteinsatzes von Atomwaffen. Uranhaltige Munition ist 
übrigens bereits Alltag. Aus Sicht des Militärbündnisses sind an die Stelle  militäri-

die dünner werdende Ozonschicht, Armut, Verelendung und Migrationsströme aus 
dem Süden, Engpässe im internationalen Nahrungsangebot, Energieknappheit 
oder organisiertes Verbrechen. Für all diese offensichtlich nicht militärischen Risi-
ken erklärt sich die NATO zuständig, um ihnen mit militärischen Mitteln zu begeg-
nen. Das ist so aussichtslos wie für alle Seiten ruinös. Umgekehrt aber geben diese 

t-
aus größer werdendem Maß gerecht werden muss. Denn diese 
und sie werden sich in Kriegen entladen, wenn wir nicht beginnen, anders zu le-
ben, zu produzieren und zu verteilen. Wir in der nördlichen Hemisphäre können 
nicht mehr auf Kosten der Menschen im Süden leben, die wir mit unserer Lebens- 
und Produktionsweise arm machen, ohne dass viele von uns das wollen und sich 
auch ehrlich eingestehen. Trotzdem landen ihre Nahrungsmittel in den Tanks un-
serer Autos, Kapitalgesellschaften rauben ihnen ihr Land, Pharmakonzerne stehlen 
ihr Wissen, patentieren ihre Pflanzen und Gene, die reichen Staaten ziehen die 
gebildeten Leute aus den armen Ländern ab. Selbst unter den syrischen Flüchtlin-
gen sind Deutschland derzeit die Akademiker durchaus nicht unwillkommen. 

Vom Umgang mit Differenzen 

Frieden ist nicht ein Ding, das erkämpft werden kann und ansonsten bleibt alles 
beim Alten. Frieden ist vielmehr ein tiefgehender Prozess der Veränderung der 
Welt, der eigenen Gesellschaft und der Selbstveränderung der Individuen, beinhal-
tet er doch die Aufhebung von Beziehungen, die auf Beherrschen und Unterwerfen 
beruhen, jenem gemeinsamen Kennzeichen von Imperialismus, Militarismus und 
Patriarchat. Das heißt nicht, dass die Einzelnen, die etwas für den Frieden tun wol-
len, alle diese Implikationen teilen müssen. Die Friedensbewegung ist nicht links 
oder feministisch, christlich oder globalisierungskritisch, doch Linke, Feministin-
nen, Christen, globalisierungskritische Menschen bringen ihre je eigenen Sichtwei-
sen ein. Und Gewerkschaften, Kirchen, Umweltverbände müssen aus ihrer Passivi-
tät dem Frieden gegenüber aufgerüttelt werden, sie sind wichtig für das gesell-
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schaftspolitische Klima. Schließlich ist, wie Willy Brandt sagte, Frieden nicht alles, 
aber alles ist nichts ohne Frieden. Wie auch immer motiviert, ist heute jeder Schritt 
weg von Krieg und Kriegsvorbereitungen ein wichtiger Beitrag zur Rettung der 

solches Aufnahmekriterium gibt es nicht. Im vergangenen Jahr sind diese und 
andere tiefe Differenzen im Zusammenhang mit dem Friedenswinter aufgebro-
chen. Das hat zu Ausgrenzungen, Spaltungen, zeitweiligen Lähmungen geführt 
und zu persönlichen Diffamierungen und Verletzungen. Und hat unserem gemein-
samen Anliegen letztlich öffentlich geschadet und uns geschwächt. 

Der Umgang mit Differen-
zen ist entscheidend für 
die Stärke (oder Schwä-
che) der Friedensbewe-
gung. Sie war immer eine 
Bewegung mit Gemein-
samkeiten  und Differen-
zen! Nehmen wir die gro-

Jahre: Sie hatte eine, 
durchaus strategische, 
Differenz zum Charakter 
der sowjetischen SS 20 in 
Osteuropa. Trotzdem 
haben wir gemeinsam zu 
Hunderttausenden gegen 
die Cruise Missiles und 
den NATO-Doppelbeschluss gekämpft. Aktuell haben wir eine Differenz zur Frage: 
Frieden in Syrien unter Einbeziehung von Assad oder nur über Regime-Change? 
Wir sind auch unterschiedlicher Meinung zu der Frage, ob der Islamische Staat 
auch militärisch zu bekämpfen oder ob er einzig politisch zu isolieren sei. Trotzdem 
konnte die Friedensbewegung bislang mit einer militärischen Komponente umge-
hen, namentlich mit Waffen, gern auch in Frauenhand, eingesetzt von der kurdi-
schen Peschmerga und/oder zur Verteidigung und Selbstverteidigung Rojavas. 
Muss eine unterschiedliche Einschätzung der russischen Luftangriffe in Syrien die 
Friedensbewegung jetzt spalten? Oder laufen wir bereits Gefahr, dass die deutsche 
Beteiligung am Syrien-
friedensbewegten Kräften gewinnt?  

Wir brauchen mehr Sorgfalt und Kraft bei der Suche nach Gemeinsamkeiten statt 
nach Differenzen. In der Friedensbewegung und in der LINKEN. Denn wenn die 
LINKE mit ein bisschen Krieg anfängt oder ein bisschen militärisch zu sichernden 
Grenzen zustimmt, ist sie schon auf der abschüssigen Bahn. Die ist bekanntlich mit 
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Schmierseife versiegelt, es gibt kein Halten. Eine linke Partei ist parlamentarisch 
und außerparlamentarisch eine Antikriegs-Linke oder sie ist nicht mehr links, son-
dern überflüssig.  

Europäische Union und NATO machen Krieg  

DIE LINKE will Teil und Partnerin der Friedensbewegung sein, sie kann aber auf 
keinen Fall die Friedensbewegung ersetzen. Vielleicht kann sie mit ihrer Politik, 
ihren Forderungen nützlich sein. Statt Ausweitung und Modernisierung der NATO, 
statt eines Raketenabwehrschildes in Europa tritt DIE LINKE für eine neue europäi-
sche Entspannungspolitik ein. Sicherheit in Europa ist Sicherheit mit und nicht 
gegen Russland. Schluss mit den Sanktionen. Russlands Sicherheitsbedürfnis ist 
ebenso legitim wie das Sicherheitsbedürfnis Deutschlands, Polens und jedes ande-
ren Staates. Statt Ausdehnung der NATO nach Osten will die LINKE die Auflösung 
der NATO und ihre Ersetzung durch eine neue Sicherheitsarchitektur in Europa, in 
der die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit vitalisiert und ausgebaut 
und das Völkerrecht gestärkt und erneuert wird. Nicht eine "Armee im Einsatz", 
sondern die strukturelle Nichtangriffsfähigkeit und radikale Reduzierung der Bun-
deswehr ist ihr Ziel. Die in Deutschland stationierten US- amerikanischen Atomwaf-
fen müssen abgezogen werden, atomwaffenfreie Zonen in Europa und im Nahen 
Osten, Lateinamerika ist dafür ein überzeugendes Beispiel, sind Schritte zu einer 
Welt frei von Atomwaffen.  

Die Auflösung der NATO und eine grundlegende Reform der EU sind Zukunftsmu-
sik, obwohl sie seit über 25 Jahren nach dem Ende des Kalten Krieges überfällig 
sind. 

Realität hingegen ist, dass die NATO zu einem sich ausbreitenden Kriegsbündnis 
wurde und sich die Europäische Union im Zeitraffer militarisiert. Jetzt ist die Fes-
tung Europa errichtet, vor der Linke immer gewarnt haben. Was verniedlichend 

-Außengrenzen genannt wird, entpuppt sich in Wirk-

sie nicht so gesichert werden, dass keiner durchkommt. Für die Friedensbewegung 
ersteht de facto damit neben und verwoben mit der NATO ein weiterer Gegner: Die 
EU. Ihr Charakter ist aber selbst unter Linken umstritten. Ist sie ein Mittel der Frie-
denssicherung in Europa oder selbst Faktor der Militarisierung? Ist sie reformierbar 
oder muss sie, wie die NATO, abgeschafft, überwunden werden? Dieser Meinungs-
streit ist wichtig. 

Große Taten: Verhandlungen, Zivile Konfliktlösungen 

Immer, wenn sie einen Bundeswehreinsatz ablehnen, wird der Friedensbewegung 
und der LINKEN entgegengehalten: Keine Kommentare von der Seitenlinie aus, ihr 
dürft nicht wegschauen, nicht passiv bleiben angesichts von (wahlweise): Völker-
mord, Massenvergewaltigungen, Flucht und Vertreibung... Auf dem SPD-Parteitag 
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Dezember 2015 diffamierte Außenminister Frank-

- und grundgesetzwidrige 
Kriege stellten. Doch die Verteidigung von Recht ist nicht Nichtstun, Engagement 
für zivile Konfliktlösungen ist aufwändiger und geht tiefer als Soldaten und Kriegs-
gerät zu verschicken. Hinzu kommt: Der Einsatz der Bundeswehr hat in den letzten 
Jahrzehnten keine Krisen und Konflikte gelöst. Das konnten die Anti-Hitler-
Koalition mit dem militärischen Sieg über den Faschismus und die Befreiungs-
kämpfe in Asien, wie Vietnam, in Afrika und in Lateinamerika noch für sich in An-
spruch nehmen. Heute ist es ausgesprochen fraglich, ob es noch gerechte Kriege 
gibt. Die Unterstützung der Sowjetunion für die Linke in Afghanistan war politisch 
und moralisch gerechtfertigt, das Ergebnis eher deprimierend. Der bewaffnete 
Kampf der PLO war mit Sicherheit völkerrechtlich und moralisch gerechtfertigt, das 
Ergebnis allerdings nicht Befreiung. Auch die Guerilla-Bewegung in Lateinamerika 
hatte zu Recht zu den Waffen gegriffen, gesiegt hatte sie allerdings, mit Ausnahme 
Kubas, mit dem Stimmzettel, freilich immer nur vorübergehend, (noch) nicht auf 
Dauer.  

In den letzten Jahren sind zwei Konflikte erfolgreich beendet oder deeskaliert wor-
den  nicht durch Militär, sondern durch Verhandlungen: 2013 konnte fünf Minu-
ten vor 12 der Angriff der USA auf Syrien durch das Abkommen über die Vernich-
tung der Chemiewaffen diplomatisch gestoppt werden. Durch das Atomabkom-
men konnte jüngst ein Krieg gegen den Iran verhindert werden. Die Zukunft wird 
zeigen, ob Minsk II eine zumindest vorübergehende Deeskalation des Ukraine-
Krieges eingeleitet hat.  

Die empirische Erfahrung lehrt: Nach Ende des Ost-West-Konflikts führen Militär-
einsätze zu noch mehr Spannungen und Unsicherheit, Verhandlungen hingegen 
können Gewalt und Katastrophen zumindest stoppen.  

In Deutschland gibt es unter der Bevölkerung eine stabile Anti-Kriegs-Mehrheit - 
als Meinungsmehrheit, nicht auf der Straße. Sie gerät in Gefahr, aufgeweicht zu 
werden ausgerechnet durch die Boten des Krieges, die in Form der Flüchtlinge zu 
uns kommen. 80 Prozent fliehen bekanntlich vor Krieg. Und schon geht die Demo-
kratie ein weiteres Mal den Bach hinunter. Das Grund- und Menschenrecht auf Asyl 

und demokratische Rechte werden  zunächst für Flüchtlinge  kurzerhand außer 
Kraft gesetzt. Die Boten des Krieges werden unser Land im Inneren gravierend 
verändern, eine Verschiebung der politischen Schwerpunkts nach rechts erscheint 
wahrscheinlich. Die Bewegung für Frieden wird, wenn sie auf die Straßen und Plät-
ze zurück findet, auch dem Rassismus Grenzen setzen und eine weitere Rechtsent-
wicklung stoppen können.  
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Krieg und Frieden 
Sozialistische Positionen gestern und heute 

von Prof. Kurt Pätzold 

Um mich nicht bei zeitraubenden Vorreden aufzuhalten und den Bogen über das 
Jahrhundert zu dem Ereignis zu schlagen, dessen Gedenken uns hier und heute 
zusammenführt: Bei der Zusammenkunft der Führer sozialistischer Parteien in dem 
Schweizer Ort Zimmerwald im Kanton Bern ging es um die Bestimmung einer Er-
folg versprechenden Strategie und Taktik des Kampfes für den Frieden und eine 
Konferenz zur gleichen Thematik täte den Sozialisten ein Jahrhundert später nicht 
weniger not und gut. Denn es kann, schon ein Blick in die eigene Partei, beispiels-
weise die meine, bezeugt es, es kann von einer Übereinstimmung auf diesem Feld 
nicht die Rede sein. 

Der erhebliche Unterschied der Situationen von einst und jetzt besteht aber darin, 
dass damals nach Inhalten, Zielen und Methoden des Friedenskampfes während 
eines europaweiten Krieges gesucht wurde und die Mehrheiten aller sozialdemo-
kratischen Parteien in den kriegführenden Ländern auf die Positionen der Vater-
landsverteidigung übergelaufen waren. Der Krieg war 13 Monate alt und Deutsch-
land hatte ihn verloren, wenn sich die militärische und zivile Führungsschicht des 
Kaiserreiches das wohl selbst auch noch nicht eingestehen wollte. Doch als die 
Marneschlacht im September 1914 nicht gewonnen wurde und Frankreich stand-
hielt, der Bewegungs- in den Stellungskrieg überging, russische Armeen in Ost-
preußen eindrangen, war der modifizierte Schlieffenplan, mit dem das Kaiserheer 
in den Krieg gezogen war, erledigt. Ein Ersatzplan existierte nicht. Der Krieg würde 
sich nun verlängern und das Deutsche Reich über kurz oder lang die Überlegenheit 
derer anerkennen müssen, die es herausgefordert hatte. 

Die Zimmerwalder wollten sich mit dieser Perspektive eines Jahre andauernden 
Völkermordens nicht abfinden. Geeint waren sie durch die Vorstellung und den 
Willen, den Krieg zu einem baldigen Ende zu führen. Was dafür zu tun war, das war 
ihre Frage und auf die gab es unter und zwischen ihnen keine übereinstimmenden 
Antworten. Die Meinungsunterschiede begannen mit der Frontstellung. Die gegen 
die Kriegstreiber und Kriegsinteressenten verstand sich gleichsam von selbst. Aber 
wie stand es mit denen, die an ihre Seite getreten waren, mit denen viele der An-
wesenden doch nach wie vor in einer Partei waren? Musste der vollständige, also 
auch der organisatorische Bruch vollzogen werden? Mussten neue proletarische 
Organisationen gegründet, an die Stelle der offenkundig bankrotten II. eine neue 
III. Internationale gesetzt werden? Und weiter: Mit welchen Zielen sollte der Kampf 
gegen den Krieg geführt werden. Allein dem seiner raschen Beendigung und dem 
Verzicht auf Annexionen und Kontributionen in Friedensverträgen? Oder doch mit 
dem Bestreben, die gesellschaftlichen Zustände grundstürzend zu verändern und 
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denjenigen die Macht zu entziehen, die den August 1914 zu verantworten hatten. 
Und dann und ganz praktisch: Sollten die Millionen Soldaten die Gewehre nur 

machen? 

Das Manifest, auf das sich die Anwesenden nach ihren Beratungen vom 5. bis 8. 
September 1915 einigten, war ein Kompromiss. Die Autoren konstatierten, dass der 
Krieg aus dem Imperialismus hervorgegangen war, um Profite und den Besitz der 
Naturschätze des Erdballs geführt wurde und die Weltkarte nach den jeweiligen 

Ringen um den Fr
niemanden vergewaltigte und das Selbstbestimmungsrecht der Völker wiederher-
stellte und wahrte. Auch die Minderheit der Anwesenden, die mit Lenin für ein 
ungleich weitergehendes Programm sich ausgesprochen hatte, aber mit ihrem 
Vorschlag unterlag, stimmte für diesen Text, ohne von dem eigenen Standpunkt 
abzugehen. Es ist die Formierung dieser Minderheit, die unter der Bezeichnung 
Zimmerwalder Linke in die Geschichte der europäischen Arbeiterbewegung ein-
gegangen ist, die das Treffen vor allem denkwürdig macht. Von ihr führte ein gera-
der Weg zum totalen Bruch mit den Opportunisten und Nationalisten, zur Grün-
dung eigener Zusammenschlüsse, in die III. Intentionale, zu entschiedenen Kampf-
formen gegen den Krieg bis hin zum Versuch seiner Umwandlung in den Bürger-
krieg, der einzig den Bolschewiki gelang. 

Bei allen Verdiensten und den vielen Opfern, die insbesondere von jenen Linken 
gebracht wurden, den Abbruch, das Ende des Krieges haben nicht sie in erster Linie 
erzwungen. Er ging in Westeuropa 1918 zu Ende, als die Kräfte des deutschen Hee-
res aufs äußerste erschöpft, immer mehr Soldaten kampfmüde und kampfunwillig 
geworden waren, das Vordringen der Armeen der Entente in das Reichsgebiet 
bevorstand, und nun auch die Generalität um Paul von Hindenburg, dem Chef der 
Obersten Heeresleitung (OHL) nach der raschen Beendigung des Krieges durch 
Waffenstillstandsverhandlungen rief, bestimmt vom Gedanken, für die Zukunft zu 
retten, was für sie zu retten war. 

Die Welt, wie sie heute beschaffen ist, entstand in weiten Teilen und mit ihren we-
sentlichen Charakteristika rund gerechnet vor einem Vierteljahrhundert, also etwa 
in den Jahren zwischen 1989 und 1991. Teile Mittel- und Osteuropas und der Nor-
den Asiens bis an den Pazifik sind in konterrevolutionären Prozessen in kapitalisti-
sche Zustände zurückverwandelt worden. Damit wurde auch einer der politisch-
militärischen Blöcke, der dem anderen viereinhalb Jahrzehnte gegenübergestan-
den hatte, Geschichte. Die Landfront des Kalten Krieges, die durch Mitteleuropa 
entlang der Grenze der beiden deutschen Staaten verlief, existierte nicht mehr. Die 
Truppen der Hauptmacht des Warschauer Vertrages begaben sich in ihr Land zu-
rück. 
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Dass der Kalte Krieg der Geschichte angehörte, erschien vielen bei allem, was sie 
als verloren ansehen mussten, als Gewinn. Mehr noch: Geglaubt wurde, dass nicht 
nur eine lang währende akute Gefahr beendet wäre, sondern dass der alte Konti-
nent, wie kein anderer durch die Jahrhunderte von Kriegen, dem Dreißigjährigen, 
den Napoleonischen, dem Ersten, dann dem Zweiten Weltkrieg geplagt, für alle 
Zukunft Kriege hinter sich gelassen habe. Das war ein schöner Traum. 

Ein leichtes Erwachen gab 
es, als die europäischen 
Großmächte den Krieg 
gegen Jugoslawien be-
gannen und ihn gegen 
einen bis zur Hilflosigkeit 
unterlegenen Gegner 
brutal führten. Mit diesem 
Krieg verbindet sich nicht 
nur der bundesrepublika-
nische Sündenfall. Zum 
ersten Mal seit dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges 
war eine deutsche Armee, 
nicht in vorderster Reihe, 

aber als Hilfskraft, wieder an einem Krieg beteiligt. Er war kurz und hat deutsche 
Gedächtnisse nicht lange strapaziert. Auch diese Teilnahme musste aber vorher 
von den Teilnehmenden begründet werden  wie alle so genannten modernen 
Kriege   vor allem vor der eigenen Bevölkerung. Da ist viel gelogen worden und 
wird es bis auf den heutigen Tag. Das Vaterland war zu verteidigen, seine Bürger zu 
schützen, dem feindlichen Angriff zuvorzukommen. Keine Lüge aber, welcher Ver-
gleich auch immer herangezogen wird, war so unverfroren, ja so ungeheuerlich 
wie die des seinerzeitigen Bundesaußenministers, der die Bomben auf Serbien mit 
der Lüge rechtfertigte, es galt, ein zweites Auschwitz zu verhindern. Dass der Mann 
das überstand, war ein Zeichen dafür, was in Deutschland einig Vaterland möglich 
war. 

Hier ist nicht Ort noch Zeit die Geschichte der Kriege und Bürgerkriege im 21. Jahr-
hundert zu verfolgen. Geographisch reichen sie von Afghanistan bis Libyen. Da 
bleiben noch die in Mittel- und Südafrika unbenannt. Da mochten die weitesten 
Teile Europas wieder erscheinen wie eine friedliche Insel. Und in der Tat konnten 
sich die Europäer weithin glücklich schätzen, fern von Kriegen zu leben. Wer würde 
nicht zu schätzen wissen, dass heute selbst die Siebzigjährigen Deutschen keinen 
Tag in einem Krieg gelebt haben. Das Problem besteht darin, dass sie das als 
selbstverständlich und als ein kostenloses Dauerabonnement ansehen. Und ein 
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ander
  scheint 

e-
nehin verlogen ist, werden Individualisten erzogen, die 

sich nicht einmal um den eigenen Mitbürger scheren, geschweige denn um das 
Leben der Menschen weitab. Wie die neuesten Erfahrungen und Befragungen 
zeigen, funktioniert das bei etwa der Hälfte der Bundesbürger. 

Dann kamen aber der Bürgerkrieg in der Ukraine und das Eingreifen Russlands. Das 
war den Deutschen aus historischen und geographischen Gründen näher und der 
Unfall von Tschernobyl, der aber inzwischen auch fast dreißig Jahre zurückliegt, 
hatte diese Nähe in besonderer Weise veranschaulicht. Die bundesdeutsche Pro-
paganda, die bei der Erklärung von internationalen Zusammenhängen immer kurz 
und einprägsam Bösewichte markiert, Saddam Hussein, Assad, Muammar al- Gad-
dafi, präsentiert in dieser Rolle nun Putin. Wer in den heutigen Auseinandersetzun-
gen um Krieg und Frieden einen Platz finden und einnehmen will, muss hingegen 
zu verstehen suchen, welche gesellschaftlichen Ursachen die Kriege von heute 
verursacht haben und ihre Fortdauer bewirken, welche Interessen in ihnen ver-
fochten werden, wo Fronten verlaufen. Und das ist am gründlichsten verstanden, 
wenn man ihre Geschichte kennt. 

Sie beginnt damit, dass zwar der Kalte Krieg der beiden Systeme 1990/1991 been-
det war, die USA und ihre Verbündeten aber nicht willens waren, die NATO, die 
doch als Bündnis gegen den Sozialismus entstanden war, aufzulösen. Ja, sie be-
grenzten deren Einfluss- und Ausdehnungsbereich nicht einmal auf dem Stand des 
Jahres 1990, sondern rückten die sich erweiternde Militärkoalition ostwärts vor und 
an die Grenzen Russlands. Sie scheuen nicht zurück, vor diesen Grenzen mit ihren 
alten und neuen Verbündeten Militärmanöver abzuhalten. Zu welchem Zweck? 

Das ist keine einfach zu beantwortende Frage. Offenkundig ist, dass sie sich mit der 
bloßen Tatsache, dass Russland ein kapitalistisches Land geworden war, nicht be-
gnügen. Entweder Du beugst Dich der US-amerikanischen Führungsrolle oder es 
wird gesorgt, dass Du in Deinem Inneren von der Macht verdrängt und durch Kräf-
te ersetzt wird, die das tun. Was in Kiew gelang, ein in diesem Falle antirussisches 
Regime an die Macht zu putschen, sollte unter anderem Vorzeichen in Russland 
wiederholt werden. Der Maidan auf dem Kreml. Das hat nicht funktioniert. Doch 
die Absicht und die Perspektive war in greifbare Nähe gerückt, eine Ukraine zu 
schaffen, die Teil der NATO werden würde, so dass von Estland über Lettland, Li-
tauen und Polen keine Lücke mehr im Aufmarsch des Bündnisses vor den europäi-
schen Grenzen Russlands existierte, ausgenommen die finnische. 

Was also kann in den Köpfen der US-amerikanischen Führungsschicht vor sich 
gehen, die diese Politik planen und praktizieren? Der Imperialismus, den sie reprä-
sentieren, hat im 20. Jahrhundert drei große Siege errungen, die von 1918, von 
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1945 und von 1990/91. Die historischen Situationen unterschieden sich, offenbar 
aber nicht deren Wirkung. Sie haben zu einer Weltmachtmentalität geführt, die 
sich mit der kurzzeitigen der hitlerfaschistischen Imperialisten jedenfalls messen 
kann, ja sie übertrifft. Was diese Geistes- und Gemütshaltung in der Welt inzwi-
schen angerichtet hat, ist zu besichtigen. Dazu muss man neuerdings nicht nach 
Afghanistan, Israel, Syrien und Libyen reisen. Die Opfer finden sich hierzulande ein 
und wir diskutieren darüber, wie viele von ihnen doch auch die Slowakei und die 
Tschechei aufnehmen müssten. Und wie steht es mit dem Verursacherprinzip? 
Warum sagt niemand, die USA sollen ihre Kriegs- und Handelsflotte in die Häfen 
von Libyen, des Libanon und der Türkei schicken und die Elenden in ihr Riesenland 
transportieren und sie in ihm aufnehmen? 

Das führt zu der Frage, 
was Friedensbewegungen 
heute in Deutschland zu 
fordern und zu tun hätten, 
was sie tun können. Das 
erste ist und bleibt die 
Aufklärung über die Ursa-
chen der Kriege und ge-
fahrdrohenden Spannun-
gen. Und da kommt keine 
Friedensbewegung um 
die Kennzeichnung der 
Rolle des amerikanischen 
Imperialismus herum und darum, sich durch die hirnlose Anklage, darin drücke sich 
Antiamerikanismus aus, nicht schrecken und disziplinieren zu lassen. Es muss klar 
ausgesprochen werden, mit wem die Bundesrepublik da verbündet ist und dass sie 
dieser ihrer Bündnisverpflichtung beispielsweise durch die provokatorischen Ma-
növer nachkommt und mehr noch und fortlaufend durch ihr Schweigen zur Politik 
der Führungsmacht. Dabei ist es der Staatspropaganda gelungen, diese deutsche 
Republik als einen ewigen Friedenstifter darzustellen, personifiziert in einem Au-
ßenminister, der von Gespräch zu Gespräch eilt, von Konferenz zu Konferenz und 
überall erklärt, dass man sich doch vertragen müsse und dass dazu notwendig sei, 
miteinander zu reden. Die Frage von Krieg und Frieden wird ausschließlich zu einer 
Frage von gutem Willen von Politikern und zu einem Problem ihrer Fähigkeit er-
klärt, Krisen zu managen. Das hätte die von 1914 nicht gekonnt, und deshalb seien 
sie und die Menschen in einen Weltkrieg geraten. Die erste Aufgabe der Friedens-
bewegung besteht folglich daran, den Nebel zu lichten und zu beseitigen, der vor 
das Verständnis der Welt in ihrem gegenwärtigen Zustand gelegt wird. Das allein 
ist eine Berserkerarbeit. 
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Auf diesem Wege ist  damit eben verbunden, eine zweite Aufgabe in Angriff zu 
nehmen. Die Voraussetzungen von Erfolgen ist natürlich die Kombination der gro-
ßen Zahl. Ohne Massen und deren Druck ist auf politische Entscheidungen kein 
Einfluss zu gewinnen. Das geht nicht ab, ohne dass vor allem mit den nachwach-
senden Generationen über Humanität und Solidarität gesprochen und deren Er-
ziehung zum Egoismus eine Alternative entgegengesetzt wird. Und es verlangt 
nicht weniger die Formulierung von überzeugenden und zugleich erreichbaren 
Zielen. Das beginnt, das war ein Prinzip von Friedensbewegungen zu allen Zeiten, 
mit dem Katalog von Forderungen mit Richtung auf das eigene Land. Wie wäre es, 
wenn es in der Bundesrepublik ein oder zwei Zeitungen gäbe, die Tag für Tag auf 
der ersten Seite einfach den Betrag angeben würde, den dieser Staat für die Bun-
deswehr, ihren Erhalt, ihre Ausrüstung und ihren Einsatz ausgibt? Woran die Frage 
zu knüpfen wäre: Wer bedroht uns eigentlich? Dann würden viele der täglichen 
Diskussionen über die Aufwendungen des Staates und die Verweigerung von 
Staatsausgaben einen lebendigeren Inhalt gewinnen. 

Die Friedensbewegungen hierzulande könnten doch fragen: Warum schweigt 
diese Bundesregierung, die sich der Abschaffung der atomgetriebenen Elektrizi-
tätswerke rühmt, statt sich international gegenüber den acht Staaten, die Atom-
waffen besitzen, darunter mehrere ihrer Verbündeten, für eine konsequente ato-
mare Abrüstung einzusetzen? Und dann ist da das weite Feld der deutschen Waf-
fenproduktion und ihres Exports. Es gab in der Geschichte wiederholt Kriege, die 
nicht mit dem Sieg der einen oder anderen Seite endeten, sondern mit der Er-
schöpfung der einander Bekriegenden, ihrer Menschen und ihres Materials. Die 
Waffenlieferanten allein schon hätten die Möglichkeit, heutige Kriege zu verkürzen 
und gleichsam auszutrocknen. Es könnte eine Aufgabe der Friedensbewegung 
sein, die Waffenproduzenten und Kriegsgewinne, denn das sind sie doch, namhaft 
zu machen. Wandel zu schaffen ist da ohne Konversionsprogramm schwer genug, 
fürchten doch Arbeiter und Angestellte um ihre Arbeitsplätze und stellen sich so 
oder so auf die Seite der großen Profiteure, bisweilen sekundiert von einigen  Ge-
werkschaftern. 

Liebknecht, der als Gefangener in Zimmerwald nicht teilnehmen konnte, schrieb 

Wegweiser sein. 
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Abwesend und doch dabei 
Liebknecht, Luxemburg, Gramsci 

von Sabine Kebir 

Da der unbeirrbare Kriegsgegner Karl Liebknecht am Krieg teilnehmen musste, 
konnte er nicht an der Konferenz in Zimmerwald teilnehmen. Seine Briefbotschaft 
zeigt, dass er die Leninsche Position unterstützte: der Krieg zwischen Nationen 
sollte in einen Krieg gegen die kapitalistische Ordnung umgewandelt werden. 
Daher rührt auch die bei revolutionären Sozialisten damals nicht unübliche martia-
lisch-militärische Ausdrucksweise:    

u-
fern der Internationale in Deutschland, England, Frankreich und anderwärts. 

Gegenseitige Verständigung, Ermutigung, Anfeuerung der Fahnentreuen, die ent-
schlossen sind, keinen Fussbreit vor dem internationalen Imperialismus zu wei-
chen, mögen sie auch als Opfer fallen. Und Ordnung in den Reihen dieser zu schaf-
fen, die auszuharren entschlossen sind; auszuharren und zu kämpfen, den Fuss fest 

 

Burgkrieg, nicht Burgfrieden! 

Internationale Solidarität des Proletariats über, gegen pseudonationale, pseudopat-
riotische Klassenharmonie. Internationaler Klassenkampf über Staatenkrieg, gegen 
Staatenkrieg. Internationaler Klassenkampf für den Frieden, für die sozialistische 

 

An Liebknechts Brief beeindruckt 
nicht nur dessen perspektivische 
Unbeirrbarkeit. Gerade aus heutiger 
Sicht fällt auch der internationalisti-
sche Geist ins Auge, den die Restbe-
stände der II. Internationale auf-
brachten und sich  wenigstens um 
das Kriegsende zu beschleunigen  
trafen und Beschlüsse fassten.  

Mir fällt auf, dass wir auf unserer 
heutigen Konferenz keinen einzigen 
ausländischen Gast begrüßen kön-
nen, obwohl die Konferenz legal und 
das Reisen viel einfacher geworden 
ist. Ein Manifest, das mehrere euro-

päische sozialistische Gruppierungen unterschreiben könnten, wäre womöglich 
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wesentlich schwerer zu verabschieden, da die Militäraktionen z. B. Frankreichs in 
afrikanischen Ländern von Sozialisten mit derselben Selbstverständlichkeit durch-
geführt werden wie von den Rechten. Und selbst französische Linke halten sich mit 
Aktionen gegen diese Einsätze sehr zurück. Erinnert sei daran, dass der KPF erst im 
fünften Jahr nach Ausbruch des algerischen Unabhängigkeitskampfes begann, 
französische Deserteure zu unterstützen.     

Doch zurück zu Zimmerwald: Aus Rosa Luxemburgs bereits publizierter Junius-
Broschüre geht hervor, dass sie die Ansichten Liebknechts und Lenins zum Krieg 
teilte. Auch sie konnte nicht teilnehmen, weil sie im Gefängnis war, wo sie keine 
Möglichkeit hatte, sich über Verlauf und Ergebnis der Konferenz zu informieren. In 

gefährlicher Revisionist war. An Leo Jogiches schrieb sie, sie halte die Konferenz 

offensichtlich wusste sie nichts über die Dynamik, die sich in Zimmerwald entfaltet 
hatte. Auch Lenin hatte befürchtet, dass die Rechten in der Sozialdemokratie (Kaut-
sky, Bernstein) mit der Konferenz nur auf die Kriegsmüdigkeit der Massen reagieren 
wollten, um sie von der revolutionären Aktion abzuhalten. Rosa Luxemburg wusste 
nicht, dass es ihm gelungen war, die revolutionäre Perspektive in das Manifest 
einzuschreiben. 

Von Seiten der italienischen Sozialisten hatten Oddino Morgari und Angelica Bala-
banoff im Juli 1915 Kontakt mit russischen Revolutionären in Bern und waren in die 
Vorbereitung der Konferenz eingebunden. Italien war erst seit Mai 1915 Kriegsteil-
nehmer auf der Seite der Entente. Die Bevölkerung war keineswegs kriegsbegeis-
tert, weshalb die Sozialisten den Krieg auch baldmöglichst beendet sehen wollten. 
Auch Giacinto Serrati, der damals Direktor des Avanti  der Tageszeitschrift der 
Sozialisten  war, konnte trotz der herrschenden Zensur das Zimmerwalder Mani-
fest drucken, das den Krieg als einen imperialistischen bezeichnete und die sozia-
listischen Parteien kritisierte, die wegen des Krieges den Klassenkampf suspendiert 
hatten. Es rief zu Massenaktionen gegen den Krieg auf, der ohne Annexionen und 
Reparationen beendet werden sollte. 

Antonio Gramsci war 1915 politisch noch zu unbedeutend, um an der Zimmerwal-
der Konferenz teilzunehmen. Sie bekam jedoch eine große Bedeutung für die Ent-
wicklung seiner Haltungen. Es lohnt sich zunächst ein Rückgriff auf seine Position 
von 1914, als Italien vor der Entscheidung stand, an der Seite der damals noch 
verbündeten Mittelmächte in den Krieg einzutreten. Der junge Journalist Gramsci 

teilte nicht die auch unter italienischen Sozialisten verbreitete Auffassung, dass die 
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Volksmassen im kindlichen Status verblieben und noch nicht fähig seien, eine star-

t der Wortkombination auf 
 

Gegen Turatis Formel, die auf absolute Neutralität zielte, trat der damalige Direktor 
des Avanti, Benito Mussolini am 24. Oktober 1914 mit nebelhaften Formulierungen 

uf, womit er bei vielen Sozialisten harsche 
Kritik erntete. Der junge Journalist Gramsci stellte sich am 31. Oktober 1914 jedoch 
hinter Mussolini und gegen die Position der Reformisten, die wollten, dass das 
Proletariat unparteiischer Zuschauer der Ereignisse bliebe und den Krieg nicht zur 

Avanti habe 
den Krieg nicht als Angelegenheit dargestellt, die gleichermaßen im Interesse aller 
Klassen läge, sondern deutlich als Sache des Bürgertums. Er habe nicht zur Klas-
senverbrüderung aufgerufen, sondern offen gelassen, ob das Proletariat, sobald es 

 
Position des Proletariats nicht preisgegeben, sondern die Perspektive eröffnet, dass 
es aus dem Handeln der Bourgeoisie lernen und selbst die Führung der öffentli-
chen Angelegenheiten übernehmen könne. 

Sowohl für Mussolini als auch für Gramsci hatte die Sache Folgen. Gramsci entging 
nur knapp dem Rauswurf aus der Sozialistischen Partei, Mussolini musste sie ver-
lassen. Dass sich Gramsci in der Einschätzung seiner Position getäuscht hatte, of-
fenbarte sich schon am 15. November, als die von Mussolini neu gegründete Zei-
tung Popolo d´Italia zum ersten Mal erschien und offen für einen kriegsinterventio-
nistischen Kurs warb. Erst dann wurde Gramsci klar, dass Mussolini damit seiner 
schon früher manifestierten Haltung folgte, wonach Italien nach Kolonien streben 
müss
höheren Rang erkämpfen müsse. Der Popolo d`Italia versuchte den Proletariern 
nun weiszumachen, dass ihr Gegner nicht im eigenen Land, sondern im Ausland zu 
suchen sei und deshalb eben Krieg geführt werden müsse  in und außerhalb Eu-
ropas. 

Konträr dazu sagte Gramsci  schon während des ersten Weltkriegs die künftige 
Selbstbefreiung aller Kolonien von europäischer Herrschaft voraus. Diese antiimpe-
rialistische Position wird die KPI später schon in den Gründungsprozess der III. 
Internationale einbringen, während andere kommunistische Parteien, speziell die 
englische und die französische, noch jahrzehntelang meinten, die Kolonien Kolo-
nien bleiben zu lassen und irgendwann gemeinsam mit den Mutterländern in den 
Kommunismus überführen zu können.      
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Durch die Informationen zur Zimmerwalder Konferenz lernte Gramsci zum ersten 
Mal Positionen Lenins kennen, dessen Wirken und Schriften er von nun an auf-
merksam verfolgte. Oddino Morgaris Erfahrungen, der während der Revolution 
direkten Kontakt zu den Bolschewiki in Russland hatte, wertete er journalistisch 
aus. In der Hoffnung, eine ähnliche Revolution einleiten zu können, wurde er 1919 
Führer der Turiner Rätebewegung. Allerdings erkannte er auch als einer der ersten 
europäischen Kommunisten, dass die im unterentwickelten Russland durchgeführ-
te Revolution in den westeuropäischen Ländern nicht einfach nachgeahmt werden 
konnte.   

Dass der Kampf gegen 
den Krieg nicht als eindi-
mensionaler Kampf gegen 
den Krieg erfolgverspre-
chend ist, dass der Erhalt 
des Friedens vielmehr 
eine breiter angelegte 
Frage des kulturellen Be-
wusstseins ist, blieb auch 
weiterhin die Grundlage 
von Gramscis politischer 
Haltung. Wird der Kampf 
um Frieden und sozioökonomische Umwälzungen nur mit Friedensrhetorik und 
ökonomischen Argumenten geführt, entfaltet er auch heute nur begrenzte Wir-
kung. Das scheint mir auch der Grund zu sein, weshalb es den Kriegsgegnern in der 
Bundesrepublik (oder auch in ganz Europa) nicht gelingt, eine effektive Friedens-
bewegung zu stiften. Obwohl größere Mehrheiten denn je gegen jede Art von 
offensiver Kriegsführung sind, herrscht auch in diesen Mehrheiten Unklarheit über 
die vermeintliche Notwendigkeit von Regime-Change in sogenannten Diktaturen, 
von gewaltsamer Durchsetzung von Menschenrechten oder auch über die Frage, 
was heutzutage antisemitisch ist. Auch im Totalverlust eines Begriffs von struktu-
reller Gewalt offenbart sich ein Defizit kultureller Vermittlung. Resultat ist gesell-
schaftliche Ohnmacht  auch in der Frage von Krieg und Frieden. 
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Imperialismus heute 
Kann man Kriege verhindern? 

von Erhard Crome 

den Krieg in sich wie die Wolke den Reg a-
lismus aufgeworfen. Taugen der Begriff und dahinter stehende wissenschaftliche 
und politische Konzepte zur Erklärung der Weltverhältnisse des 21. Jahrhunderts? 

 von Anfang zu sprechen, 
ist gewiss nicht mehr angemessen. Darüber hinaus ist der Zusammenhang von 
Kapitalismus und Krieg aufgerufen.   

 
dritte Herausforderung, die im 
Grunde originär mit dem Stich-
wort Zimmerwald verbunden ist. 
Hier will ich an Heinz Petrak erin-
nern, der entschieden betonte: 

h-
ren eine Aversion gegen theore-
tische Arbeit. Mit der Wahrneh-
mung, mit dem realen Sozialis-
mus habe die Theorie versagt, 

sich: entweder dogmatische Fortführung der alten Annahmen des Marxismus-
Leninismus oder völliges Verwerfen. Antworten gibt es aber nur, wenn die Linke 
zur theoretischen Arbeit zurückkehrt. Die Theorielosigkeit ist nicht nur eine der 
Ursachen der 'Strömungen' in der Linkspartei, sie ist ein weltweites Problem. Ohne 

1 Unsere 
heutige Konferenz will dazu beitragen, dem abzuhelfen. 

Verkürzung wird zur Verdrehung  

Trägt der Kapitalismus den Krieg in sich wie die Wolke 
e-

denskämpfers Jean Jaurès. Ein Leserbriefschreiber namens Hans Peter Arenz hat im 
August dieses Jahres darauf hingewiesen, dass der Satz im Deutschen eine verkürz-
te Sichtweise auf das Verhältnis von Kapitalismus und Krieg suggeriert 

s-
st die dicke, 

                                                                    

1 Heinz Petrak: SMK-Theorie und gegenwärtige Weltwirtschaftskrise, in: Z. Zeitschrift Marxistische  
Erneuerung, Frankfurt am Main, Heft 100 (Dezember 2014), S. 59. 
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schwere Regenwolke, l'orage das Gewitter oder der Sturm. Damit müsste der Satz 
e-

 

Das bedeutet, Kapitalismus bringt nicht immer und zu jeder Zeit Krieg hervor, son-
dern nur unter bestimmten Bedingungen und Voraussetzungen: So, wie nicht jede 
Wolke eine Gewitterwolke ist und nicht jeder Regen ein Gewitter. 

Dafür stand übrigens gerade Jean Jaurès. Er trat im Sommer 1914 für eine Verstän-
digung mit Deutschland ein, weil er davon ausging, dass aus der Balkan- bzw. Ju-
likrise eben nicht notwendig ein französisch-deutscher Krieg hervorgehen musste. 
Er hielt den Krieg für vermeidbar, oder besser: verhinderbar, und zwar im Parla-
ment und außerparlamentarisch, und setzte sich dafür ein. Er wurde von einem 
französischen Nationalisten genau deshalb am 31. Juli 1914 ermordet. 

Die Herausforderung des Themas ist deshalb: Die Friedensbewegung und die Linke 
brauchen zu jeder Zeit, in jeder historischen Situation ein genaues, vertieftes und 
begründetes Verständnis der aktuellen Kriegsgründe und der wirkenden Gegen-
kräfte und -tendenzen. Insofern ist das Verhältnis von Kapitalismus und Krieg zu 
fassen, wie Karl Marx und Friedrich Engels bei der Kapitalanalyse de l-

t-
2 

Zu denen wären mindestens zu zählen:  

 Nicht alle Staaten sind überhaupt am Anzetteln und Führung von Kriegen inte-
ressiert, wie in Europa etwa seit dem 19. Jahrhundert die Schweiz und Schwe-
den, seit Mitte des 20. Jahrhunderts auch Finnland und Österreich (die derzeiti-
gen Verwandlungen im Gefolge der EU-Mitgliedschaft sind hier unberücksich-
tigt). 

 Auch von den mehr oder weniger kriegführungsfähigen Staaten ist nicht jeder 
zu jeder Zeit dazu willens oder bereit; die deutsche Nichtteilnahme den Kriegen 
der Willigen gegen Irak und Libyen zeugen davon ebenso, wie die Tatsache, 
dass an beiden Kriegen niemals alle NATO-Staaten teilgenommen haben. 

 

modernen Kapitalismus durch Kriege  zumindest der großen kapitalistischen 
Mächte gegeneinander  eher gestört, denn befördert (dazu weiter unten). Hin-
zuzusetzen gilt: wenn nach Galtung verschiedene Gewaltformen zu unter-

                                                                    

2 Karl Marx: Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie. Dritter Band, Dritter Abschnitt: Gesetz des 
tendenziellen Falls der Profitrate, in: Marx/ Engels: Werke (MEW), Bd. 25, Berlin: Karl Dietz Verlag, S. 221-
277. (Die MEW-Bände, die früher im Dietz Verlag Berlin erschienen und nach der Wende im Karl Dietz 
Verlag, sind hinsichtlich des Seitenlaufs auch bei allen späteren Drucken identisch. Deshalb erübrigt sich 
eine Jahresangabe des entsprechenden Bandes.) 
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scheiden sind, direkte Gewalt als sichtbare Gestalt und strukturelle Gewalt so-
wie kulturelle Gewalt als unsichtbare Gestalten,3 so herrschen die maßgebli-
chen Kräfte des heutigen Kapitalismus lieber mit struktureller und kultureller 
Gewalt  EU-Troika nach Griechenland und in andere Staaten, die dort jenseits 

durchherrscht, statt Kavallerie oder Wehrmacht. 

 Wesentlich ist schließlich die innerpolitische Gegenbewegung: Parteien, die im 
Parlament auf eine politische Willensbildung gegen Krieg hinwirken, und vor al-
lem eine breite außerparlamentarische Friedensbewegung, die den Kriegstrei-

mer die 
b-

knecht wussten.     

Die Analyse von Kriegsursachen und Friedensmöglichkeiten muss deshalb sowohl 
die Untersuchung der politischen und Klassenkräfteverhältnisse in den einzelnen 
Ländern als auch die der internationalen bzw. Staatenbeziehungen einschließen. In 
diesem Sinne sind auch Debatten um das erwünschte oder erwartete Ende des 
Kapitalismus und solche über die Möglichkeiten, Kriege zu verhindern und die 
Herrschenden sowie Regierenden zum Frieden zu zwingen, voneinander zu tren-
nen. Kapitalismus-Analyse und Kriegsanalyse bzw. solche zum Zustand der interna-
tionalen Politik fallen nicht in eins, sondern sind sachlich, politisch, theoretisch und 
methodisch voneinander zu unterscheiden. Koalitionen für den Frieden und solche 
für den Sozialismus sind nie miteinander identisch, weil auch Menschen für den 
Frieden sind oder sein können, die gesellschaftspolitisch auf durchaus konservati-
ven, liberalen bzw. pro-kapitalistischen Positionen stehen.  

Der Rahmen für gesellschaftliche Entscheidungen ist nach wie vor durch die Ver-
fasstheit der staatlich organisierten Gemeinschaften gesetzt. Der Staat und die 
Nation, die jeweilige Verfassungs- oder Rechtsordnung bieten den Rahmen für 
gesellschaftliche Entwicklung oder Veränderung. In diesem Sinne sind Debatten 
um Revolution, Reform oder Transformation stets auf eine konkrete Gesellschaft 
bezogen. Die Welt oder das kapitalistische Weltsystem sind hier Umfeld, das mög-
lichst günstig für das jeweilige Land sein sollte. Von hier stellt sich die Frage der 

4 

-
in absehbarer Zeit nicht geben wird, ist der einzelne (nationale oder national-

                                                                    

3 Johan Galtung: Der Preis der Modernisierung. Struktur und Kultur im Weltsystem, Wien: Promedia 
Verlag 1997, S. 171. 
4 Ausführlicher dazu: Erhard Crome: Transformationsperspektive und die Frage der Gewalt, in: Michael 
Brie (Hrsg.): Futuring. Perspektiven der Transformation im Kapitalismus über ihn hinaus, Münster: Verlag 
Westfälisches Dampfboot 2014.    
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staatlich verfasste) Staat auch der Baustein der internationalen Beziehungen. Diese 
Staaten sind die Subjekte der internationalen Beziehungen. 

Als solche sind sie zugleich Träger von Interessen. Nur indem sie Interessen haben 
und diese artikulieren, nehmen sie an den internationalen Beziehungen teil; indem 
sie an den internationalen Beziehungen, die noch immer zuerst Staatenbeziehun-
gen sind, teilnehmen, artikulieren sie ihre Interessen. Die innere Definitionsmacht 
darüber hängt vom innenpolitischen und Klassenkräfteverhältnis im jeweiligen 
Lande ab. Indem die in den Staaten und in der Staaten-Außenpolitik durchgesetz-
ten Interessen als letzten Endes klassendeterminiert erkannt werden, verschwin-
den aber nicht staatliche Interessen als solche. Oder anders gesagt: je stärker die 
Linken und die Friedenskräfte im Lande, desto größer die Möglichkeiten, eine fried-
liche Außenpolitik zu erwirken. Das bedeutet praktisch, die Frage nach größerer 
Verantwortung Deutschlands in der internationalen Politik nicht zu verneinen, 
sondern sie von links politisch zu beantworten.    

Kapitalismus und Krieg 

Der Ausbruch der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 hatte die alte Fra-
gestellung nach dem Zusammenhang nicht nur von Kapitalismus und Krise, son-
dern auch nach der Gefahr eines neuerlichen Krieges erneut aktuell werden lassen. 
Hier ist zunächst der Blick zurück in die Geschichte hilfreich. Nach dem ersten 
Weltkrieg und seinen verheerenden Folgen schien für die Linken ein unmittelbarer 
Zusammenhang von Kapitalismus, Krise und Krieg zu bestehen. Karl Ballod identifi-
zierte in der Nachkriegsausgabe seines Buches Der Zukunftsstaat. Produktion und 
Konsum im Sozialstaat 
wiesen mit besonderem Stolz darauf hin, dass die Wirtschaftskrisen nicht, wie Marx 
es erwartet hätte, immer schlimmer geworden wären, sondern dass sie im Gegen-
teil sich immer mehr abgeschwächt hätten. Ja doch  bis die aufgespeicherten, zur 
Krisis hindrängenden Kräfte sich in der furchtbarsten Krisis der Weltgeschichte, in 
dem Weltkrieg, Luft machten, der doch gerade von den bürgerlichen Nationalöko-
nomen als ein Wirtschaftskrieg im eigentlichen Sinne des Wortes hingestellt wird, 
und der weit, weit mehr Werte vernichtet hat als alle vorangehenden Wirtschafts-

5 Seine Folgerung war: der Weltkrieg als Weltkrise zeigt, der Kapitalismus ist 
an sein Ende gekommen, jetzt rückt der Sozialismus auf die Tagesordnung  dies 
auszuarbeiten, insbesondere die Vorzüge einer sozialistischen Wirtschaft auf groß-
betrieblicher Grundlage, war der erklärte Zweck des Buches. Wichtig ist jetzt nicht, 
dass die Sozialdemokratie Sozialismus in Deutschland schon damals weder realisie-

                                                                    

5 Karl Ballod: Der Zukunftsstaat. Produktion und Konsum im Sozialstaat, Stuttgart: Verlag J.H.W. Dietz 
1919, S. 8. Das Buch war u
sich damals als Hochschullehrer nicht getraute, unter seinem bürgerlichen Namen bei den Sozialdemo-
kraten zu publizieren. 
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ren wollte noch konnte, sondern dass das Krisenverständnis weit über die zuvor 
gewohnte ökonomische Betrachtung hinausreichte. 

Die Analyse aus kommunistischer Sicht ging ebenfalls davon aus, dass dem kapita-
listischen Privateigentum Konkurrenz entspringt und diese zu krisenhafter Entwick-
lung führt, die in Imperialismus und Kri

l-
gen. Es ist ganz klar, dass diese räuberische Politik aller r-

6 i-
7 So war Konse-

Allgemeine Auflösung oder Kommunismus? Die sich  
entwickelnde Revolution wird aus denselben Gründen zu einer Weltrevolution, aus 
welchen der imperialistische Krieg zum imperialistischen Welt 8 

Die Geschichte des 20. Jahrhunderts ist anders verlaufen:  

 Die Weltrevolution blieb aus, der reale Sozialismus blieb auf die Sowjetunion 
und nach 1945 weitere Teile Europas und Asiens (und Kuba?) beschränkt. 

 Der Kapitalismus entwickelte sich weiter krisenhaft, blieb aber funktions- und in 
dem von ihm beherrschten Teil der Welt hegemoniefähig. Die tiefste Krise war 
dann die Weltwirtschaftskrise von 1929 bis 1933, die jedoch mit dem New Deal 
Roosevelts in den USA und der Errichtung der Hitlerdiktatur in Deutschland völ-
lig unterschiedliche politische und wirtschaftspolitische Konsequenzen hatte. 

 Der zweite Weltkrieg, den Deutschland 1939 vom Zaune brach, ließ sich nicht 
linear aus dem Kapitalismus und analog zum ersten erklären, aber auch nicht 

kapitalistischen Welt. Er hatte seine Hauptursache darin, dass das deutsche 
Großkapital in seiner Mehrheit den Revanchekrieg zur Eroberung und Beherr-
schung Europas wollte und in Hitler die adäquate Gestalt gefunden hatte, die 
durch die Unterdrückung aller tatsächlichen oder potentiellen Gegenkräfte im 
Innern die Voraussetzungen dafür schuf. Da die Nazi-Ideologie extrem anti-
kommunistisch, antisemitisch und rassistisch war, wurde der Krieg jedoch als 

eines Bismarck nicht zu vergleichen war.  

 

 

                                                                    

6 N. Bucharin, E. Preobraschensky: Das ABC des Kommunismus. Populäre Erläuterung des Programms 
der Kommunistischen Partei Russlands (Bolschewiki), Hamburg: Verlag der Kommunistischen Internati-
onale 1921, S. 103. 
7 Ebenda, S. 105. 
8 Ebenda, S. 127. Alle Hervorhebungen im Original. 
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 Der reale Sozialismus brachte seine eigenen Kriege hervor. Selbst wenn man 
von der Beteiligung der Sowjetunion an der Zerschlagung Polens 1939 und 
dem sowjetisch-finnischen Krieg 1940 absieht, sind der Krieg zwischen der  
Sowjetunion und China 1970, der Krieg Chinas gegen Vietnam 1980 und der 
sowjetische Afghanistankrieg 1979 bis 1989 eindeutig aus inneren politischen 

 

Der Zusammenhang von Kapitalismus, Krise und Krieg war mit der Weltwirt-
schaftskrise von 2008 neu auf die Tagesordnung gerückt. Resultierte aus der Krise 
neue Kriegsgefahr? Der berühmte, damals bereits über 93 Jahre alte Historiker Eric 
Hobsbawm wurde aus aktuellem Anlass zur Weltwirtschaftskrise und ihren Folgen 
befragt. Ob er nun das Ende des Kapitalismus erleben werde, wurde er gefragt. 

mich freuen würde, noch erlebe. Als Historiker weiß ich aber, dass es keine Dauer-
lösungen gibt. Auch der Kapitalismus, egal, wie zäh er ist und wie sehr er auch in 
den Köpfen der Menschen als etwas Unabänderliches erscheint, er wird ver-

Große Depression Anfang der 1930er Jahre und den Tag, an dem die Lehman-Bank 
zusammenbrach. 

Vor allem vor dem Hintergrund der Großen Depression und ihrer Folgen sei es 

schon einmal so eine fürchterliche Katastrophe, also Armut, Elend, Arbeitslosigkeit, 
letztendlich auch den Weltkrieg mitverursacht haben, in den späten Siebzigern, 
den 80er, 90er Jahren des vergangenen Jahrhunderts wieder das Sagen haben 

rbrechen und den Wahnsinn der 
Menschheit auf. [...] Aber fast nichts wird aus der Geschichte gelernt. Das rächt sich 
nun. In den letzten 30, 40 Jahren wurde eine rationale Analyse des Kapitalismus 

nteressierter Seite 
unterbunden. Die Aussage ist jedoch auch so klar genug. Auf den Hinweis, es gäbe 
doch jede Menge Wirtschaftswissenschaftler und Experten, entgegnete er, das 

-kindischen Glauben, 
dass der Markt alles von allein regeln wird. Sie verschließen die Augen vor der Wirk-

 

Vor diesem Hintergrund betonte Hobsbawm, weder Obama noch Merkel wüssten 
in der Krise, was sie tun. Die Politiker 

verschiedenen Stöcken die Wände ab, ganz verzweifelt, und sie hoffen, dass sie so 

und es werde auf einen großen Krieg zwischen den USA und China hinauslaufen. 
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(Der Stern, Hamburg, Nr. 20/2009.) Die Beschreibung der entstandenen wirtschaftli-
chen Lage in der Welt war plausibel und schlüssig. Die Ableitung des kommenden 
großen Krieges aber erfolgte unter einer rein theoretischen Perspektive. Was also 
ist zu erwarten? 

Krieg nicht unausweichlich 

Blicken wir zunächst auf das, was man den Kapitalismus des 21. Jahrhunderts nen-
nen kann. Die auf Marx zurückgehende kommunistische Bewegung zielte auf die 
Errichtung einer anderen Gesellschaft, die nicht-kapitalistisch produziert und die 
soziale Frage löst. Das wurde in den realsozialistischen Ländern im Gefolge des 
ersten und zweiten Weltkrieges versucht. Es gelang jedoch nicht, tatsächlich eine 
neue Gesellschaft zu schaffen, aus der Logik des kapitalistischen Weltsystems aus-
zutreten9 und eine attraktive gesellschaftliche Alternative zu schaffen. Ende der 
1980er/ Anfang der 1990er Jahre verzichtete die kommunistische Nomenklatura in 
den osteuropäischen Ländern auf weitere staatssozialistische Vorhaben und über-
gab die Macht gewählten Regierungen, die sich allesamt in Richtung Westen orien-
tierten. 

Das Ende des Realsozialismus als weltgeschichtlicher Vorgang hatte weitreichende 
Folgen. Im Sinne der neoliberalen Ideologie und Politik sollten alle Zugeständnisse, 
die aus Furcht vor weiteren kommunistischen Versuchen sowie im Gefolge von 
Kompromissen zwischen den Unternehmern und den starken Organisationen der 
Arbeiterschaft in Westeuropa und z.T. darüber hinaus gemacht wurden, rückgän-
gig gemacht werden: Abbau sozialer Rechte der Arbeiter und anderer abhängig 
Beschäftigter und sozialer Sicherungssysteme, Senkung der Arbeitseinkommen im 
Vergleich zu Einkommen aus Aktienbesitz, Demontage der öffentlichen Daseins-
vorsorge und Privatisierung von deren Einrichtungen. 

Zum Kapitalismus gehört, dass gesellschaftliche Zusammenhänge und Abläufe, die 
zuvor nicht marktgesteuert waren, den Charakter von Waren erhalten  nicht nur 
Handelsgeschäfte, auch Produktions-, Verteilungs- und Investitionsvorgänge. Ein-
mal damit begonnen, versuchen die Kapitalisten, mehr und mehr Kapital zu akku-
mulieren und soziale Vorgänge zur Ware zu machen. Kein sozialer Vorgang ist da-
gegen gefeit. Kapitalismus ist ein Prozess, der sich nur nach eigenen Bedürfnissen 
richtet, und er drängt danach, alle Dinge in Waren zu verwandeln. Dieser Drang hat 
nach dem Ende des Staatssozialismus einen Sprung gemacht: Nicht nur die ehe-
mals realsozialistischen Staaten standen ihm plötzlich und ungeschützt offen, alle 
Regionen der Welt und auch die inneren Winkel der Gesellschaften sehen sich ihm 
ausgesetzt. Auch wesentliche Lebensbereiche, die bisher nicht auf Profitmaximie-
rung orientiert waren, wie Schule, Gesundheit, Sozialeinrichtungen,  

                                                                    

9 Vgl. Immanuel Wallerstein: Utopistik. Historische Alternativen des 21. Jahrhunderts, Wien: Promedia 
Verlag 2002, S. 18. 
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Kommunikation, Verkehr, sollten  so die Bestrebungen des Neoliberalismus  ihr 
unterworfen werden. Der Kapitalismus als Weltsystem wurde nach dem Ende des 
Realsozialismus zu einem tatsächlich globalen System, das darauf ausgerichtet ist, 
die Welt nach seinem Bilde zu formen. 

Die Weltwirtschaftskrise, die am 15. September 2008, als die Lehman-Bank in den 
USA zusammenbrach, begann, war die tiefste kapitalistische Krise seit der Weltwirt-
schaftskrise von 1929 bis 1933. Die Versprechungen und Annahmen des Neolibera-
lismus, die seit den 1980er Jahren das ökonomische Denken und wirtschaftspoliti-
sche Handeln in den westlichen Ländern bestimmten, haben sich als falsch und 
verlogen erwiesen. Das bürgerliche Bewusstsein  siehe Ballod oben über das Den-
ken vor dem ersten Weltkrieg  reproduziert immer wieder die Vorstellung von den 
nicht mehr kommenden großen Wirtschaftskrisen, die dem Wesen des Kapitalis-
mus entspringen.  

Die krisenhafte Entwicklung des Kapitalismus ist nicht außer Kraft zu setzen. Im 
Unterschied zu früheren Krisen  Mexiko-Krisen 1982 und 1994, Asien-Krise 1997, 

-  brach diese in den alten weltkapitalistischen 
Zentren, USA und EU, aus und breitete sich von hier aus in andere Teile der Welt 
aus. Der neoliberale Kapitalismus ist finanzmarktgetrieben; es herrschte die Illusion, 

e standen weltweit 200 Billionen Dollar Finanzvermögen 
einem globalen Bruttosozialprodukt von 55 Billionen Dollar pro Jahr gegenüber. 

Tiefe, Dauer und weitere Verlaufsformen der Krise waren nicht vorherzusagen. 
Durch die Eingriffe der Regierungen und die F

eckt sind, noch immer 
einen beträchtlichen Umfang hatte. Da die Regierungen sich am Ende nicht ge-
trauten, eine wirksame globale Regulierung der Finanzmärkte durchzusetzen, bläh-

e in 
sich. Die weltweite Nachfrage für die Realwirtschaft, von der auch die deutsche 
Wirtschaft profitiert, kommt vor allem aus China, Indien und den anderen BRICS-
Staaten.10 

Vor diesem Hintergrund ist die Frage des Krieges gestellt. Dass sie sich stellt, ist in 
der Sache selbst begründet. Ob man sie aber so beantworten muss, wie es Hobs-
bawm tat, bedarf genauerer Betrachtung. In den 1930er Jahren, nach der Weltwirt-
schaftskrise, wurde Kriegsproduktion genutzt, um zusätzlich Beschäftigung zu 
schaffen. Das hatte allerdings zur Voraussetzung, dass Finanzmittel dafür zur Ver-

                                                                    

10 BRICS ist Akronym aus: Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika. 
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fügung standen bzw. durch Kreditfinanzierung bereitgestellt und reale Beschäfti-
gungseffekte erreicht wurden. Angesichts der Verdopplung der Rüstungsausgaben 
der USA unter Bush II in acht Jahren und einer Schuldenquote (Staatsverschuldung 
im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt) im Jahre 2015 von 105 Prozent11 beste-
hen faktisch keine Spielräume für zusätzliche Rüstungsausgaben der USA, die oh-
nehin über ein Drittel der weltweiten Rüstungskosten ausmachen. Das Ende des 
Kalten Krieges hat keine Ära des Friedens gebracht, wie 1989/1990 viele erhofften 

betrugen im Jahre 2014 über 1.700 Milliarden US-Dollar.12 Sie liegen damit um 
mehr als ein Drittel höher als am Ende der Blockkonfrontation. Über 60 Prozent 
entfallen auf die NATO. Die USA haben unter Präsident Barack Obama die Rüs-
tungsprogramme auf qualitative Modernisierung getrimmt; deshalb sind die Aus-
gaben in den vergangenen Jahren in der Summe etwas abgesenkt worden, ma-
chen mit 610 Milliarden US-Dollar (2014) aber nach wie vor mehr als das Siebenfa-
che der Ausgaben Russlands (84,5 Milliarden) und fast das Dreifache des Rüstungs-
etats der Volksrepublik China aus (216 Milliarden).13 Angesichts der westlichen 
Kriegs- und Interventionspolitik der USA und der NATO geben China und Russland 
Jahr für Jahr mehr für die militärischen Rüstungen aus, obwohl sie eigentlich beide 
ein Wettrüsten, wie es die Sowjetunion ruinierte, vermeiden wollen. Hinzu kommt, 
dass moderne Rüstungsproduktion hochspezialisiert ist und je Million Dollar Inves-
titionen weniger Menschen beschäftigt als andere Industriezweige oder Dienstleis-
tungen.  

ker, Politik-
wissenschaftler und Publizisten nach 1991 meinten. Die Frage aber, ob denn nun 
China als Super-Supermacht an die Stelle der USA tritt, wie sie viele dieser Analyti-
ker und Medienexperten im Westen nun gern suggestiv stellen, ist falsch gestellt. 
An die Stelle der Bipolarität, wie sie bis 1991 bestand, tritt nach einer kurzen Phase 
mehr gefühlter als tatsächlicher Unipolarität der USA, die spätestens mit dem Fias-
ko im Irak-
Zentren weltweit um Macht und Einfluss bzw. global um eine Neuverteilung der 
Macht ringen. Hier spielen China, Russland und Indien eine zentrale und zwar glo-
bale Rolle. 

Im Untergrund dieser Veränderung, in den Tiefenschichten der Weltgeschichte 
vollzieht sich die gleichsam tektonische Verschiebung des weltwirtschaftlichen 

                                                                    

11 http://de.statista.com/statistik/daten/studie/165786/umfrage/staatsverschuldung-der-usa-in-
relation-zum-bruttoinlandsprodukt-bip/.  
12 http://de.statista.com/statistik/daten/studie/36397/umfrage/entwicklung-der-weltweiten-
militaerausgaben/.  
13 http://de.statista.com/statistik/daten/studie/157935/umfrage/laender-mit-den-hoechsten-
militaerausgaben/.  

http://de.statista.com/statistik/daten/studie/165786/umfrage/staatsverschuldung-der-usa-in-relation-zum-bruttoinlandsprodukt-bip/
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/165786/umfrage/staatsverschuldung-der-usa-in-relation-zum-bruttoinlandsprodukt-bip/
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/36397/umfrage/entwicklung-der-weltweiten-militaerausgaben/
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/36397/umfrage/entwicklung-der-weltweiten-militaerausgaben/
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/157935/umfrage/laender-mit-den-hoechsten-militaerausgaben/
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/157935/umfrage/laender-mit-den-hoechsten-militaerausgaben/
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Schwerpunkts vom nordatlantischen Raum nach Asien. Dazu zählen nicht nur Chi-
na und Indien, sondern nach wie vor auch Japan, Südkorea und Taiwan sowie die 
ASEAN- edeutsame Wirtschafts- und Militärmäch-
te wie Pakistan, Vietnam und Indonesien. Die USA sind nach wie vor die für sich 
genommen größte Volkswirtschaft der Welt und sie verfügen über die unstreitig 
mächtigste Militärmaschinerie. Beides darf auch in den nächsten zehn oder mehr 
Jahren nicht unterschätzt werden. Aber weder die eine noch die andere versetzt sie 
in die Lage, der Welt nach Belieben ihren Willen aufzwingen zu können. Obama 
und seinen Nachfolgern ist objektiv die historische Aufgabe gestellt, diesen k-

verschlechternden Bedingungen so weit wie möglich umgesetzt bzw. durchge-
setzt werden können. Es ist aber zugleich dieser Abstiegsprozess, der auch immer 
wieder zu Fehlperzeptionen bei der Bewertung der internationalen Lage und der 
Möglichkeiten der USA führen kann.  

f-
geworfen hat, steht perspektivisch seit längerer Zeit.14 Betrachtet man den derzei-
tigen politischen Kontext, so zeigt sich: Beide Seiten sind sichtlich bemüht, eine 
direkte Interessenkollision, eine politisch-strategische bzw. militär-strategische 
Konfrontation nicht zuzulassen. Chinas Aufstieg braucht keinen Krieg. Und ob die 
USA in zehn Jahren noch über die finanziellen und materiellen Mittel verfügen 
werden, Kurs auf einen großen Krieg gegen China zu nehmen, ist eher unwahr-
scheinlich. Insofern greift Hobsbawms Warnung zu kurz: Chinas Kultur der Politik 
ist rückwärts wie vorwärts betrachtet eine, die in Jahrtausenden rechnet, während 
der westliche Spätkapitalismus nur das Heute kennt. China hat Zeit, sein Aufstieg 

nde Frage der nächs-
ten zehn Jahre ist daher: Zwingt China im Bündnis mit Russland und Indien die USA 
und die NATO, den großen Krieg nicht auszulösen? Oder zwingen USA und NATO 
die übrige Welt in einen neuen großen Krieg? 

Es gab immer einen Zusammenhang zwischen Kapitalismus, Krise und Krieg. Der 
war jedoch niemals so linear, wie vor neunzig Jahren angenommen. Kriege waren 

durch Raub wirtschaftliche und soziale Probleme zu kaschieren. Aber Kapitalismus 
und Profit führen nicht automatisch zu Krieg. Krieg wird immer gemacht. Deshalb 
kann Kriegstreibern auch heute in den Arm gefallen werden. 

 

                                                                    

14 Siehe dazu: Erhard Crome: Das Schicksal des US-Imperiums entscheidet sich in Ostasien, in: Ralph-M. 
Luedtke, Peter Strutynski (Hrsg.): Neue Kriege in Sicht. Menschenrechte, Konfliktherde, Interessen. 
Kasseler Schriften zur Friedenspolitik, Bd. 13, Kassel: Jenior Verlag 2006. 
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Imperialismustheoretisches I 

Während des ersten Weltkrieges hatte auch Lenin ein baldiges Ende des Kapitalis-
a-

15 Mittlerweile ist die maßgeblich durch ihn initiierte Alterna-
tive dahingeschieden und das kapitalistische Weltsystem scheint stärker und zäh-
lebiger als vor 1989 angenommen wurde. Die Vorstellung am Beginn des 20. Jahr-

u-

zu prüfen, wie sie bei der Analyse des kapitalistischen Weltsystems von heute hilf-
reich sein können  nicht als Merkmale eines sterbenden Kapitalismus als Gesell-
schaftssystem, sondern als Kennzeichen der Funktionsweise des Kapitalismus als 
Weltsystem: 

1. Konzentration der Produktion und des Kapitals, Bildung von Monopolen. Tatsächli-
che Mono-Pole sind heute eher nicht anzutreffen, Oligopole jedoch allemal, und 
der Konzentrationsprozess, denken wir nur an die verschiedenen  Groß-Multis, 
setzt sich transnational, auf globalisierter Ebene weiter fort. Dabei ist zugleich zwi-
schen der Konzentration in Gestalt immer größerer Firmen-Konglomerate und der 
von privatem Kapitaleigentum bzw. von Vermögen zu unterscheiden. So wird da-
rauf verwiesen, dass heute 0,2 Prozent der Weltbevölkerung über die Hälfte des 
weltweit börsennotierten Kapitals halten und es 63.000 Personen gibt, deren Ver-
mögen hundert Millionen Dollar übersteigt, weltweit addiert 40 Billionen Dollar.16 

2. Verschmelzung von Industrie- und Bankkapital zum Finanzkapital. Seit etwa zwan-
zig Jahren hat sich eine weitgehende Verselbständigung der Finanzsphäre vollzo-
gen; die frühere Unterstützungsrolle des Finanzkapitals für die Industrie ist dras-
tisch reduziert. Herrscht doch die Vorstellung vor, in der Finanzsphäre ließe sich 
viel schneller viel mehr Gewinn machen als in der komplizierten, altmodischen 

-Ökonomie entstanden, die sich nationa-
ler staatlicher Kontrolle entzogen hat und vorhandene Ressourcen bedenkenlos 
abräumt, wenn dies Profit verspricht. Nach dem zweiten Weltkrieg lag der Anteil 
des Finanzsektors in den USA bei etwa zehn Prozent der Unternehmensgewinne 
insgesamt, auf dem Gipfel der Finanzblase 2007 waren es 41 Prozent. Das Ge-
schäftsvolumen der Banken im Euroraum war bis zu diesem Zeitpunkt auf 360 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts angeschwollen.17 Dadurch werden Problemla-

f-
 

                                                                    

15 W.I.Lenin: Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus, in: Ders.: Werke (LW), Bd. 22, 
Berlin: Dietz Verlag 1971, S. 189ff. 
16 Vgl. Hans Jürgen Krysmanski: 0,1 Prozent. Das Imperium der Milliardäre, Frankfurt am Main: Westend 
Verlag 2012, hier S. 184.  
17 Vgl. Sahra Wagenknecht: Freiheit statt Kapitalismus, Frankfurt am Main: Eichborn Verlag 2011, S. 34. 
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3. Kapitalexport gewinnt gegenüber dem Warenexport vorrangige Bedeutung. Charak-
teristisch für die Gegenwart ist Kapitalimport der USA. Das US-Außenhandelsdefizit 
liegt in den Jahren von 2004 bis 2014 bei durchschnittlich 789 Mrd. US-Dollar jähr-
lich.18 Der Leistungsbilanzüberschuss der deutschen Exportwirtschaft dagegen 
betrug im Jahre 2014 etwa 285 Milliarden US-Dollar; das war mehr als der Leis-
tungsbilanzüberschuss Chinas (etwa 150 Milliarden US-Dollar) und Saudi-Arabiens 
(100 Milliarden US-Dollar), die 2014 auf dem zweiten und dritten Platz in der inter-
nationalen Außenwirtschaftsstatistik lagen, zusammen gerechnet.19 Der Bestand 
deutscher Direktinvestitionen in den USA lag 2014 bei 224 Milliarden US-Dollar 
(der der USA in Deutschland 115 Milliarden).20 Chinas Auslandsguthaben betrugen 
trotz der volkswirtschaftlichen Probleme im laufenden Jahr im November 2015 
immer noch 3.430 Milliarden US-Dollar.21 China ist der größte Inhaber US-
amerikanischer Staatsanleihen, im Mai 2014 waren dies 1.270 Milliarden US-Dollar; 
China bzw. chinesische Banken hielten nach Angaben des US-Finanzministeriums 
7,2 Prozent aller US-Staatsanleihen.22 Ein beträchtlicher Teil des ausländischen 
Kapitals fließt so in die Finanzierung der Importe der USA, in deren Rüstung und in 
den privaten Konsum in den USA. Insofern haben die Geldströme, die vielen Län-
dern der Welt Kapital für produktive Zwecke entziehen, im Grunde den Charakter 
eines imperialen Tributs: die Armut in den Ländern des Südens und die Arbeitslo-
sigkeit in Westeuropa sind in gewissem Sinne die Kehrseite der wundersamen 
Profitvermehrung in den Finanzsphären der USA. Zugleich jedoch sind die Aus-
landsguthaben Chinas oder die Exportüberschüsse Deutschlands Waffen in der 
Auseinandersetzung mit den USA um die künftige Rolle in der Welt des 21. Jahr-
hunderts. 

4. Herausbildung internationaler Monopolistenverbände, die Einfluss-Sphären und 
Märkte in der Welt unter sich aufteilen. Mit Weltbank, Internationalem Währungs-
fonds (IWF) und Welthandelsorganisation (WTO) sind internationale, weltweite 

global festlegen und kontrollieren. Die transpazifischen (TPP) und transatlanti-
schen (TTIP) Freihandelsabkommen sind dabei neue Machtinstrumente, die den 

en und den Auf-
stieg der BRICS-Staaten, vor allem Chinas behindern sollen. Man will die Normen 
und Regeln der Weltwirtschaft festschreiben, bevor der Aufstieg Chinas und Indi-
ens eine Größenordnung erreicht hat, dass der alte Westen dies nicht mehr  

                                                                    

18 Errechnet nach: http://de.statista.com/statistik/daten/studie/15635/umfrage/handelsbilanz-der-usa/.  
19 Die Welt, 02.02.2015. http://www.welt.de/wirtschaft/article137024573/Deutschland-hat-weltweit-
groessten-Exportueberschuss.html.   
20 http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/USA/Bilateral_node.html.  
21 http://www.tradingeconomics.com/china/foreign-exchange-reserves.  
22 http://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/2014/08/18/chinas-heimliche-strategie-zur-abloesung-
des-dollar-als-welt-waehrung/.  
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http://www.welt.de/wirtschaft/article137024573/Deutschland-hat-weltweit-groessten-Exportueberschuss.html
http://www.welt.de/wirtschaft/article137024573/Deutschland-hat-weltweit-groessten-Exportueberschuss.html
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/USA/Bilateral_node.html
http://www.tradingeconomics.com/china/foreign-exchange-reserves
http://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/2014/08/18/chinas-heimliche-strategie-zur-abloesung-des-dollar-als-welt-waehrung/
http://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/2014/08/18/chinas-heimliche-strategie-zur-abloesung-des-dollar-als-welt-waehrung/
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vermag. Aus der Geschichte weiß man jedoch, dass die Regeln immer nach der 
Macht gingen und nicht umgekehrt. 

5. Die territoriale Aufteilung der Welt unter die imperialistischen Großmächte ist 
abgeschlossen; der Kampf um die Neuaufteilung führt zu imperialistischen Kriegen. 
Das kapitalistische Weltsystem hat die Entkolonialisierung überstanden. Mit neuer-
lichen Kriegen zwischen den Zentren des internationalen Kapitalismus ist weder 
aus militärischen (niemand ist überlegen genug; das atomare Patt besteht weiter, 
und j s-

-
Kolonialisierung der Welt außerhalb der kapitalistischen Zentren. Darum werden 

den Bruchlinien zwischen den Einflusszonen. 

Hier sind insbesondere die Kriege des Westens gegen Jugoslawien, Afghanistan, 
Irak und Libyen einzuordnen, aber auch die Auseinandersetzungen um mehrere 
Inselgruppen im Ostchinesischen und im Südchinesischen Meer. Die haben sich 
verstärkt, seit es auch dort um Rohstoffvorkommen und damit um die Seegrenzen 
geht. Zwischen China, Taiwan und Vietnam bzw. auch den Philippinen und Japan 
sind die Inseln umstritten. Im November 2013 spitzten sich die Auseinanderset-
zungen um die Diaoyu-Inseln im Ostchinesischen Meer, gelegen zwischen China, 
Taiwan und Japan, zu. China geht davon aus, dass Japan gemäß Potsdamer Ab-
kommen alle seit Beginn seiner Kolonialexpansion (Ende des 19. Jahrhunderts) 
eroberten Territorien zurückzugeben hatte, also auch die Diaoyu-Inseln, während 
Japan behauptet, diese stünden ihm noch zu. Im November 2013 kamen sich 
Kampfflugzeuge von China, Japan und den USA in diesem Gebiet gefährlich nahe. 

Die Konflikte in der und um die Ukraine ordnen sich hier ebenfalls ein: die USA und 
die Europäische Union haben darauf gesetzt, die Ukraine aus dem Einflussbereich 
Russlands zu lösen und in den des Westens einzuordnen. Spätere Historiker wer-
den festzustellen haben, die Periode nach dem Ende des Kalten Krieges endete am 
18. März 2014. Das war der Tag, an dem in Moskau Präsident Wladimir Putin den 
Vertrag mit den Vertretern der Krim unterzeichnete über den Beitritt der Halbinsel 
zur Russischen Föderation. Die russische Antwort auf den Umsturz in Kiew war die 
Abtrennung der Krim von der Ukraine. Parallel dazu entwickelte sich der Konflikt in 
der und um die Ostukraine, der zum Teil mit militärischen Mitteln ausgetragen 
wird. Bis zum Herbst 2015 gab es etwa 8.000 Tote in diesen Konflikt, 17.000 Ver-
wundete, eine Million Flüchtlinge, die nach Russland gingen, und 1,4 Millionen 
Flüchtlinge, die in andere Teile der Ukraine flohen. Mit den Vereinbarungen von 

o-
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Bestimmungen einhalten und umsetzen, kann daraus jedoch nach wie vor eine 
friedliche Lösung entstehen.  

Der Krieg in und um Syrien hat eine weitere Eskalation erfahren. In ihm kämpfen 
die USA und ihre Verbündeten, Russland sowie Frankreich mit Unterstützung 

tatsächlich jedoch, wie auch die Regionalmächte Saudi-Arabien, Türkei und Iran, 
gegeneinander um Macht und Einfluss. Die USA, Frankreich, die Türkei und Saudi-

-
hdem westliche Länder, Saudi-Arabien und Katar in un-

terschiedlichen Gruppierungen dies bereits in Irak, Libyen und Jemen versucht und 
diese Länder ins Chaos gestürzt hatten. Russland dagegen will die syrische Regie-
rung stärken, seine Positionen in Syrien halten und dem Westen zeigen, dass er 

-
steht ebenfalls auf dieser Seite, um der saudischen Expansion Einhalt zu gebieten. 
Es ist ein imperialistischer Krieg globaler und regionaler Mächte, dessen Opfer das 
syrische Volk ist. Die Kämpfe halten an, die Zahl der Toten, Verwundeten und der 

mber 2015 in 
Wien beschlossen wurde, umsetzen, kann es eine politische Lösung auch dieses 
Konfliktes geben.     

Imperialismustheoretisches II 

Vor diesem Hintergrund ist auch die Idee von Karl Kautsky, ebenfalls während des 
ersten Weltkrieges formuliert, neu in den Blick zu nehmen, der Kapitalismus werde 

durch eine neue, ultraimperialistische verdrängt werde, die an Stelle des Kampfes 
der nationalen Finanzkapitale untereinander die gemeinsame Ausbeutung der 

23 Und das ist es ja 

tatsächlich in 
globalem Maßstab. Die USA und EU-Europa sind die Hauptkomponenten dieses 

m-
mung der Interessen und Konkurrenz innerhalb des Gefüges. Die Asienkrise Ende 
der 1990er 
Schwellenländer in kurzer Zeit einen beträchtlichen Teil ihres erarbeiteten Wohl-
stands verloren, hat gezeigt, dass die Hauptprofiteure dieses Vorganges eben im 
nordatlantischen Raum, i  

 

                                                                    

23 Karl Kautsky: Zwei Schriften zum Umlernen, in: Die Neue Zeit, 2. Bd., 1915, S. 144. 
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Der berühmte Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler Joseph Schumpeter entwi-
ckelte im Gefolge des ersten Weltkrieges ebenfalls eine Imperialismus-Theorie. Er 

 b-
24 

der sich als Kriegs- und Eroberungslust äußern könnte, [...] da viel weniger vorhan-
den, als in jeder der vorkapitalistischen Welten. [...] Eroberungskriege, überhaupt 
die Abenteuer einer aktivistischen äußern Politik müssten als leidige Störung, als 
Zerstörung des Sinnes des Lebens, als Ablenkung von den gewohnten  daher 

 Aufgaben empfunden werden. Eine rein kapitalistische Welt könnte 
daher kein Nährboden für imperialistische Impulse sein. Sie kann deshalb noch 
immer imperialistische Expansionsinteressen 25 

Das war im Sinne eines tatsächlich rational funktionierenden Kapitalismus gedacht. 
Demgegenüber folgerte Schumpeter aus der Analyse des historischen Materials 

der Kriege sind ohne  nicht etwa vom moralischen Standpunkt, sondern vom 
Standpunkt verständigen und verständlichen Interesses  

26 27 sug-

seinen imperialistischen Charakter verloren und die Macht habe nunmehr weder 
einen Ort noch ein Subjekt, stehen in dieser Schumpeterschen Denktradition, ob-
wohl er in ihrem Literaturverzeichnis nicht vorkommt. In diesem Sinne gibt es denn 
auch kein Subjekt der Gesellschaftsveränderung mehr, sondern alles mündet in 

vereint oder gemeinsam handeln sollen, bleibt im Dunkel.28 Der kommunistische 
r-

weigert sich in Opposition zum Kapitalismus, indem er wie einst Franz von Assisi 
dem Gesang der Vögel auf dem Felde lauscht.29 Das allerdings wird auf die Dauer 
nicht reichen, weder im Kampf für den Frieden noch bei einer Veränderung in Rich-
tung nicht- oder antikapitalistischer Verhältnisse. 

 

                                                                    

24 Joseph A. Schumpeter: Zur Soziologie der Imperialismen, in: Ders.: Aufsätze zur Soziologie, Tübingen: 
J.C.B. Mohr 1953, S. 119. 
25 Ebenda, S. 122f. Hervorhebungen im Original. 
26 Ebenda, S. 118. 
27 Vgl. Michael Hardt, Antonio Negri: Empire. Die neue Weltordnung. Frankfurt am Main: Campus Verlag 
2002. 
28 Vgl. Michael Hardt, Antonio Negri: Multitude. Krieg und Demokratie im Empire. Frankfurt am Main: 
Campus Verlag 2004. 
29 Michael Hardt, Antonio Negri: Empire, S. 419f. 
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Imperialismus im 21. Jahrhundert 

Schumpeter hatte jedoch ein anderes historisches Phänomen ausgemacht, das uns 
hier weiter beschäftigen soll. Er fand es bereits im alten Ägypten, im 16. Jhd. v. Chr. 
Ägypten hatte sich von der Herrschaft der Hyksos befreit, das Land sich dabei mili-
tarisier
der Pharao das Reich zentralistisch reorganisiert, den örtlichen Adel niederge-
drückt und eine Phase weiträumiger Eroberungen, bis zum Euphrat, eingeleitet 

nd politische Organisation war eine Kriegsmaschine. [...] 
Und so wurde denn Krieg der normale, den nunmehr vorhandenen Organen des 
sozialen Körpers allein zuträgliche Zustand. Daher war das Ins-Feld-Ziehen selbst-
verständlich, wofür man ins Feld zog, nebensächlich. Vom Krieg geschaffen, der sie 
brauchte, schuf die Maschine die Kriege, die sie brauchte 30 Es ist offenbar genau dies, 
was mit den USA im zweiten Weltkrieg und im kalten Krieg geschehen ist und was 
sie auch hernach veranlasst, am ständigen Ausbau der Kriegsmaschine und ihrem 
Einsatz, wann immer es passt, festzuhalten und sich die Konflikte, die mit dem 
Aufstieg Chinas und der BRICS-Staaten heraufkommen (können) stets und zuerst 
als militärisch auszutragende Konflikte zu suggerieren, für deren Bewältigung oder 
Austragung eine immer wieder neue Kriegsführungsfähigkeit der USA nötig sei. 

In diesem Sinne spricht der US-amerikanische Autor Chalmers Johnson von einem 
r-

hundert reic a-
31 

Ziehen wir ein Fazit aus den verschiedenen imperialismustheoretischen Ansätzen, 
lässt sich zunächst folgendes feststellen: Die gegenwärtige Welt ist durch ein impe-
riales Gefüge im Zentrum geprägt, das die Peripherien wieder in deutliche Abhän-
gigkeit gebracht hat. (Diese Vorstellung folgt dem analytischen Konzept von 
Wallerstein, wonach der Kapitalismus ein Weltsystem geschaffen hat, in dem sich 
Zentrum und Peripherie gegenseitig bedingen: der Reichtum im Zentrum hat die 
Armut der Peripherie zur Voraussetzung.32 Das Verhältnis von Zentrum und Peri-
pherie besteht jedoch nicht nur im Weltsystem, sondern  wenngleich abgestuft  
auch innerhalb der EU, der USA, Chinas, Russlands oder Indiens.) In diesem Gefüge 

                                                                    

30 Joseph A. Schumpeter: Zur Soziologie der Imperialismen, a.a.O., S. 89. 
31 Chalmers Johnson: Der Selbstmord der amerikanischen Demokratie, München: Karl Blessing Verlag 
2003, S. 8 und 23. 
32 Vgl. Immanuel Wallerstein: Das moderne Weltsystem: Kapitalistische Landwirtschaft und die Entste-
hung der europäischen Weltwirtschaft im 16. Jahrhundert, Frankfurt am Main: Syndikat Verlag 1986; 
Ders.: Das moderne Weltsystem II. Der Merkantilismus, Wien: Promedia Verlag 1998; Ders.: Das moderne 
Weltsystem III. Die große Expansion. Die Konsolidierung der Weltwirtschaft im langen 18. Jahrhundert, 
Wien: Promedia Verlag 2004; Ders.: Das moderne Weltsystem IV. Der Siegeszug des Liberalismus (1789-
1914), Wien: Promedia Verlag 2012.  
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als Weltgefüge gibt es in Gestalt der USA eine imperiale militaristische Macht, die 
jedoch wirtschaftlich mit den anderen Mächten, vor allem der Europäischen Union 
und Japan, eng verflochten ist. Hier herrscht ein Spannungsverhältnis von Koope-
ration und Konkurrenz, das jedoch nicht nur eines unterschiedlicher Interessen, 
sondern auch eines um Mittel und Wege der Durchsetzung dieser Interessen ist. 

s-
tiert sich der Imperialismus in mehreren verschiedenen und sich weiterentwickeln-
den Formen. Es gibt  mit Ausnahme des Militarismus  keine spezielle, das Phä-
nomen als solches definierende Institution. [...] Dabei lassen sich mehrere Arten des 
Imperialismus unterscheiden, die nicht auf den Erwerb von Kolonien abzielen. Die 
kennzeichnende Institution des sogenannten Neokolonialismus ist der insgeheim 
von einer imperialistischen Macht unterstützte multinationale Konzern. Diese Form 
des Imperialismus erhält im ausgebeuteten Land eine Fassade der nominellen 
politischen Unabhängigkeit aufrecht und reduziert damit die politischen Kosten 
und Gefahren des Kolonialismus. [...] Der multinationale Konzern kopiert in gewis-
ser Weise eine der frühesten Institutionen des Imperialismus: die Handelsgesell-
schaften. Mit dieser klassisch merkantilistischen Organisationsform gewährte ein 
imperialistisches Land einer privaten Gesellschaft das Recht, ein überseeisches 
Territorium auf Monopolbasis wirtschaftlich auszubeuten und gelegentlich auch zu 
regieren. Im Gegenzug wurden die daraus erzielten Profite zwischen Regierung 

 

Dies verweist darauf, dass in der heutigen globalen kapitalistischen Welt genau 
dieses Verhältnis bestimmend ist, allerdings nicht zwischen einer einzelnen staatli-
chen Macht und einer einzelnen Gesellschaft, sondern zwischen den Staaten des 
Gefüges im Zentrum  praktisch ausgedrückt den G 7  und den multinationalen 
Konzernen insgesamt. In diesem Sinne ist die neoliberale Anti-Staats-Propaganda 
völlig verlogen. Sie will den Staat abbauen, wo er sozialstaatlich bzw. wohlfahrts-
staatlich ist. Zugleich jedoch braucht das Kapital den Staat zur Realisation eines 
möglichst hohen Profits. In diesem Sinne ist das Kapital des Westens für einen 

wenn es sein muss auch mittels Krieg, und in seiner eigenen Peripherie, so in Grie-
chenland oder Portugal, vor allem aber auch in China, Russland und Indien. Es 
braucht jedoch den 
und mittels internationaler Abkommen (WTO, TPP, TTIP), deren Bestimmungen den 
Einzelstaaten nicht mehr politisch zur Disposition stehen sollen.33   

Unter dieser Perspektive sind die USA militärische Garantiemacht letzter Instanz 
-Präsident Bush I nach dem kalten Krieg ausrief 

und der der Westen noch immer nachzulaufen versucht. Dabei gilt zugleich eine 

                                                                    

33 Vgl. Immanuel Wallerstein: Utopistik, S. 45, 56f. 
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Pluralität der Herrschaftsmittel bzw. -formen, nochmals nach Johnso
Kolonialismus der Handelsgesellschaften noch der Neokolonialismus der multina-
tionalen Konzerne erschöpfen die institutionellen Möglichkeiten des Imperialis-
mus. So muss etwa die neokoloniale Beherrschung keineswegs ökonomischer 
Natur sein. Sie kann auch auf einer Art internationalem Geschäft unter Protektion 
beruhen  gegenseitige Beistandsabkommen, militärische Berater und in anderen 

r-
triebene oder gar nicht besteh
Anschein nach unabhängige Staaten, deren auswärtige Beziehungen und militäri-

34 Politisch-
militärische Abhängigkeiten haben ökonomische Konsequenzen und umgekehrt. 

respektiven Staaten ggf. freigeschossen wird. 

Der US-amerikanische Politikwissenschaftler Parag Khanna meint, es gäbe in der 
Welt drei imperiale Zentren: die USA, China und die EU. Die weitere Entwicklung in 
der Welt hänge davon ab, wie es diesen gelingt, die übrigen Teile der Welt an sich 
zu binden, sich Einflusszonen zu schaffen und diese dauerhaft zu dominieren.35 Das 

d-
afrika hinzuzurechnen, die in ihren respektiven Regionen ebenfalls mehr oder we-
niger nachdrücklich Einfluss ausüben. Alle fünf Ständigen Mitglieder des UNO-
Sicherheitsrates agieren unter der Voraussetzung, dass sie Atommächte sind, die 
Atomwaffen aber gegeneinander nicht zu rationalen Zwecken einsetzen können; 
die menschliche Zivilisation fände in einem thermo-nuklearen Weltkrieg ihr Ende. 
Die weltwirtschaftliche Verschiebung nach Asien hat daher die Chance, für sich 
genommen nicht zu größerer globaler Kriegsgefahr zu führen. 

Die Atommacht Indien ist ebenfalls dabei, strategische Relevanz zu erlangen. Die 
relative Schwäche Indiens im Vergleich zu China wird durch eine neue Kooperation 
mit den USA auszugleichen versucht. Innerhalb der Gruppe der BRICS-Staaten ist 
Südafrika das Land, das offensichtlich in der Zeit des Apartheid-Regimes ebenfalls 
eigene Atomwaffen besessen hatte, die aber wieder abgebaut bzw. beseitigt wur-
den. In Brasilien wurde immer mal wieder diskutiert, ob das Land nicht eigene 
Atomwaffen entwickeln sollte. Das ist bisher nicht erfolgt. Damit spielt innerhalb 
der BRICS-Gruppe die Frage des Atomwaffenbesitzes offenbar keine Rolle. Aber die 
Gruppe als Ganze handelt unter der Voraussetzung, dass global das atomare Patt 
bereits besteht (zwei der potentiellen Gegenmächte und Indien sind Teil der Grup-
pe) und sie daher in ihrem politischen Handeln durch die Atomwaffen der nordat-

                                                                    

34 Chalmers Johnson, a.a.O., S. 46f. 
35 Vgl. Parag Khanna: Der Kampf um die Zweite Welt. Imperien und Einfluss in der neuen Weltordnung, 
Berlin: Berlin Verlag 2008. 
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lantischen Mächte nicht eingeschränkt ist. Die Zukunft der internationalen Bezie-
hungen hängt in erheblichem Maße davon ab, wie die BRICS-Staaten weltweit 
abgestimmt konfliktdämpfend wirken und es den Mächten Asiens gelingt, ihre 
Interessenunterschiede und Konfliktfelder friedlich zu bearbeiten. Je kleiner die 
Konfliktpotentiale in Asien (zwischen China, Indien, Japan, den ASEAN-Staaten 
usw.) sind, desto geringer die Möglichkeiten der USA und des Westens, diese Kon-
flikte auszubeuten. 

Nimmt man die weltwirtschaftliche Verschiebung als die unterste Schicht des der-
zeitigen Weltgefüges und die militärisch-strategische Schicht der Kernwaffenpo-
tentiale als die darüber liegende, so erhebt sich über dieser die der politisch-
militärischen, wirtschaftspolitischen, ideologischen und politisch-diplomatischen 
Auseinandersetzungen. Der Libyen-Krieg war ein Punkt der Weltauseinanderset-
zungen, in dem alle diese Entwicklungen und Veränderungen zusammengelaufen 
sind und von dem sie weiter ausgehen. Das Aufbegehren  einige sagten eine 

 in den arabischen Ländern ließ diese kurzzeitig als ei-
genständigen Akteur auf der Bühne der Weltgeschichte des 21. Jahrhunderts auf-
tauchen. Alle großen Mächte der Welt bezogen sich auf sie. Am Ende wurde dies 
als Anlass genommen, auch die letzten, den USA und Saudi-Arabien missliebigen 
Regime in anderen arabischen Staaten zu liquidieren.   

Der Libyen-Krieg des Westens zeigte jedoch darüber hinaus, der Übergang zu der 

eine Abfolge von Auseinandersetzungen, Kämpfen, Krisen und Kriegen. Der relati-
ve Rückgang des weltpolitischen Einflusses der USA bringt nicht nur China, Indien, 
Brasilien, Südafrika und Russland auf den Plan, auch die alten europäischen Mächte 
agieren wieder eigenständig und versuchen in ihrem Umfeld geostrategisch Tatsa-
chen auch mit militärischen Mitteln zu schaffen. Das trifft zunächst auf Frankreich 
und Großbritannien zu, die diesen Krieg unbedingt wollten und von denen man 
zuvor glaubte, sie wären nach der Niederlage im Suezkrieg 1956 als eigenständige 
militärisch-politische Akteure abgemeldet.  

Die Analyse der Positionen der BRICS-Staaten in Bezug auf die Entscheidung im 
UNO-Sicherheitsrat über die Resolution 1973, die den Vorwand für den Libyen-
Krieg lieferte, und der kritischen Stellungnahmen zu diesem Krieg in diesen Län-
dern nach dem Beschluss, hat interessante Aufschlüsse gegeben. Der wichtigste ist, 
dass alle fünf Regierungen in ihrer Entscheidung sich zunächst auf die USA bezo-
gen und davon ausgingen, dass es deren Position sei, die Sicherheitsratsresolution, 
die den Krieg ermöglichte, zu beschließen (und nicht Frankreich und Großbritanni-
en die treibenden Kräfte waren). Südafrika stimmte aus eigenen Gründen für die 
Resolution, die anderen vier  und Deutschland  enthielten sich; damit gaben 
Russland und China den Weg frei, den sie durch ein Veto hätten blockieren kön-
nen. 
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Das bedeutet, dass der Phantomschmerz der Unipolarität noch fortwirkte, und die 
BRICS-Staaten in weltpolitischen Fragen noch nicht offen und unzweideutig ihre 
Interessen vertreten, gegenüber den USA taktieren. Bei Russland kam hinzu, dass 

haupt alternativ zum Westen 

(Was wiederum nicht sie entscheidet, sondern die Kooptierenden. Nach der Ukrai-
ne-Krise und den westlichen Sanktionen hat Russland nun die Schaukelpolitik zwi-
schen West und Ost aufgegeben und agiert gegenüber den USA, der NATO und 
der EU im Verbund mit China, aber auch auf der Grundlage der BRICS-

-
jetzt oft der politisch-diplomatisch und militärisch aktivste Akteur gegenüber dem 
Westen, kann dies aber nur gestützt auf dieses tun.) Als klar war, dass nicht die USA, 
sondern hauptsächlich die alten europäischen Mächte agierten, gab es Bedauern, 
Verärgerung über die eigene Zustimmung zur Libyen-Resolution, die sich aber 
nicht mehr zurückholen ließ. Die gemeinsame Position, nun unter Einschluss Süd-
afrikas, der BRICS-Staaten auf ihrem Treffen in Hainan (April 2011) war die Folge: 
Kritik am Krieg und gemeinsames Handeln in der Weltwirtschaft.  

Gipfeltreffen der BRICS-Staaten in der südwest-russischen Stadt Ufa am 9. Juli 2015. 
Bruce Jones, Direktor des außenpolitischen Programms der US-amerikanischen 

Schatten ihrer selbst, Russlands Wirtschaft schrumpfe im Ergebnis der westlichen 
Sanktionen und sinkender s-

d-
r-

beitslosigkeit. 

Im Verständnis der BRICS klingt das sehr anders. Sie kritisieren die westliche Wirt-
schaftspolitik, die weltweit Arbeitsplätze und Ökosysteme vernichtet, und betonen 
zugleich, dass es ihnen in den vergangenen Jahren gelungen ist, durch eine akzen-
tuierte makroökonomische Politik, eine effektive Regulierung der eigenen Finanz-
märkte und einen robusten Einsatz der eigenen Reserven mit den Risiken umzuge-
hen und ein Überschwappen der weltwirtschaftlichen Probleme auf die eigene 
Entwicklung zu verhindern. Dazu hat die enge Zusammenarbeit der nationalen 
Entwicklungsbanken ebenso beigetragen, wie das gegenseitige Ausreichen von 
Krediten in den eigenen Währungen. Damit wurde die Abkopplung vom US-Dollar 
als Leitwährung mit all seinen negativen geoökonomischen Effekten weiter voran-
gebracht. 

Eines der s-
-Staaten sowie ihr gemeinsamer Reservefonds (BRICS Contingent 
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Reserve Arrangement), um Währungs- und Zahlungsprobleme auszugleichen, 
2016 die Arbeit aufnehmen. Beide sind nach dem Vorbild von Weltbank und Inter-
nationalem Währungsfonds (IWF) geformt. Letztere werden jedoch nach wie vor 
von den USA und der EU kontrolliert. Mit den BRICS-Banken stehen ab sofort Alter-
nativinstitutionen zur Verfügung, die diesen Ländern selbst und allen Entwick-
lungs- sowie sogenannten Schwellenländern zur Verfügung stehen. Der Reserve-
fonds ist auf 100 Milliarden US-Dollar vereinbart, in den die fünf Länder unter-
schiedlich einzahlen: China 42 Milliarden; Brasilien, Russland sowie Indien je 18 und 
Südafrika 5 Milliarden US-Dollar. Die Entwicklungsbank hat ein Startkapital von 50 
Milliarden US-Dollar, das die fünf Gründungsstaaten zu gleichen Teilen zur Verfü-
gung stellen, und ein genehmigtes Volumen von 100 Milliarden. 

Auf einer Sitzung des Bankvorstandes in Moskau im Vorfeld des Gipfeltreffens 
wurde K. V. Kamath zum Präsidenten der Bank ernannt. Der 67-jährige Inder hat 
vierzig Jahre im Bankwesen gearbeitet, darunter für die Asiatische Entwicklungs-
bank, die 1965 auf Initiative der UN-Wirtschafts- und Sozialkommission für Asien 
und den Pazifik gegründet wurde, und zuletzt als Vorstandsvorsitzender der indi-
schen Bank ICICI. Über das Verhältnis der BRICS-Entwicklungsbank zur Weltbank 
und zur Asiatischen Entwicklungsbank sagte Kamath, sie seien Partner und nicht 

-Entwicklungsbank noch die anderen Finanzorganisatio-
nen können den Entwicklungsbedarf von allen Ländern und Regionen allein de-

betonte ebenfalls, die BRICS- i-
e-

Shanghai sein. 

Damit ist sowohl klar, dass die Schaffung der BRICS-Bank Teil der Entwicklung 
Shanghais zum Weltfinanzzentrum des 21. Jahrhunderts ist, als auch, wohin ge-
genwärtig die Blickrichtung geht. Der Westen hat Weltbank und IWF stets als In-
strumente eigener globaler Machtausübung angesehen. Inzwischen musste man 
auch dem chinesischen Yuan konzedieren, eine der Reservewährungen im Welt-
bank-IWF-System zu werden. Und die BRICS-Bank ist trotz aller freundlichen Worte 
aus Shanghai eine Kampfansage. Die ist auch in der Deklaration des BRICS-Gipfels 
nachzulesen: Es geht um eine multipolare Welt, die auf friedlicher Koexistenz be-
ruht. Das ist etwas anderes, als eine westlich dominierte Welt. 

In dieses Bild passt, dass unmittelbar nach dem BRICS-Gipfel, am 9. und 10. Juli 
ebenfalls in Ufa, ein Gipfeltreffen der Shanghai Organisation für Zusammenarbeit 
(SOZ) stattfand. Diese Organisation, 1996 in Shanghai gegründet, umfasste ur-
sprünglich China, Russland sowie die zentralasiatischen Staaten Kasachstan, Kirgi-
sistan, Tadschikistan und Usbekistan. Sie sollte nach dem Zerfall der Sowjetunion 
zur Stabilisierung Zentralasiens beitragen. In den USA wurde sie von den Vorden-
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Ufa hat gezeigt, sie ist gleichsam in Ergänzung zu den BRICS inzwischen eines der 
wichtigsten Instrumente zur Gestaltung der neuen Verhältnisse in Eurasien. Der 
Präsident Afghanistans, Ashraf Ghani, war auf den Gipfeltreffen, wie auch der des 
Iran, Hassan Ruhani. Nachdem der Westen in Afghanistan gescheitert ist, wollen 
die asiatischen Mächte die notwendige Stabilität herstellen. Und der Iran, nachdem 
die Verhandlungen zu seinem Atomprogramm nicht ohne Zutun Russlands und 
Chinas zu einem positiven Ergebnis geführt wurden, wird aktiv in die regionale 
Machtbalance eingeordnet. 

Im Westen werden BRICS und SOZ meist unter einer russischen Perspektive be-
trachtet. Tatsächlich ist es komplizierter. Der chinesische Asienexperte Xia Yishan 
vom Chinesischen Institut für Internationale Studien meinte aus Anlass der Gipfel-
ergebnisse, Russland habe der SOZ in der Vergangenheit verhältnismäßig wenig 
Aufmerksamkeit geschenkt, sei im Gefolge der Sanktionen der EU und der USA 
aber nun gezwungen, die SOZ zur Entwicklung seiner Wirtschaft zu nutzen. Das 
biete die Chance, in praktischen Fragen der Wirtschaftsintegration und der Ge-
währleistung der Sicherheit einheitlicher zu agieren. 

Das gilt in anderem Sinne ähnlich für Indien. Jones, der Brookings-Mann, meinte, 
Indiens Engagement in den BRICS sei nur halbherzig, hatte Ministerpräsident Nar-

Präsident Obama zu einem historischen Staatsbesuch im Januar 2015 eingeladen. 
Tatsächlich hat Indien alles getan, um als Vollmitglied in die SOZ aufgenommen zu 
werden. Dies geschah in Ufa, und zwar zusammen mit Pakistan. Das trägt zur Ent-
spannung mit Pakistan bei  in einem multilateralen Kontext lassen sich viele 
Streitfragen besser lösen als im rein bilateralen Gegenüber. Indien hat seit langem 
Interesse an der Nutzung iranischer Häfen und einer Gaspipeline von Iran nach 
Indien; das geht nur durch Pakistan. Insofern bieten das Ende des Afghanistankrie-
ges und die Neujustierung der Beziehungen zum Iran Chancen, die Indien ungern 
China und Russland allein überlassen möchte. Das betrifft übrigens auch die Ver-
bindungslinien zu Russland, durch Afghanistan und Zentralasien. Im inner-
eurasischen Kräfteverhältnis hofft Indien, eine stärkere Rolle dadurch spielen zu 
können, dass es gute Beziehungen nicht nur in der BRICS-Gruppe und der SOZ hat, 
sondern auch zu den USA und zur EU. Gleichsam in Zeiten der Spannungen eine 
Brückenfunktion zu übernehmen und dadurch die eigenen Interessen deutlicher 
durchsetzen zu können. So machen nicht die USA Politik mit Indien, sondern Indi-
en mit den USA.  
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Die BRICS-Staaten stellen nicht nur ein wirtschaftliches und politisch-militärisches 
Gegengewicht zur nordatlantischen Machtkonfiguration dar, sondern verkörpern 
auch ein andere Politikkonzept: internationale Streitfragen in erster Linie nicht mit 
militärischen Mitteln zu lösen. Die Welt des 21. Jahrhunderts soll nicht aus Gewalt 
und Krieg hervorgehen. 

Deutschland als Macht im System des Imperialismus 

Bei dem oben erwähnten Analysestrang, dem zufolge mit der Globalisierung und 
der weltweiten Kapitalverflechtung eine globalisierte Klasse von Kapitalisten ent-

beherrsche, lautet die Pointe, es sei nicht mehr sinnvoll, Machtkomplexe auf ein-
zelne Staaten zu beziehen. 

Unstrittig gilt, dass EU-Europa  auch wenn es tendenziell und relativ auf das Welt-
system bezogen schwächer wird  nach wie vor ein maßgeblicher Spieler in diesem 
Konzert ist; immerhin ist die EU bei Parag Khanna einer drei wichtigsten globalen 
Akteure. Spätestens hier ist auch über Deutschland zu reden. Nach der vollständi-
gen Niederlage Hitlerdeutschlands und der Befreiung der Völker Europas, darunter 
des deutschen Volkes, vom Faschismus am 8. Mai 1945 schien die Geschichte deut-
scher Machtpolitik in Europa beendet. Siebzig Jahre später stellt sich das anders 
dar. Ein Vierteljahrhundert nach der deutschen Vereinigung diskutieren konserva-
tive bürgerliche Kreise in diesem Lande, dass Deutschland inzwischen zum Hege-
mon EU-Europas aufgestiegen ist, und welche Außenpolitik seine Regierung des-
halb machen sollte.  

Globalisierung als Daseinsweise des kapitalistischen Weltsystems im 21. Jahrhun-
dert ist mit Kapitalverflechtung verbunden, die weltweit und europaweit zu-
nimmt.36 Sie braucht zugleich Machtknoten, die das Netz zusammenhalten. Das 
sind nicht nur Börsen und Bankzentralen, sondern auch weiterhin Nationalstaaten, 

Kapital und die deutsche Regierung, das französische Kapital und die französische 
Regierung, das britische Kapital und die britische Regierung (mit den Sonderinte-

i-
zierbar, jeweils mit korrespondierenden Kapitalinteressen einerseits und dem Han-
deln der respektiven Regierung innerhalb der Institutionen der EU und darüber 
hinaus andererseits. In diesem Sinne ist einerseits davon auszugehen, dass die 
Institutionalisierung der EU und die Vergemeinschaftung ihrer Politik voranschrei-
ten, andererseits aber Machtverschiebungen vor sich gehen, die den Nationalstaa-
ten zugerechnet werden müssen. Es ist deshalb analytisch auch unter der  

                                                                    

36 l-
heim, Joachim H. Spangenberg, Frieder Otto Wolf: Den Krisen entkommen. Sozialökologische Transfor-
mation, Rosa-Luxemburg-Stiftung, Reihe Manuskripte: 99, Berlin: Karl Dietz Verlag 2012, S. 73ff.  
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Voraussetzung der EU-Integration angezeigt, von deutscher Hegemonie zu spre-
chen.37 EU-Integration und Euro sind nicht mehr Ziel deutscher Politik an und für 
sich, sondern Grundlage dafür, dass Deutschland als geo-ökonomische Macht mit 
globalen Interessen agieren kann. Die tiefe Kluft zwischen Zentrum und Peripherie 
in der EU stört nicht, sofern sie die globale Ausrichtung nicht behindert. Das deut-

s-
tauration der deutschen Vorrangstellung in Europa, die es mit dem zweiten Welt-
krieg verloren hatte, wieder gewonne

h-
terfirmen im Ausland müsse noch hinzugerechnet werden und der Handelsbilanz-

lzufluss wurde 
38 Nicht nur 

beim Waren- und Dienstleistungsexport, auch beim Kapitalexport findet eine Ver-
lagerung der Gewichte deutscher Interessenwahrnehmung, gestützt auf die Positi-
onen in der EU, auf eine globale Ebene statt. 

Hier ist auf die imperialen Zentren zurückzukommen. Der Politikwissenschaftler 

eine Form von Problembearbeitung neben der des Staates und anderer Organisa-
39 Die Europäische Union müsse 

muss sich gegenüber den USA als ein Subzentrum des imperialen Raumes behaup-
ten und darauf achten, dass sich zwischen den USA und ihm kein Zentrum-
Peripherie-Gefälle herausbildet. Auf der anderen Seite müssen die Europäer sich 
aber auch um ihre instabile Peripherie im Osten und Südosten kümmern, wo es 
gilt, Zusammenbrüche und Kriege zu verhindern, ohne dabei in eine Spirale der 
Expansion hineingezogen zu werden, die das verfasste Europa in seiner gegenwär-

40 Der Zwang zum gemeinsamen Handeln der EU 
komme von außen und die innere Entwicklung müsse ihm folgen. Es gelte, an der 
europäischen Peripherie stabilisierend zu wirken. Dabei geht es nicht nur um den 

 
 

 

                                                                    

37 Ausführlich dazu: Erhard Crome: Deutschland in Europa. Eine neue Hegemonie, in: Erhard Crome, 
Raimund Krämer (Hrsg.): Hegemonie und Multipolarität. Weltordnungen im 21. Jahrhundert, Potsdamer 
Textbücher, Bd. 20, Potsdam: Verlag WeltTrends 2013.  
38 Kees van der Pijl, Otto Holman: Transnationale Verflechtung und Stellung des deutschen Kapitals in 
der EU, in: Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung, Frankfurt am Main, Heft 93, März 2013, S. 95, 106.  
39 Herfried Münkler: Imperien. Die Logik der Weltherrschaft  vom Alten Rom bis zu den Vereinigten 
Staaten, Berlin: Rowohlt Verlag 2005, S. 10.  
40 Ebenda, S. 247. 
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Kaukasus in den Nahen und Mittleren Osten reicht und sich von da über die afrika-
o-

isierung der verschiede
europäischen Außengrenzen stabil und elastisch zu machen. Das schließt Einfluss-
nahmen auf die Peripherie ein, die eher imperialen als zwischenstaatlichen Vorga-
ben ähneln. Europas Zukunft wird darum ohne Anleihen beim Ordnungsmodell 

41 

Da es 
e-

doch nicht gekommen ist 
und in absehbarer Zeit 
nicht kommen wird, muss 
ein gemeinsames EU-
europäisches Handeln auf 
andere Weise hergestellt 
werden. Hier sieht 

großen Aufgaben, die 
sich für die Macht in der 
Mitte f-

Europäer auf eine gemeinsame Linie zu bringen und für eine gesamteuropäische 
Solidarität gegenüber den Mitgliedstaaten zu sorgen, die den Bedrohungen aus 
der Peripherie in besonderer Weise ausgesetzt sind. Nur wenn das gelingt, wird die 

42 Zum Wie 
emeinsamen Willensbil-

dungsprozess der EU-Mitgliedsländer moderieren, sie muss dafür Sorge tragen, 

nicht grundsätzlich aus, dass die Zentralmacht Europas Entscheidungsprozesse 
auch einmal forcieren kann und auf entschiedenes Auftreten drän
Deutschland muss in Europa führen, aber es muss dies in einer umsichtigen, auf 

43  

 

 

 

                                                                    

41 Ebenda, S. 250, 254. 
42 Herfried Münkler: Macht in der Mitte. Die neuen Aufgaben Deutschlands in Europa, Hamburg: edition 
Körber Stiftung 2015, S. 11. 
43 Ebenda, S. 163. 
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Hier ist methodisch der Wesensunterschied von Hegemonie und Imperium von 
s dem Griechischen und meint 'Führung'. Impe-

rium stammt aus dem Lateinischen und meint 'Herrschaft'. Führung setzt Gefolg-
schaft voraus und beinhaltet ein Element von Akzeptanz und Freiwilligkeit. Der 
Gegenbegriff zu 'Herrschaft' lautet 'Knechtschaft', setzt also ein Zwangsverhältnis 

44  

Auch Frank Deppe, der die neue deutsche imperiale Politik unter der Perspektive 
linker Alternativen kritisiert, kommt in seiner Analyse zu dem Befund, dass 
Deutschlands Positionierung und Politik auf eine globale Rolle zielt, jedoch nur 

imperiale Politik nur dann Aussicht auf Erfolg hat, wenn sie in die Ökonomie und 

Rates durch Kompromissbereitschaft und stabile Bündnisbeziehungen mit Part-
45 Anders gesagt: Als imperiale Macht in der Welt soll aus Sicht 

ihrer herrschenden Kräfte die EU agieren, während sie im Innern hegemonial struk-
turiert ist, mit Deutschland als Machtzentrum.  

Deutschland ist wieder ein erstrangiger politischer Einflussfaktor in Europa und 
eine weltwirtschaftliche Macht mit globalen Interessen. Grundlage dieser gewan-
delten geopolitischen Position ist Deutschlands Wirtschaftskraft, die sich in einem 
hohen technologischen Niveau wichtiger Exportgüter in Bereichen wie Fahrzeug-
bau, Maschinenbau und Chemieindustrie sowie in einem traditionell hohen Expor-
tüberschuss ausdrückt. Das deutsche Exportmodell hat mehrere Grundlagen. So 

 und O der wirt-
schaftlichen Erfolge Deutschlands ist die Stärke seiner Exportindustrie. Es würde in 
die Irre führen zu behaupten, die wirtschaftlichen Ungleichgewichte in Europa 
seien primär auf deutsches 'Lohndumping' zurückzuführen. Der Exporterfolg der 
deutschen Industrie hat seine stärksten Fundamente in der hohen Spezialisierung 
und Produktqualität, der Dienstleistungsorientierung der Unternehmen und der 
Flexibilität und Qualifikation der Beschäftigten. Das Problem liegt aber darin, dass 
diese auf produktbezogenen Fundamenten beruhende Wettbewerbsfähigkeit im 
zurückliegenden Jahrzehnt durch eine Senkung der Lohnstückkosten im Verhältnis  
 

 

                                                                    

44 Ulrich Menzel: Internationale öffentliche Güter und die Kontrolle der globalen Allmenden, in: Erhard 
Crome/ Raimund Krämer (Hrsg.): Hegemonie und Multipolarität. Weltordnungen im 21. Jahrhundert, 
Potsdam: Verlag WeltTrends 2013, S. 10. 
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zu den übrigen EU-Ländern ergänzt werden konnte, weil die durchschnittlichen 
Löhne in Deutschland stagnierten und teilweise sogar sanken, während die Ar-
beitsproduktivität ungefähr im EU- 46 

Die Krise seit 2008 hat den Graben zwischen dem Zentrum und der Peripherie 
weiter vertieft. Das produktive Kapital, aber auch die Finanzkonglomerate in 
Deutschland wurden durch die Krise gestärkt, und zwar sowohl innerhalb der EU 
als auch gegenüber der Konkurrenz in Asien und Nordamerika. Dabei besteht eine 
Allianz zwischen dominanten exportorientierten produktiven Kapitalfraktionen in 
Deutschland mit Kapitalgruppen, die an Finanzialisierungsprozessen beteiligt sind. 
Die neoliberalen Austeritätsmaßnahmen, die über die europäische Kommission 

n-
kommensverhältnisse der privaten Haushalte und der öffentlichen Einrichtungen 
reduzieren, stehen damit nicht in Gegensatz zu den Interessen der deutschen ex-
portorientierten Kapitalfraktionen, sondern sind einander kompatibel und ergän-
zen sich. Im europäischen Maßstab werden die Positionen der Lohnabhängigen 
und die Sozialstaatlichkeit geschwächt. Zugleich aber auch kleinere, weniger kon-
kurrenzfähige Kapitale, was zu einer weiteren Konzentration des Kapitals innerhalb 
der EU führt, und damit wiederum tendenziell zur Stärkung des deutschen Kapitals 
beiträgt. 

Es besteht eine faktische Grundvereinbarung zwischen den Kapitalgruppen der 
Euro-Länder und ihren Regierungen über die Erhaltung des Euro, die wiederum 
über Wahlen abgesichert ist. (Das wurde auch durch den Sieg von Syriza in Grie-
chenland nicht in Frag
Bourgeoisien der anderen EU- bzw. Euro-Länder haben sich damit  die einen 
mehr, die anderen (noch) weniger  
deutschen Bourgeoisie verwandelt. Das Interesse, an den Gesamtpositionen der EU 
in der Weltwirtschaft zu partizipieren, dürfte auf absehbare Zeit größer sein, als 
sich auf sich allein gestellt den Unwägbarkeiten der globalen Wirtschaftsentwick-
lungen auszusetzen. Zudem wird dies durch die sicherheitspolitische Einordnung 
in die NATO überwölbt, unabhängig davon, ob der starke Euro auch im Interesse 
der USA liegt oder nicht.  

Die Frage allerdings ist, ob die EU als Integrationsverbund das Auseinanderklaffen 
zwischen Zentrum und Peripherie auf die Dauer ve
steht so wieder neu. Deutschland ist Hauptnutznießer der Euro-Einführung, es 
wäre auch der Hauptleidtragende seines Zusammenbruchs. Insofern ließe sich 
etwas verkürzt argumentieren: Die Lösung des Problems erfordert am Ende nicht 
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Hegemonie, sondern Kooperation. Tatsächlich jedoch sind beide eng verwoben. 
Der Soziologe Ulrich Beck machte darauf aufmerksam, mit der Machtkonstellation 
des deutschen Europas werde sichtbar, dass die Europäisierung zwei unterschiedli-
che Formen annehmen kann, zwei Arten der Integration und Kooperation: gleich-
berechtigte Teilhabe (Reziprozität) oder hierarchische Abhängigkeit (Hegemonie). 

e-
ten Sparpolitik hat dazu geführt, dass die Norm der gleichberechtigten Teilhabe 
unter der Hand beiseitegeschoben und immer häufiger durch Formen hierarchi-

47 

So sind denn Hegemonie und Kooperation keine Gegensätze, sondern die Hege-
monie wird in der bzw. mittels Kooperation durchgesetzt, indem sie zu den Kondi-
tionen erfolgt, die der Hegemon bestimmt. Und das tut er nicht durch repressive 
Maßnahmen, sondern durch submissive Mechanismen, die über die Institutionen 
der EU umgesetzt werden  Troika-  mit den willigen 
Vollstreckern in den EU-Direktionen und den Kompradoren in den betroffenen 
Ländern an der Seite. Der Hegemon ersetzt nicht die Netzwerke durch eine Be-
fehlszentrale, sondern setzt sich über sie durch, indem er die Knotenpunkte der 
Netzwerke kontrolliert. Am besten funktioniert es, wenn der Hegemon gar nicht 

wird. Und so kann das EU-Europa weiter als imperiales Zentrum in der Welt agie-
ren, als Verbund als Wirtschaftsmacht, mit London und Frankfurt am Main als Fi-
nanzmacht und die einzelnen Staaten  voran Frankreich und Großbritannien, 
verstärkt auch Deutschland  sowie gestützt auf USA und NATO als Militärmacht.  

Imperialismus als System  

Aktuelle politische Kämpfe werden oft in geborgten historischen Kleidern ausge-
tragen. Bekannt ist Marx' Einstieg in seinen berühmten Text zur Analyse der Errich-
tung der Herrschaft von Napoleon III. nach der französischen Revolution von 1848: 

eigene Geschichte, aber sie machen sie nicht unter 
selbstgewählten, sondern unter unmittelbar vorgefundenen, gegebenen und 
überlieferten Umständen. Die Tradition aller toten Geschlechter lastet wie ein Alp 
auf dem Gehirne der Lebenden. Und wenn sie eben damit beschäftigt scheinen, 
sich und die Dinge umzuwälzen, noch nicht Dagewesenes zu schaffen, gerade in 
solchen Epochen revolutionärer Krise beschwören sie ängstlich die Geister der 
Vergangenheit zu ihrem Dienste herauf, entlehnen ihnen Namen, Schlachtparole, 
Kostüm, um in dieser altehrwürdigen Verkleidung und mit dieser erborgten Spra-
che die neue Weltgeschichtsszene aufzuführen. So maskierte sich Luther als Apos-

                                                                    

47 Ulrich Beck: Das deutsche Europa. Neue Machtlandschaften im Zeichen der Krise. Berlin: Suhrkamp 
Verlag 2012, S. 56. 
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tel Paulus, die Revolution von 1789-1814 drapierte sich abwechselnd als römische 
Republik und als römisches Kaisertum, und die Revolution von 1848 wusste nichts 
Besseres zu tun, als hier 1789, dort die revolutionäre Überlieferung von 1793-1795 

48     

Die russische Revolution von 1917 bedurfte ebenfalls der Kostümierung. Die Revo-
lution von 1905 hatte die zaristische Selbstherrschaft erschüttert, die war aber 
nicht gestürzt. Mit brutalen Mitteln waren die Macht gesichert und das Land wie-
der unter Kontrolle genommen worden. 1914 fühlten sich der Zar und die Regie-
rung schon wieder stark genug, sich an dem Großen Krieg der Mächte zu beteili-
gen, der dann als der erste Weltkrieg in die Geschichte einging. Die Hoffnung im-
Volk auf eine epochale Veränderung aber blieb. Und mit den riesigen Verlusten an 
der Front nahm die Unzufriedenheit im Lande schließlich systemsprengende For-
men an. 

t-
her war unter russischen Intellektuellen und Revolutionären verbreitet, dass die 
grundlegende Veränderung der Gesellschaft auf der Grundlage wissenschaftlicher 
Analyse kommen musste.49 Wladimir Iljitsch Lenin, der seit Ende des 19. Jahrhun-
derts voller Tatkraft an der Entwicklung einer revolutionären Partei zum Sturz der 
alten Ordnung in Russland gearbeitet hatte, als die dann die Partei der Bolschewiki 
agierte, war zugleich sein eigener erster Theoretiker. Bereits 1913 hatte er postu-

50 Damit ging es fortan 
nur darum, was die richtige Lehre ist  es gibt immer nur eine richtige und andere 
falsche. Und der eine, der über die richtige verfügt, ist der Allmächtige und die 
anderen sind Verräter. 

Im Weltkrieg befand sich Lenin in der Emigration in der Schweiz, das heißt außer-
halb Russlands und der Kriegsschauplätze und unter Bedingungen, da er relativ 
unbehelligt theoretisch und politisch arbeiten konnte. Zu dieser Zeit entwickelte er 
in mehreren Schritten seine Konzeption von der Revolution. Der erste Schritt war 
der Aufruf an die Arbeiterklasse aller kriegsführenden Mächte, den Lenin bereits 
ku e-
genwärtigen imperialistischen Krieges in den Bürgerkrieg ist die einzig richtige 
proletarische Losung. Das zeigt die Erfahrung der Kommune, das ist im Basler Ma-
nifest (1912) vorgesehen, und das ergibt sich aus den ganzen Bedingungen des 

51 

                                                                    

48 Karl Marx: Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte, in: MEW, Bd. 8, S. 115.  
49 Orlando Figes: Die Tragödie eines Volkes. Die Epoche der russischen Revolution 1891 bis 1924, Berlin: 
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Die Erfahrungen der Pariser Kommune von 1871 waren seit Marx immer wieder als 
Erfahrung der ersten sozialistischen Revolution diskutiert worden.52 Mit dem Basler 
Manifest ist das Friedensmanifest des Internationalen Sozialistenkongresses der 
Zweiten Internationale gemeint, der am 24. und 25. November 1912 in Basel getagt 
hatte. Der Kongress hatte für das internationale Proletariat die Ablehnung des 
kommenden Krieges bekundet und die Verpflichtung erklärt, sollte er dennoch 
ausbrechen, alles für seine rasche Beendigung und den Sturz der kapitalistischen 
Klassenherrschaft zu tun. Deshalb war die Unterstützung der Kriegspolitik der res-
pektiven Regierungen durch die Sozialdemokratie der meisten kriegsführenden-
Staaten ein Bruch mit den 1912 eingegangenen Verpflichtungen und wurde von 
den revolutionären Sozialisten, darunter Lenin, Karl Liebknecht und Rosa Luxem-
burg als Verrat geächtet. 

Lenins zweiter Schritt war die Charakterisierung des Imperialismus nicht einfach als 
eines kapitalistischen Weltsystems, das auf kolonialer Ausbeutung großer Teile der 
Welt und ihrer Bevölkerung durch die Bourgeoisie einiger entwickelter Länder vor 
all i-

53 Ver-
stärkt durch den allgemeinen Ruin, den der Krieg hervorgerufen hatte, diagnosti-

54 Der dritte Schritt war deshalb: Die 
e-

dingtes Gesetz des Kapitalismus. Hieraus folgt, dass der Sieg des Sozialismus zu-
nächst in wenigen kapitalistischen Ländern oder sogar in einem einzeln genom-

55 Lenin war  um Marxens Charakterisierung Luthers 
aufzunehmen  als der Marx des 20. Jahrhunderts maskiert und die russische Revo-
lution von 1917 als Beginn der proletarischen Weltrevolution proklamiert. 

Die Frage, dass Russland dafür dem Grunde nach nicht reif war, wurde ausge-
klammert, obwohl Lenin das wusste und in verschiedenen Texten auch eingeräumt 
hatte. Der Zusammenbruch des Kapitalismus war aus dem Weltzustand, wie er im 
Weltkrieg zum Ausdruck kam, nicht aus einer Hochentwicklung kapitalistischer 
Verhältnisse in Russland abgeleitet. Das Ausbleiben der Revolution in den meisten  
 

 

                                                                    

52 Vgl. Marx, Karl: Der Bürgerkrieg in Frankreich, in: MEW, Bd. 17, S. 313-362. 
53 Lenin, W. I.: Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus, in: LW, Bd. 22, Berlin: Dietz 
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anderen Ländern war damit nicht ein objektiv bedingter Vorgang, der den inneren 
Kräfteverhältnissen geschuldet war, sondern wurde  
gesamten weltkapitalistischen Systems für den Sozialismus diagnostiziert  als 
subjektiv verursacht interpretiert und in Verrats-Begriffen verhandelt. 

Eine rein russische Revolution, historisch eingeordnet: als nachholende der franzö-
sischen von 1789, hätte eine solche Wirkung niemals erreicht. Insofern ist die Fra-
ge, ob denn die von Lenin geführte Revolution die im Sinne der Marxschen Lehre 

tatsächlich 1917 gemachte. Unter dieser Voraussetzung wurde die Sowjetunion 
jahrzehntelang in aller Welt als Gegenmacht zu der des Imperialismus unterstützt. 
Sie hat bleibende Veränderungen im Weltsystem bewirkt. Dazu gehören insbeson-
dere: 

 Der maßgebliche Anteil am Sieg über den Hitlerfaschismus im zweiten Welt-
krieg. 

 Die industrielle Modernisierung Russland, ohne die die Sowjetunion diesen Sieg 
nicht hätte erringen können. (Der wesentliche Grund für die Unterlegenheit 
Russlands gegenüber Deutschland im ersten Weltkrieg war der wirtschaftlichen 
und zivilisatorischen Rückständigkeit geschuldet.) 

 Die zentrale Rolle bei der Schaffung eines Völkerrechts in Gestalt der UNO-
b-

lehnt. 

  die 
der moderne Wohlfahrtsstaat nicht hätte erkämpft werden können. 

 Die direkte Unterstützung des Kampfes der kolonial unterdrückten Völker zur 
Zerschlagung des Kolonialjochs. 

Die Rücknahme der Revolution in ein kapitalistisches Russland nach dem Ende der 
Sowjetunion, das einige Attribute des westlichen Parlamentarismus und die Wahl 
des Präsidenten übernommen hat, macht deutlich, dass Russland von 1917 bis 
1991 am Ende den längstmöglichen Weg des Übergangs vom Feudalismus zum 
Kapitalismus zurückgelegt hat. Ohne die Verkleidung hätten die Revolutionäre von 
1917 aber wohl nicht die Kraft und nicht das Selbstvertrauen gehabt, die alte Ord-
nung mit solcher Entschlossenheit zu stürzen. 

Bei der Charakterisierung des kapitalistischen Weltsystems als ein imperialistisches 
Weltsystem am Beginn des 20. Jahrhunderts hatte Lenin die moderne Industrie als 
Eigenheit des deutschen Imperialismus ausgemacht, während er den britischen 
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nannte.56 An anderer Stelle kennzeichnete er die sechs wichtigsten imperialisti-

kapitalistische Länder, die ungewöhnlich rasch vorangeschritten sind (Amerika, 
Deutschland, Japan); anderseits Länder alter kapitalistischer Entwicklung, die sich 
in letzter Zeit viel langsamer entwickelt haben als die ersteren (Frankreich und 
England); und schließlich ein Land, das in ökonomischer Hinsicht am meisten zu-
rückgeblieben ist (Russland), in dem der moderne kapitalistische Imperialismus 
sozusagen mit einem besonders dichten Netz vorkapitalistischer Verhältnisse 

57 

In Anlehnung an Lenin kann daher resümiert werden: Nach dem Ende der Sowjet-
union und des Realsozialismus im Osten Europas befinden wir uns wieder in einer 
Epoche des Imperialismus, in einem weltweiten imperialistischen System. Das gilt 
ungeachtet dessen, welche Länder historisch im Aufschwung oder historisch im 
Abschwung sind, auf Krieg und Militär oder eher auf Frieden bei Aufrechterhaltung 
des atomaren Patts setzen. Das macht einen Unterschied aufs Ganze, wenn es um 
die Friedensfrage geht. Es macht keinen Unterschied hinsichtlich dessen, dass sie 
alle Akteure in diesem globalen imperialistischen System sind. Dabei handelt es 
sich auch nicht nur um die Konkurrenz von Mächten um Macht und Einfluss, son-
dern auch um Konkurrenz unterschiedlicher kapitalistischer Systeme, mit mehr 
privatem Finanzkapitalismus in den USA und der EU und mehr Staat und Staatsei-
gentum  wenngleich je unterschiedlich ausgeformt  in China, Russland und Indi-
en. Für die Charakterisierung des Weltsystems nach dem Realsozialismus als impe-
rialistisches Welt ist das irrelevant. Aber die Menschheitsprobleme wachsen, die 
Ressourcen sind endlich. Am Ende wird es nur eine Lösung geben können, die 
kooperativ und nicht-
nicht aus der Himmelsmechanik eherner historischer Gesetze, sondern nur aus den 
Kämpfen der bisher Herrschaftsunterworfenen. 
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Ist Russland imperialistisch? 
Kritische Anmerkungen 

von Rainer Rupp 

Ich habe drei Punkte zu den Ausführungen von Erhard Crome: 

1. Russland ist ein kapitalistischer Staat 

Das stimmt schon, aber was Sie anschließend gesagt haben, dass die Konzentrati-
on des Kapitals in Russland noch höher sei und noch schlimmer als in den USA, das 
stimmt so nicht. 

Selbst die Amerikaner behaupten das nicht. In den Vereinigten Staaten ist es abso-
lut höher. Wenn Sie glauben, die höchste Konzentration sei in Russland gegeben, 
dann müsste man natürlich den Anteil des Staates an den Konzernen mitrechnen. 
Die sehr hohe Konzentration des Kapitals in den Händen weniger Oligarchen hat es 
unter Jelzin gegeben, aber seit Putin ist das zurückgedreht worden und zwar auf 
eine ganz dramatische Weise:  

Alle strategisch wichtigen Roh-
stoffe sind heute Staatseigen-
tum und die Gewinne daraus, 
die werden nicht unter privaten 
Leuten verteilt. Die gehen in 
den Staatshaushalt und daraus 
wird etwas finanziert, was bei 
uns in den westlichen, kapitalis-
tischen, neoliberalen Staaten 
gerade gegenläufig ist. Hier 
haben wir den Sozialabbau, 
Reallöhne gehen runter. Russ-
land dagegen ist eines der we-
nigen kapitalistischen Länder, 
in denen die Situation der Ar-
beiterklasse sich von Jahr zu 
Jahr verbessert. Dieses Jahr ist 
das vielleicht aufgrund der Sanktionen nicht der Fall gewesen, aber das steht au-
ßerhalb des Willens und der Richtung der russischen Regierung. Ich könnte eine 
ganze lange Liste sozialer Verbesserungen in Russland vorlegen. Die hatte ich mal 
gemacht, ausgerechnet für einen Vortrag vor einem Landesverband der Kommu-
nistischen Partei. Dort waren sie nämlich alle persönlich beleidigt, dass Russland  
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nicht mehr kommunistisch ist und daher sei dort alles böse und schlecht. Und da-
her musste man ihnen mal im Einzelnen vorzeigen, was in Russland alles an positi-
ven Entwicklungen abläuft. 

2. Russland leistet militärische Hilfe an die rechtmäßige Regierung in Syrien  
schließlich ist es die Assad-Regierung, die in der UNO das Land repräsentiert. Russ-
land greift dort auch nicht in einen Bürgerkrieg ein. In Syrien gibt es keinen Bürger-
krieg, sondern einen vom Ausland gesteuerten Krieg. Ich kann Ihnen sogar einen 
Aufsatz von einem amerikanischen Dozenten an einem Militär-College, ein Offi-
ziersschule zeigen, in dem es heißt, dass nach außen der Konflikt als Bürgerkrieg 
dargestellt wird, er aber in Wirklichkeit ein von außen in das Land hineingetragener 
Krieg ist. Und dabei geht es nicht um irgendwelche Freiheiten sondern um Geld.  

Die Strategie hinter dem russischen Eingreifen ist ganz klar: Da wird nicht einfach 
nur gebombt, sondern die russischen Luftangriffe unterstützen die Bodenoffensive 
der syrischen Regierungstruppen, unterstützt von massiver Hilfe von Hisbollah 
Einheiten und jetzt auch iranischen Truppen. Und zur selben Zeit  soweit ich weiß 

 werden demnächst auch vor der syrischen Küste chinesische Schiffe auftauchen. 

opäischen Hegemo-
nen, die sich sonst an der Seite des großen immer so rasch nach vorne gedrängt 

eine sehr, sehr positive Entwicklung, die ich mir schon lange herbeigewünscht 
habe. 

3. Der letzte Punkt betrifft die Ausführungen zur EU und zum Euro: dass man sie 
von Innen reformieren könne: 

Zumindest der Euro, die Europäische Union auch! Ich habe nie etwas gegen die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft EWG gehabt, die fand ich immer gut, nicht 
aber die Europäische Union, das politische Element des Monopolkapitals, das ganz 
Europa übergestülpt wurde. Man sieht es ja, schauen Sie sich an: was ist mit Grie-
chenland? Und glauben Sie, das wird in den anderen Ländern besser werden bei 
entsprechenden Problemen? Und antidemokratisch! Wie wollen Sie denn die 6000 
Konzern-Lobbyisten aus Brüssel herausholen? Wie wollen Sie denn das demokra-
tisch reformieren, wenn da nur drei oder vier Gewerkschafts-Lobbyisten überhaupt 
da sind. Und was ist mit den anderen gesellschaftlichen Organisationen, die ohne-
hin wenig Geld haben, die können sich nicht einmal einen Lobbyisten vor Ort leis-
ten, der dann die entsprechenden Herrschaften zu teuren Essen in ein schönes 
belgisches Fress-Lokal einlädt. Ich gehörte schließlich auch mal dazu, ich weiß, wie 
das da abgeht. 
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Wer sind unsere Gegner? 
Ist Friedenskampf Klassenkampf? 

von Klaus Hartmann 

Erinnerungen an Zimmerwald dienen nicht in erster Linie dem Gedenken, sondern 
dem Prüfen, was wir aus dem Erinnern für heute gewinnen:  

1. Aus der Geschichte lernen  
manchmal hinzufügen. Denn heute glauben manche Linke an die Zimmerwalder  
Erkenntnis, dass man sich in der aktuellen Weltkriegs-Vorbereitungssituation nicht 
genau entscheiden könne für den Aggressor oder gegen den Aggressor, weil die 
Zimmerwalder Konferenz ja damals bereits erkannt habe, dass es nicht anginge,  

d nicht sein Heil auf einer von zwei falschen 
Seiten zu suchen.  

damit unterschlagen, dass damals der imperialistische Weltkrieg bereits in vollem 
Gange war, dass er nicht verhindert werden konnte, weil die Arbeiterparteien nicht 
dagegen waren, wie sie in den Friedenskongressen zuvor geschworen hatten. In 
Zimmerwald versammelten sich Oppositionelle derjenigen sozialdemokratischen 
Parteien in Europa, die zuvor mehrheitlich dem e-
stimmt hatten. Sich hinter den imperialistischen Krieg zu stellen, ist selbstverständ-
lich immer die falsche Seite.  

Aber die Situation heute ist die: es sind nicht alle Katzen grau, es gibt jene, die völ-
kerrechtswidrige Kriege begehen, und es gibt Opfer dieser völkerrechtswidrigen 
Kriege. Man kann sehr wohl zwischen dem Aggressor und seinen Opfern unter-
scheiden. Nicht Partei zu ergreifen bedeutet in der aktuellen Situation, den Aggres-
sor gewähren und den Angegriffenen ohne Beistand zu lassen. Das ist Defätismus, 

Arm zu fallen! Die Aggressoren, die USA und die NATO, sind bekannt, die Opfer 
auch: Jugoslawien, Afghanistan, Irak, Libyen, aktuell Syrien und die Ukraine. Unsere 
Aufgabe ist, Widerstand gegen völkerrechtswidrige Kriege zu entwickeln, das Völ-
kerrecht zu verteidigen, also die Aggressoren zu identifizieren, anzuklagen, anzu-
greifen  sowie, die andere Seite der Medaille: unbedingte Solidarität mit den An-
gegriffenen zu propagieren und zu praktizieren, ihren Widerstand gegen die Ag-
gressoren zu unterstützen. 

e-
 den imperialisti-

r-
wandeln. Die Situation ist aber grundverschieden: In Zimmerwald traf man sich, 
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weil es nicht gelungen war, den Weltkrieg zu verhindern. Heute geht es darum, 
den 3. imperialistischen Weltkrieg zu verhindern.  

2. Erhard Crome hat hier über Kriegsgründe und 
Chancen der Kriegsverhinderung gesprochen, er 
hat zu Recht vor mechanistischen Vorstellungen 
gewarnt und Differenzierungen angemahnt. Doch 
dann kommt er auf Russland heute zu sprechen, 
und führt uns einen neuen Dressurakt mit grauen 

Land, wie alle anderen. Übrigens ist der Konzentra-
tionsgrad des Kapitals in Russland sogar noch höher 
als in den USA oder in Deutschland, also die Oligar-
chen verfügen über einen größeren Teil des Natio-
naleinkommens und des Volksvermögens (in An-
führungszeichen) als in Westeuropa oder Nordame-
rika heu

hen. 

e-

fatal. Ökonomisch bleibt diese Diagnose beim Jahr 2000 stehen und ignoriert oder 
fehlinterpretiert die entscheidenden Grundlagen der heutigen Ökonomie Russ-
lands. Seit Beginn der Präsidentschaft Putins wurde der Kurs auf Privatisierung 
gestoppt und umgekehrt. Die Schlüsselindustrien, die Bodenschätze, Infrastruktur 
und Verkehrswege, die Banken sind wieder in staatlicher Hand bzw. unter staatli-
cher Kontrollmehrheit. Genau deshalb avancierte Putin ja aus westlicher Sicht zum 

 

Die drei größten Unternehmen des Landes, Gazprom, Rosneft und die Sber-Bank 
(Rang 17, 59 und 61 der Forbes-Liste) sind ganz oder mehrheitlich (wieder) in staat-
licher Hand, von den fünfzehn größten Unternehmen sind es neun. Nach Angaben 
des Welt-Investment-Reports 2013 der Konferenz der Vereinten Nationen für Han-
del und Entwicklung (Unctad) hält der russische Staat Anteile im Wert von 62% der 
Unternehmen. Eine Rentiers-Schicht, Kennzeichen des Parasitismus im Imperialis-

a-
ler Unterdrückung und finanzieller Erdrosselung der übergroßen Mehrheit der 

Russland nicht zu. 

m-
dienste der USA die BRICS-Staaten ein: »Zum großen Teil folgen China, Indien und 
Russland nicht dem westlichen liberalen Entwicklungsmodell, sondern benutzen 

Economist über 
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und durch russ
n-

trolliert der russische Staat wieder die Kommandohöhen der Wirtschaft  nur 
diesmal durch Aktieneigentum statt di
Kampf des 21. Jahrhunderts spielt sich nicht zwischen Kapitalismus und Sozialis-

 

des westlichen Machtblocks gegen Rivalen wie China 
neoliberale globale Standards zu setzen und zu stärken, um so das eigene 

Ordnun

Linke keinen dialektischen Begriff der weltgeschichtlichen Situation entwickeln 
können, der auch für einen erfolgreichen Friedenskampf unverzichtbar ist. In die-
sem Kampf stehen Russland und die BRICS-Staaten auf der Seite des Friedens und 
gegen den Imperialismus. 

3. In Zimmerwald ging es angesichts des Verrats der Parteiführungen der II. Inter-
nationale um die Aufgabe, was der chauvinistischen Kriegspropaganda entgegen-
zusetzen ist, mit der die sozialdemokratischen Parteien die arbeitenden Massen 
ideologisch entwaffnet und der Bourgeoisie ausgeliefert hatten. 

Das ist die Aufgabe, der wir uns heute gleichermaßen stellen müssen. Die erste 
Schlussfolgerung liegt auf der Hand: Prinzipiell und bedingungslos gegen jeden 

hier öffentlich über Ausnahmen nachdenkt, leistet einen Beitrag zur Zersetzung 

die Frage auf die Tagesordnung, welche wirklich antimilitaristische Kraft an die 
Stelle von Versagern und Opportunisten treten muss. 

Die zweite Schlussfolgerung: Der psychologischen Kriegsvorbereitung durch Poli-
tiker und Medien muss prinzipiell und offensiv entgegengetreten werden. Das 

n-
angriffe. Die Kriegszweck-  Menschen-

n-

die 
-11-Anschläge, für die nicht ein einzi-

ges Al-Qaida-  
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 in Syrien, in der Ukraine die unaufgeklärten Schüsse auf dem 
Maidan, den Abschuss der MH 17, das Massaker im Gewerkschaftshaus von Odessa 

  

Dazu gehört, die medialen Mittel zu entlarven, mit denen völkerrechtswidrige An-
griffskriege vorbereitet werden. Die Diffamierung von Staats- und Regierungschefs 

 ob auf Slobodan Mi-
losevic, Saddam Hussein, Muammar al-Gaddafi, Baschar al-Assad oder Wladimir 
Putin gemünzt  
Abschuss freizugeben. In den Hirnen soll sich die Idee festsetzen, dass für diese 
Länder der Schutz des Völkerrechts am besten gar nicht mehr gilt. Dazu ein weite-
rer Trick: Kriegsgegner werden immer von "Regimes" repräsentiert, während Län-
der der westlichen Werte von einer "Regierung"  gesegnet sind  oder wer hat 
schon mal vom Merkel-Regime gehört? 

Bei völkerrechtswidrigen Kriegen muss die Friedensbewegung auf der Seite der 
Verteidiger des Völkerrechts, also solidarisch auf der Seite der Angegriffenen und 
des Widerstandes stehen. Erörterungen über Vor- und Nachteile der politischen 
Systeme haben in der Positionierung für Krieg oder Frieden keinen Platz. 

4. Die Zimmerwalder Konferenz versammelte die Opposition der Parteien der II. 
Internationale, und die Einsicht einiger Teilnehmer vom Bankrott der II. Internatio-
nale mündete nach Ende des 1. Weltkriegs in die Gründung der Kommunistischen 
Internationale 1919. Wenn man aus der Geschichte lernen will, wie Kriege zu ver-
hindern sind, sollte man nach Zimmerwald auch die Konferenz betrachten, die am 
2. August 1935 stattfand: den VII. Weltkongress der Kommunistischen Internationa-
le mit seiner Analyse der Fehler, die zum Machtantritt des Faschismus führten.  

Dieses Scheitern war diesmal nicht dem Verrat geschuldet, sondern dem Unver-
mögen, eine breite Einheitsfront gegen die faschistische Gefahr zu mobilisieren. Als 
Ursachen für den Sieg des Faschismus sah Dimitroff sowohl die Spaltung der Arbei-

Unters  

Das Bedeutsame am VII. Weltkongress war und ist, dass er eine Analyse der Interes-
sen vornahm, die hinter dem imperialistischen Krieg und hinter dem Faschismus 

n-

wir alle Kräfte, die nicht Träger dieser Interessen sind, also auch alle nicht dem 
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monopolistischen Finanzkapital zugehörigen Schichten, Klassen  inklusive Mittel-
schicht und Kapitalisten - für die Bemühungen für den Frieden und gegen Fa-
schismus gewinnen müssen. 

Friedensbewegung heute muss es verstehen, diese Breite bewusst anzusprechen 
und versuchen, sie tatsächlich zu mobilisieren. Friedensbewegung ist zwar ein 
zentrales Anliegen der Linken, ist aber naturgemäß von viel breiterem gesellschaft-

ein Verhängnis. Um diese Breite selbst bis hin zur herrschenden Klasse zu errei-
muss es verstehen, die Gegensätze 

 

uch aus der jüngeren 
Geschichte: Gegen die neuen NATO-Atomraketen entstand ab 1980 eine mächtige 

e-
-oder der Bewegung gegen den Atom-

tod, der Ostermarschierer oder der Gegner des Vietnam-Kriegs fühlte sich provo-
ziert, verspürten Abgrenzungsbedürfnis. Genauso brauchen wir das heute wieder.  

Es mangelt nicht an Angeboten, inhaltlich absolut klaren Angeboten: Da gibt es 
e-

-  nicht zuletzt in 
der Flüchtlingsdiskussion von nicht zu unterschätzender Bedeutung. Es gibt, mit-
initiiert vom Deutschen Freidenker-Verband, den Aufr s-

raus aus der NATO  
Organisationen und Gruppen der Friedensbewegung. Und es gibt jetzt den viel-

s-
punkt einer Friedensbewegung machen, die wieder auf die Straße geht, so dass sie 
nicht mehr ignoriert werden kann. 

5. Die Erkenntnis des VII. Weltkongresses der Kommunistischen Internationale, 
dass der Widerstand gegen Faschismus und Krieg in allen nichtmonopolistischen 
Klassen und Schichten seine soziale Basis haben muss, bedeutet nicht, dass der 
Arbeiterklasse in diesem Kampf keine besondere Bedeutung und Aufgabe zukäme. 
Als Nichteigentümerin an Produktionsmitteln hat sie objektiv keine gemeinsamen 
Interessen mit dem Ausbeutersystem. Subjektiv ist die Interessenlage vielfach un-
erkannt, durch vielfältige Maßnahmen der Korruption und ideologischen Verwir-
rung verschüttet. Hier beginnt die Aufgabe der Linken, parteimäßig organisiert 
oder nicht. Und deshalb hat die Linke spezifische Aufgaben bei der Entwicklung 
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der Friedensbewegung,  nicht  für eine strikt lin
sondern darin, breiteste Schichten, auch die Arbeiterklasse, für den Friedenskampf 
zu mobilisieren und in Bewegung zu bringen.  

Dazu muss sich unsere Aufmerksamkeit besonders auch auf die gewerkschaftlich 
organisierte Arbeiterbewegung richten, da diese Organisiertheit Anknüpfungs-
punkte auch im Kampf für die Bewahrung des Friedens bietet. Aber wie ist die 
Gewerkschaftsbewegung zu dieser Thematik aufgestellt?  

Es ist hier nicht möglich, einen historischen Abriss zur Entwicklung gewerkschaftli-
cher Positionen in der Frage von Krieg und Frieden zu geben. Aber: Von der Geg-
nerschaft zur Remilitarisierung 1952 führte ein steil abschüssiger Weg bis 1999, als 
der DGB-Vorsitzende Dieter Schulte ohne Konsultation der Einzelgewerkschaften 
seine Zustimmung zum ersten deutschen Angriffskrieg gegen Jugoslawien nach 

k-
schaften zum Krieg, nach der Bewilligung der Kriegskredite 1914. 

Auch in den beiden größten Einzelgewerkschaften haben es Rüstungskritiker 

-Vorsitzender Bsirske: er betrachte die Werbung für den 
Eintritt in die Bundeswehr -Funktionäre haben 

Rüstungsprojekte und in jüngster Zeit sogar wiederholt gegen restriktivere Vor-
schriften bei Waffenexporten gewandt. Einen traurigen Höhepunkt stellte die 2013 
unter DGB- h-

ewe-

Kollegen in den Betrieben und gewerkschaftlichen Gremien gegen dieses Stramm-
stehen zu mobilisieren, ist ein unabdingbarer Beitrag von Linken zur Friedensbe-
wegung zur Erkenntnis der Interessengegensätze. 

r ist dem dia-
t-

müssen Gewerkschaften dafür wirken, dass im Falle dieses Falles Soldaten den 
Schießbefehl verweigern. 

bewusst als organisierende Zentren der 

In den letzten Jahrzehnten aber wurde die Arbeiterklasse immer weiter 
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fragmentiert. Heute ist selbst im gleichen Betrieb die Spaltung der Belegschaften 
zu beobachten  in die relativ geschützten Kernbelegschaften, für die der 
Flächentarifvertrag gilt, in Zeitarbeitskräfte, in outgesourcte ehemalige 
Belegschaftsteile mit z. T. erheblich schlechteren Bedingungen,  sowie die 

verdient. Während sich die Gewerkschaften heute fast ausschließlich auf die Kerne 

der am schlechtesten bezahlten Gewerbe kümmern, (...) die durch besonders 
Aufgabe von Gewerk-

schafte
erfordert heute eigentlich oft gänzlich fehlende, gezielte Aktionen gegen die Ent-
solidarisierung, gerade auch der Gewerkschaften, aber auch der Linken. 

Wenn die Gewerkschaftsbewegung heute eher für Klassenharmonie als für 
Klassenkampf steht, so haben diese Erscheinungen  eine längere Geschichte, die 
mit unserem heuti

keine Parteien mehr, 

Reichskanzler Kurt von Schleicher eine Querfront1 propagierte, um dem autoritären 
Präsidialregime mehr politischen Rückhalt zu verschaffen - bestehend aus Reichs-

e-

Sinn entspricht also nicht der heute im Umlauf befindlichen Diffamierungsvokabel. 
In Zeiten der ersten Großen Koalition mit SPD-Wirtschaftsminister Karl Schiller 

 

Um auch Gewerkschaften zu einem wirkungsvollen und stabilen Faktor in der Frie-
densbewegung zu machen, muss also viel grundsätzlicher, bei einer konsequenten 
Interessenvertretungspolitik, der Entwicklung von verschüttetem Klassenbewusst-
sein angesetzt werden. Das bedeutet auch hier nicht nur Abwarten, sondern The-
men, die Erkenntnisfortschritt und Aktionsbereitschaft fördern können, auch durch 
die Friedenskräfte. Gegen die Standortideologie in der Rüstungsproduktion müs-
sen wir am besten gemeinsam mit den vielen betroffenen Kolleginnen und Kolle-
gen praktikable Modelle der Rüstungskonversion entwickeln, und an den bekann-
ten Stationierungsstandorten müssen wir vor allem auch mit der Bevölkerung vor 
Ort aktiver für Demilitarisierung werben.  

                                                                    

1 https://www.antifainfoblatt.de/artikel/der-begriff-querfront-eine-historische-betrachtung 
 

https://www.antifainfoblatt.de/artikel/der-begriff-querfront-eine-historische-betrachtung
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Vom Dogma zur Analyse 
Lenins Imperialismus-Schrift neu gelesen 

von Volker Külow 

Marxismus-
Georges Labica im ersten Kapitel mit folgender -

analysiert er dann die Entstehung, besser gesagt die gezielte Konstruktion dieser 
zum staatlichen Doktringebäude erstarrten Ideologie.  

Die Grundsteinlegung für die Schaffung des Leninismus beginnt schon im Frühjahr 
1923 auf dem 12. Parteitag der KP; der wegen Krankheit abwesende, aber noch 
lebende Lenin, wird bereits wie ein Heiliger verehrt. Der Begriff selbst ist wenige 
Monate danach schon allseits gebräuchlich. Im Kampf der Diadochen setzt sich 
nach Lenins Tod am 21. Januar 1924 bekanntlich Stalin durch, der frühzeitig mit 
seinen Vorlesungen an der Swerdlow-Universität über die Grundlagen des Leni-
nismus, abgedruckt in der Prawda im April/Mai 1924, zum wichtigsten Verkünder 
der neuen Lehre avanciert. Stalin wird in kurzer Zeit zu ihrem Garanten und einzi-
gen autorisierten Sprecher  sowohl in der Sowjetunion als auch in der kommunis-

eninismus 
ist der Marxismus der Epoche des Imperialismus und der proletarischen Revolution. 
Genauer: Der Leninismus ist die Theorie und Taktik der proletarischen Revolution 
im allgemeinen, die Theorie und Praxis der Diktatur des Proletariats im Besonde-
ren.  

Labica stellt fest, dass sich der marxistisch-leninistische Korpus auf einer durchge-
e-
e-

bung unsichtbar machte. Labica sagt mit Dumas: der wichtigste von den Drei Mus-
ketieren ist der vierte.   

Schaut man sich Stalins Argumentation genauer an, wird klar, dass Lenins Schrift 
t-

wicklungsdogma eine Schlüsselstellung einnimmt. Gleich einem Katechismus wer-
den von ihm zahlreiche Thesen Lenins aneinander gereiht und kanonisiert. Das 

oder die Kritik einzelner Thesen werden ab Mitte der 20er Jahre immer schwieriger, 
alsbald nahezu unmöglich. Neue Theorieansätze wie beispielsweise von Kondra-

a-
Monolith, als einzig mögliche 

i-
schen Imperialismusdiskurs in der II. Internationale. Nicht nur eine gezielte theo-
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riegeschichtliche Spurenverwischung im großen Stil ist für diese Darstellung zwin-
gend erforderlich. Auch die Ende der 20er Jahre erfolgte Titeländerung - ursprüng-

a-
- gehört dazu. Im Jahr 1932 wird der vorläufige Höhepunkt der schon fast 

kultischen Vergötzung der Schrift - die gleichsam wie ihr Erzeuger einbalsamiert 
wird - 

Imperialismus gestattet es, sich unfehlbar in allen wichtigen Erscheinungen des 
politischen Lebens im kapitalistischen Westen zu orientieren. Die fünfzehn Jahre, 

mit aller Kraft bestätigt und das Bild der Fäulnis der imperialistischen Wirtschaft 
 

Angesichts dieses Ballasts hat es Lenins Werk 100 Jahre nach seiner Entstehung wie 
kaum ein zweiter seiner Texte verdient, von langjähriger Kanonisierung und Dog-
matisier
muss sich naturgemäß jeder Leser und jede Leserin zunächst persönlich stellen. 
Eine unverzichtbare Hilfestellung für eine zeitgemäße Rezeption der Schrift sind 
aber neue editionswissenschaftliche Rahmenbedingungen. Wladislaw Hedeler und 
ich möchten gemeinsam mit dem Verlag 8. Mai in einer modernen Neuausgabe 
des Textes im nächsten Frühjahr dafür einen entsprechenden Beitrag leisten. Die 
folgenden Bemerkungen verstehen sich als ein Kurzbericht aus unserer Editions-
werkstatt und erzeugen bei Euch hoffentlich auch etwas Neugier auf das geplante 
Buch.  

Aufgrund des knappen Zeitbudgets kann ich nur zu zwei ausgewählten Aspekten 
jeweils einige Bemerkungen machen. 1. zur marxistischen Imperialismusdebatte in 

e-
schichtliche Einordnung von Lenins Schrift und deren Entstehungsbedingungen in 
nicht unerheblicher Weise zu differenzieren und zu vertiefen.   

1. Lenin ist mit seiner Arbeit von 1916 der letzte führende Revolutionär in der in-
ternationalen Arbeiterbewegung, der sich mit dem Imperialismus beschäftigt. 
Spätestens ab Ende der 1890er Jahre gab es in der II. Internationale eine lebhafte 
Theoriedebatte zu zentralen zeitgenössischen Phänomenen wie chronische Über-
produktion, wachsende Rüstungspolitik, koloniale Expansion usw. Zu den Autorin-
nen und Autoren, die kritisch-analytische Beiträge zu t-
markt - der Begriff Imperialismus war um 1900 noch nicht Allgemeingut - vorleg-
ten, zählten u.a. Max Beer, Heinrich Cunow, Alexander Helphand (Parvus), Karl 
Kautsky, Rosa Luxemburg, Julian Marchlewski-Karski und Franz Mehring; später 
stießen Otto Bauer, Rudolf Hilferding, Karl Radek und andere dazu. Diese Wortmel-
dungen beschränkten sich keinesfalls nur auf deutsche Verfasser, wenngleich das 
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Gros der Imperialismustheorien vor 1914 in der deutschen Sozialdemokratie ent-
stand, weil die SPD die weitgehend unangefochtene theoretische Vormachtstel-
lung innerhalb der II. Internationale innehatte. Zu den internationalen Stimmen in 
der Imperialismusdebatte schon vor 1900 zählten beispielsweise in Großbritannien 
Ernest Belfort Bax, Keir Hardie und William Morris sowie in Frankreich Paul Louis. 
Diese Imperialismusdiskussion in der II. Internationale währte bis in die ersten Jah-
re des Ersten Weltkrieges und führte zur Herausbildung wesentlicher Elemente 
klassischer marxistischer Imperialismustheorien. Der Mainzer Parteitag der SPD 
1900 war dabei ein erster Höhepunkt. Am weitesten in der Debatte ging seinerzeit 

n-
 

Im Jahr 1912 verabschiedete der Chemnitzer Parteitag der SPD explizit anknüpfend 
o-

lution. Der kurze Text benannte fast alle wesentlichen Merkmale des Imperialismus 
und forderte ang d-

a-

gabe des Proletariats, den auf die höchste Stufen-
leiter gebrachten Kapitalismus in die sozialistische Gesellschaft zu überführen und 

 

2. Als Lenin im Herbst 1914 unmittelbar mit seinen Imperialismusstudien begann 

diese rund 15jährige Debatte in der II. Internationale nahtlos anknüpfen, die im 
Basler Manifest vom Herbst 1912 einen vorläufigen Höhepunkt gefunden hatte. 
Während viele Marxisten von ihren einstigen Erkenntnissen abschwörten, bewahr-
te Lenin den enormen Erkenntnisreichtum der bis dahin geführten Imperialis-
musdebatte; insofern ist seine Schrift von 1916 auch eine geniale Kompilation und 
damit im weiteren Sinne eine Kollektivleistung des zeitgenössischen Marxismus. 
Sie ist es auch im engeren Sinne, denn parallel und teilweise sogar schon vor Lenin 
begannen sich unter den verschärften Bedingungen des Ersten Weltkrieges u.a. 
Bucharin und Sinowjew mit dem Imperialismus intensiver zu beschäftigen. Beiden 
Revolutionären verdankte Lenin für seine Imperialismusstudien eine Vielzahl von 
inhaltlichen Anregungen, bibliografischen Hinweisen und konkreten Unterstüt-
zungsleistungen wie z.B. Buchbesorgungen. Weitere externe Anstöße erhielt Lenin 
beispielsweise vom niederländischen Rätekommunisten Herman Gorter. 

Zu Lenins zentralen Quellen für seine stark von den zaristischen Zensurbestim-
mungen und den Anforderungen des Verlages geprägten Schrift gehörte nicht nur 
der plurale marxistische Diskussionsstrang in der internationalen Arbeiterbewe-
gung. Fast noch wichtiger waren für ihn bürgerliche Autoren. In seinem Anfang Juli 
1920 verfassten Vorwort zur deutschen und französischen Ausgabe betonte Lenin 
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deshalb 
von zusammenfassenden Daten unbestrittener bürgerlicher Statistiken und von 
Zeugnissen bürgerlicher Gelehrter aller Länder zu zeigen, wie zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts, am Vorabend des ersten imperialistischen Weltkriegs, das Gesamt-
bild der kapitalistischen Weltwirtschaft in ihren internationalen Wechselbeziehun-

 

Lenins Schrift ist damit zunächst 
eine ökonomische Arbeit. Von 
seinen diesbezüglichen Quellen 
ist fast nur John Hobson mit 

bis heute bekannt geblieben. 
Dieses Werk wurde übrigens 
nicht nur von Hilferding und 
Luxemburg konsequent igno-
riert, obwohl es den parasitären 
Charakter des Imperialismus 
begründete. Der vertiefte Blick in 
Lenins umfangreiche Material-
sammlung zum Imperialismus, 
seine zwischen Herbst 1914 bis 
Februar 1917 angelegten 21 

f-
fenbaren eine Vielzahl erstaunlicher theoriegeschichtlicher Entdeckungen; voraus-
gesetzt, man zieht zugleich Hilferdings 1910 erschienenes, aber bereits 1906 weit-

i t-
r den Druck 

in der Zeitschrift Kommunist vorher redaktionell stark bearbeitet hatte.  

Das wichtigste Hilfsmittel zur Entdeckung derartiger, bislang zumeist verdeckter 
theoriegeschichtlicher Zusammenhänge sowie zur Bewältigung weiterer editions-
wissenschaftlicher Herausforderungen ist das von uns erstmals erarbeitete Ge-
samtverzei a-

tierten bzw. bibliografisch erfassten Quellen und Literatur. 
Nur auf diesem Wege lässt sich zumindest partiell die innere Logik von Lenins For-
schungsprozess rekonstruieren, der zweifellos enzyklopädischen Charakter trug, 
auf die Totalität der ökonomischen, politischen und geistig-ideologischen Aspekte 
des Imperialismus und damit auf weit mehr als die Erarbeitung einiger Artikel bzw. 
einer einzelnen Broschüre ausgerichtet war, in der es erklärtermaßen um das öko-
nomische Wesen des Imperialismus ging.    
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Lenin exzerptierte viele Autoren, die bereits von Hilferding und Bucharin verarbei-
tet worden waren. Hilferding stützte sich beispielsweise auf mehr als ein halbes 
Dutzend führender deutscher Nationalökonomen und Bankfachleute (u.a. Hans 
Gideon Heymann, Otto Jeidels, Hermann Levy, Robert Liefmann, Jacob Riesser, 
Gerhard von Schulze-Gaevernitz, August Sartorius von Waltershausen), die später 
auch Lenin ausführlich studierte i-
tierte Lenin von der Lektüre Bucharins. Während der redaktionellen Bearbeitung 

24 der 72 von Bucharin ausgewerteten Bücher in seine eigene Imperialismusstudie. 
Zu den von ihm später zitierten Quellen zählten neben berühmten Autoren wie 
Hilferding, Karl Kautsky und Werner Sombart viele heute kaum noch bekannte, 
seinerzeit aber ausgewiesene Verfasser wie beispielsweise Bernhard Harms, Fritz 
Kestner,  Siegmund Schilder und Siegfried Tschierschky, die in der Theoriege-
schichte ihres jeweiligen Fachgebietes bis in die Gegenwart einen anerkannten 
Platz innehaben.  

Ich habe meinen Beitrag mit einem Philosophen aus Paris begonnen und möchte 
ihn mit einem Philosophen aus Klein-Paris - ich bitte um Nachsicht für diese Prise 
Leipziger Lokalpatriotismus  beenden. Sieben Jahre nach Labicas Buch  erschien 
in DIE ZEIT l-
reihe veröffentlichte Christoph Türcke eine bemerkenswerte Hommage auf Lenins 
Imperialismusanalyse. Sein Text, der heute noch aktueller wirkt als vor 22 Jahren, 
endete mit folgenden Gedanken: Lenins Imperialismusschrift ist aller Erinnerung 
wert. Sie redet Tacheles, wo inzwischen der Mantel weltweiter Sprachregelungen 

s-

verändert hat, einen Eindruck von der Härte und Übermacht der gesellschaftlichen 
Verhältnisse, mit denen der Sozialismus um die Jahrhundertwende den Kampf 
aufnahm  und eine Ahnung davon, dass die russische Revolution nicht, wie Marx 

rn wie Walter 
e-

 

 



70 
 

Acht Thesen für einen populären Antiimperialismus 
Wege ins Alltagsbewusstsein 

von Diether Dehm 

"Die 
t-

legensten Zonen angehörige Rohstoffe verarbeiten und deren Fabrikate nicht nur im 
Land selbst, son

ist der Form nach der Kampf des Proletariats gegen die Bourgeoisie zunächst ein natio-
naler.... Mit dem Gegensatz der Klassen im Inneren der Nation fällt die feindliche Stel-
lung der Nationen gegeneinander." 

(Kommunistisches Manifest, MEW Bd. 4 Seite 466,473, 479) 

1. Imperialistischer Monopolkapitalismus bedroht alle demokratischen Er-

rungenschaften 

Imperialismus bezeichnet die gesellschaftliche Formation, in der das Monopolkapi-
tal einen dauerhaften Extraprofit1 erzielen kann, indem es mit der Hilfe des Staats-
apparats  in einem Prozess der Umverteilung sich fremde Ressourcen anzueignen 
vermag. Krieg und Freihandel sind dabei die zwei Seiten des transnationalen Agie-
rens des Imperialismus.  

Der dem Monopolkapital innewohnende Drang zur Enteignung durchbricht natio-
nale Grenzen,  

- um sich im Ausland Rohstoffe zu sichern und dortige industrielle 
Reservearmeen als Lohnbrecher zu erschließen, 

- um mit der Schwächung von Nationalstaaten die in deren Rechtsmatrix hinein-
gekämpften sozialstaatlichen Rechte aufzulösen,  

- um monopolkapitalistische Konkurrenten international niederzuringen und 
nichtmonopolistisches Kapital dort zu resorbieren. 

Dies alles gelingt nur durch mittelbaren Zugriff auf militärische Macht und auf die 
staatliche Repressionsmaschinerie sowie auf Ideologieapparate. Die imperialisti-
schen Staaten formieren sich - etwa als NATO und EU - als Blöcke. Immer offener 
unterwirft  das  Monopolkapital seinen jeweiligen Nationalstaat, weil dessen Bin-
nensystem zumindest von Rudimenten der sozialen Umverteilung geprägt bleiben 
muss, um innerhalb des Staatswesens extreme soziale Spreizungen in Grenzen zu 
halten. Die Widersprüche innerhalb der "staatlichen Apparate" (Poulantzas, Althus-

                                                                    

1 i-

Krisen besonders resistent und in Aufschwüngen besonders ansteigend. 
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ser), zwischen Sozialstaat und staatlicher Repressionsmaschine, treten dabei immer 
offener zutage und bieten Antiimperialisten neue Anknüpfungspunkte. 

2. Imperialismus verbreitert links ansprechbare Potenziale 

Die Klassen, Schichten und Gruppen, die für antiimperialistische Politik tendenziell 
gewinnbar sind, werden täglich stärker. Hierzu gehören: 

- das weltweit wachsende Proletariat;  

- die überall anschwellenden Reservearmeen der Teilzeit-, prekär oder gar nicht 
Beschäftigten;   

- die weiterhin vielen Hungrigen, die Nahrungsüberproduktion erleben; 

- die Landwirte, die von Agrarkonzernen ausgeplündert werden; 

- die Handwerker und Kleingewerbetreibenden, die von den hochakkumulierten 
Logistikketten abgehängt werden; 

- Die Kulturschaffenden, die ihrem Publikum näher sein wollen als milliarden-
schweren Unterhaltungskonzernen. 

Und vor allem aber: Alle Menschen, die sich nach Frieden und Abrüstung sehnen.  

3. Populisten erreichen diejenigen, die der Antiimperialismus vernachlässigt 

Die nicht enden wollenden Krisen des internationalen politischen Systems und 
ganzer Nationalstaaten führen zu wachsender Destabilisierung und schaffen ne-
ben sozialen Verwerfungen auch ständig neue politische Unzufriedenheiten, die 
von Rechtspopulisten ausgenutzt werden, die aber auch von einer populären Lin-
ken angesprochen werden können.  

Das mediale Spiel mit Populismen wird durch die Nachlässigkeiten antiimperialisti-
r-

leichtert. Wer aber die unzufriedenen Menschen populär und nicht populistisch 
ansprechen will, national und nicht nationalistisch, mit Reformideen und nicht 
reformistisch, der hat es schwer genug, gegen die demobilisierenden konsumisti-
schen Mainstreamkonzerne und rechte Sozialdemagogie anzukommen. Er sollte es 
sich selbst nicht noch schwerer machen, etwa durch sektiererische, antipopuläre 
Umerziehungsdiktate. Und wo antiimperialistische Kräfte diese Menschen kampf-
los den gemieteten Intellektuellen und Sozialdemagogen des Monopolkapitals 
überlassen, entsteht zunächst ein kulturelles Vakuum, in dem bald die passenden 
Populismen zur Stelle sind. Das Alltagsbewusstsein mit seinen oft verschütteten 
Emanzipationskeimen politischen Klassenbewusstseins wird daher zum zentralen 
Kampfplatz.  
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Bürgerliche Wahlkämpfe und Parlamente, in denen inszeniertes Charisma und 
Eloquenz proletarische Persönlichkeiten überstrahlen, sind oft ein fremdes Parkett 
für die Arbeiterbewegung. Im Vergleich zum fragmentierten Wohnumfeld ist die 
innerbetriebliche Kommunikation der Sache der Lohnarbeit und der unmittelbaren 
trade-unionistischen Interessensvertretung weiterhin näher. Die europäische Linke 
hat sich aber aus diesem, ihrem originären Aktionsfeld, dem Betrieb, abdrängen 
lassen, den ein populärer Antiimperialismus zurückerobern muss, denn Lohnarbeit 
bildet seine emotionale Intelligenz und sein materielles Herzstück.  

4. Antifaschismus ist links - "Political Correctness" ist sein Gegenkonstrukt  

20 Jahre nach dem Untergang des "Realsozialismus" kann niemand erwarten, dass 
es ein nahtloses Anknüpfen an linkes Bewusstsein gibt. Dem so traditionsgebro-
chenen Alltagsbewusstsein "von oben" 
mit den Methoden der 
Mainstreammedien mit erziehungsdik-
tatorischen Methoden  aus dem Arsenal 
des "political Correctness" begegnen zu 
wollen, ist nicht geeignet, das nichtmo-
nopolistische soziale Lager zu stärken; 
zumal, wenn die Kriterienkataloge der 
"political correctness" zwar voller Pho-
bie-Phobien sind, aber des kulturellen 
Kampfs gegen Antikommunismus, 
Gewerkschaftsfeindlichkeit und Gentri-
fizierung von Arbeiterquartieren ent-
behren, und zumal auch, wenn die 
Phobie-Phobien in elitären Riten "von 
oben" eingeschliffen werden.  

Der antifaschistische Kampf um das Alltagsbewusstsein hingegen ist ein lernendes 
Lehren, das nur verbunden mit sozialen Kämpfen von "unten nach oben" erfolg-
reich sein kann. Wenn die Gesellschaft von links in Bewegung kommt, erhöht das 
die Frischluft für die Kräfte der Aufklärung, selbst für Linke in halblinken Organisa-
tionen, während Stillstand den Stickstoff in der Zivilgesellschaft vermehrt. 

Diese kulturellen und sozialen Mobilisierungsmühen, zu denen Gramsci ebenso 
aufrief, wie Althusser, Abendroth, Poulantzas und Bourdieu, müssen aber auch an 
Traditionen der Sozialstaatlichkeit, der demokratischen Rechtsstaatlichkeit und der 
humanistischen Kulturen anknüpfen, diese verteidigend und mehr davon for-
dernd.  
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5. Antiimperialistische Hauptforderungen brauchen neue, breite Bündnisse 

Der Imperialismus entnationalisiert, weil er entrechtet. Er sucht Organisationen der 
Arbeit zu zerschlagen, indem er aufkeimende, plebejische Philosophien im Zent-
rum seiner Gegner zerstört. 

Für die antiimperialistischen Kräfte heißt das, offen zu bleiben für die stets neuen 
Potenziale der antimonopolistischen Unzufriedenheit. Politisch "unkorrekte" Vor-
stellungen und Phantasien in deren Alltagsbewusstsein heißt es, nicht zurückzu-
stoßen nach rechts, sondern im Eintreten für Demokratie, Sozialstaat und Frieden 
schrittweise zu überwinden.  

In der pluralen Geschichte der Linken hat es bereits schwerere Zeiten als heute 
gegeben, und es  lohnt sich,  ihrer sich heute wieder zu erinnern  und aus den da-
mals gegebenen Antworten zu lernen: 

Das "Nationalkomitee Freies Deutschland" agitierte Wehrmachtssoldaten mit Hilfe 
bedeutender Künstler und Politiker. Mit  heimatbezogenen Argumenten wurden 
sie an den Kriegsfronten zur Desertation bzw. zur Kapitulation aufgefordert.  

Der "historische Kompromiss" in Italien, unter Einschluss von Teilen der Christde-
mokraten und Konservativen, zielte auf einen Block gegen Faschisten und 
"CIA/Gladio"-Verschwörung. In Nicaragua regieren seit Jahren frühere Sandinisten 
Ortegas gemeinsam mit ihren früheren Bürgerkriegsfeinden. In Bolivien beruft sich 
Evo Morales auf indigene Traditionen, die anderswo durchaus für ethno-
esotherisch angesehen werden können.  

In Griechenland regiert Syriza gemeinsam mit der kleinbürgerlich-nationalen Partei 
Anel.  

Überall aber sind diese antiimperialistischen Konstellationen dem jeweiligen All-
tagsbewusstsein und dem sich daraus ergebenden Kräfteverhältnis geschuldet. 
Linke in anderen Zeiten und an anderen Orten sollten solches weder vorschnell 
adaptieren noch reflexhaft verdammen, gerade weil der Imperialismus in seinen 
divergenten Maskeraden durch Ausnutzung dieser Widersprüche die antiimperia-
listischen Bewegungen und Bemühungen gerne spalten und gegeneinander trei-
ben will.  

6. Antiimperialismus muss um das Alltagsbewusstsein ringen  

Der Faschismus als terroristischste Formation des Imperialismus versuchte stets mit 
besonderer Raffinesse, populäre Traditionen von rechts her zu vereinnahmen und 
gleichzeitig  die Linke dort auszuschließen. In Deutschland gab er sich gleich drei 
Lügen im Namen: "National - Sozialistische Arbeiterpartei (NSDAP)". Er nahm der  
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gespaltenen Arbeiterbewegung die rote Fahne, den 1. Mai und viele ihrer Lieder. 
Der Faschismus besetzte Gewerkschaftshäuser so wie Begriffe. Viele kluge Antifa-
schisten haben darum gerungen, ihm dies alles nicht kampflos  zu überlassen.  

Weil wir den Faschismus als Propagierung von Massenmord für ein Verbrechen 
halten, das sich auf Meinungsfreiheit nicht berufen darf, streiten wir auch für sein 
Verbot. Mit anderen "Rechtsabweichungen" gehen wir aber anders um und sollten 
uns - auch angesichts der pluralen Geschichte der Linken - vorschneller Verbots-
forderungen enthalten. 

Das Alltagsbewusstsein mit all seinen Ambivalenzen und Offenheiten spiegelt 
auch die Kampfverläufe wieder. Die herrschenden Medien versuchen demagogisch 
daran anzuknüpfen. Es gibt kulturelle Multiplikatoren in trivialer Unterhaltung, in 
Parteipolitik und Journalismus, deren Geschäftsmodell dieses "nach links und 
rechts" offene Alltagsbewusstsein ist. Bourdieu nannte diese Schreibagenten "Tro-
janer des Neoliberalismus". Aber heißt das für Linke, dass sie das Alltagsbewusst-
sein "rechts liegen lassen" dürfen, auch wenn imperialistische Propagandisten dort 
vorübergehend siegreich sind? Eine antiimperialistische Palästinenserorganisation, 
die Netanjahu nicht "antisemitisch" nennt, wird sich kaum finden lassen. Ein Kritiker 
der Austeritätspolitik der Troika, den Juncker nicht als "antieuropäisch" abkanzelt, 
ist schwer vorstellbar. Einen Rapper gegen die NATO, dessen Freiheitsentwurf die 
Unterhaltungschefs des Springerkonzerns spontan überzeugt hätte, hat es eben-
falls bislang noch nicht gegeben.  

Gerade gemeinsam mit humanistischen Künstlern, die sich damit nicht abfinden 
wollen, hatte die Arbeiterbewegung hier stets ihre zweite und dritte Chance ge-
sucht. 

7. Fremdenfeindlichkeiten in sozialen Kämpfen überwinden 

Um die antiimperialistische Ansprache rechtspopulistisch infizierter Potenziale, auf 
die der organisierte Faschismus setzt, zu verhindern, hat die Mainstreampropa-

-
"bildungsferner Schichten" mit "Annäherung zwischen rechts und links" gleichzu-
setzen sei. Eingeschüchtert werden sollen die antiimperialistischen Kräfte auch mit 
Verballhornungen psychologistischer Grundannahmen, wonach vergangenheitsfi-
xierte Ideen wie Heimatstolz, Familienliebe, Fremdeln mit Ungewohntem u. ä. mit 
einem inneren Automatismus ausgestattet seien, automatisch als von rechts be-
setzt angesehen werden zu müssen. Dies widerspricht aller modernen, materialisti-
schen Erkenntnistheorie seit Leontjew, Wygotski, Luria und Holzkamp, wonach 
einzelne Ideen in den historischen Kommunikationen operationalisierbar forma-
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a-
men Streikposten-Stehen von Einheimischen und Zugewanderten, aufgehoben?! 
Den gemeinsamen Kampf zu scheuen, weil auch Rechtspopulisten mitmischen 
könnten, hieße aber, den Betriebskampf und auch den komplizierteren im Wohn-
gebiet kampflos dem Feind zu überlassen. 

Und: welcher hoffnungs-
los Vereinzelte erlaubt 
seinem Hirn, Gedanken 
gegen mächtigen Druck 
zu entwickeln? Da wer-
den Chiffren zu Aus-
weichmanövern. Solche 

-Chiffren unter 
s-

bewusstsein bis ins Intim-
leben inhärent.  Und da 
der Prozess der Kapital-
verwertung nur schwierig 
zu durchschauen ist und 
daher fremd ist, bietet sich der Krisenangst geradezu jedweder Argwohn gegen 
Fremdes, insbesondere in traditioneller Vorgestanztheit, an. Wollen wir aber Kri-
senangst für Kapitalkritik öffnen und dem Fremdenhass entziehen, so müssen wir 
a) die hoffnungslose Vereinzeltheit und den herrschenden Druck verringern, b) der 
Krisenangst so realistisch wie populär mit der Aufzeigung von Ursachen und Zu-
sammenhängen begegnen und c) die Fremdheit entfremden. Dies alles geht bes-
ser in sozialen Bewegungen, als mit Büchern und Anstandsunterricht von oben. 
Das Beste für Demokratie ist und bleibt daher demokratische Bewegung! 

8. Wir brauchen mehr antiimperialistische Zuspitzung, populäre Breite und 

sinnliche Tiefe 

Populärer Antiimperialismus ist der talentierte Gegenentwurf zum demagogischen 
Konstrukt der Populismus. Eine einfache Sprache auch für ein wissenschaftlich 
komplexes Ergebnis ist die Mühe des Populären. Das den geschichtlichen Zusam-
menhang spiegelnde Beispiel ist hierbei hilfreich. 

Hingegen: mit einer trivialen Parole eine wissenschaftliche Erkenntnis zu verdrän-
r-

schneidende Vorurteil ist sein Elexier. Wer aber nachhaltig Raum in der Geschichte 
einnehmen will, der braucht neben der hier angesprochenen Breite der Bündnis-
politik auch die Höhe der Wissenschaft. Aber auch dies bliebe nur zweidimensio-
nal. Der geschichtliche Raum bedarf zudem auch der Tiefe von Sinnlichkeit. Der 
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wissenschaftliche Begriff nämlich spiegelt sich so in der ästhetischen Metapher, 
wie den beiden Hirnhälften ihre Annäherung an die materielle Welt  nur korres-
pondierend gelingt. 

Wissenschaft und Ästhetik verringern gemeinsam in der menschlichen Widerspie-
gelung die Abweichungen von der objektiven Realität. Der Sozialismus will diese 
Abweichungen verringern, der Imperialismus sie vermehren.  

Der Imperialismus verleiht so im Hier und Jetzt Triumpfgefühle: Des Stärkeren über 
den Schwächeren, der Nationen gegen- und übereinander und des Trittbrettfah-
rens beim Regieren in Wirtschaft und Politik. 

Dagegen kann eine auf ein anderes Morgenrot orientierende Linke, will sie nicht 
nur als Verlierer dastehen und  wie Brecht ulkte  r-

pfgefühle im Kampf, im gemeinsamen Schöpfen und Er-
kennen und auch im Schlussapplaus der Kunst  geben. Darauf zielte die Arbeiter-

o-
st meist unterkühlt oder 

 

ng der 
Bibel eine kulturelle Hegemonie einläutete, müssen die antiimperialistischen Kräfte 
heute widerständig gegen Militarismus und Monopolkapital bleiben und ihre 
Hauptziele aus dem "Latein" ihrer Hör- und Plenarsäle für das Alltagsbewusstsein 
übersetzbar machen. Offen dabei für Kulturschaffende und andere talentierte Mul-
tiplikatoren, die damit bereits erfolgreich begonnen haben und mit der geduldigen 

r-
mulierte: 

hn schossen/ waren nicht andere als er/ und nicht ewig auch/ unbe-
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Das Problem mit der Staatsräson* 
Mitmachen um jeden Preis? 

von Ellen Brombacher 

Seit dem 26. November ist es de facto entschieden: Die Bundeswehr wird mit »Tor-
nado«-Kampfflugzeugen am Krieg über Syrien teilnehmen, dort Tankflugzeuge 
einsetzen, Satellitenaufklärung betreiben, und auch die Bundesmarine wird sich an 
dem Konflikt beteiligen. Darüber hinaus werden deutlich mehr deutsche Soldaten 
nach Mali und in den Irak geschickt werden. Einzig die Partei DIE LINKE spricht sich 
unter allen Umständen gegen ein Engagement der Bundeswehr aus.  

So erklärte es Sahra Wa-
genknecht am 26. No-
vember in der ARD, und 
Wolfgang Gehrcke, stell-
vertretender Fraktionsvor-
sitzender, lehnte ein sol-
ches Vorgehen strikt ab, 
auch für den Fall, dass »die 
völkerrechtlichen Beden-
ken ausgeräumt werden 
könnten, was derzeit nicht 
der Fall ist«.  

Dieses klare politische 
Verhalten der LINKEN 
entspricht den in der Par-
teibasis fest verankerten 
Grundüberzeugungen und unserem Parteiprogramm. Dass das so bleibt, ist die 
wichtigste Verpflichtung unserer Partei gegenüber ihren Wählerinnen und Wäh-
lern und darüber hinaus gegenüber allen Menschen in diesem Land, die Krieg als 
Mittel zur Lösung von Problemen ablehnen.  

Dass die Grünen hingegen Zustimmung zu den erwähnten Regierungsbeschlüssen 
signalisieren, versteht sich schon fast von selbst. Am 18. September 2015 veranstal-
tete die Bundestagsfraktion der Grünen in Berlin einen Kongress unter dem Motto 
»Friedenspolitik in einer unfriedlichen Zeit«. Vertreter der Friedensbewegung such-

                                                                    

* Dieser Text entstammt einer Veröffentlichung in der Tageszeitung junge Welt am 04.12.2015 als stark 
gekürzte Fassung eines Referats auf der Bundeskonferenz der Kommunistischen Plattform (KPF) in der 
Linkspartei am 29.11.2015 in Berlin, der in voller Länge im Mitteilungsblatt der KPF erschien. (siehe: 
https://www.jungewelt.de/2015/12-04/051.php) 
 

https://www.jungewelt.de/2015/12-04/051.php
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te man in dem Programmheft vergeblich. Fraktionschefin Katrin Göring-Eckardt 
gab zu Beginn der Veranstaltung das Ziel aus, präventiv zu handeln. Aber auch 
militärische Einsätze schloss sie nicht aus. Der Völkermord in Srebrenica vor 20 
Jahren habe gezeigt, so Göring-Eckardt, dass man sich auch durch ein Nichthan-
deln schuldig machen kann. Damit spielte sie auf das Konzept der sogenannten 
Schutzverantwortung an. Demnach kann eine Intervention in einem Staat völker-
rechtlich legitimiert sein, wenn dort schwere Menschenrechtsverletzungen drohen. 
Dieser Position folgten offenbar die anwesenden Diskutanten, darunter Wolfgang 
Ischinger, Chef der NATO-»Sicherheitskonferenz«. 

Mit Zustimmung der Grünen fand 1999 die nicht einmal vom UN-Sicherheitsrat 
legitimierte Aggression gegen Jugoslawien statt. Immerhin lagen zwischen dem 
zweiten Golfkrieg (dem ersten Irakkrieg) und der Bombardierung Jugoslawiens 
noch acht Jahre. Nach dem Attentat auf das World Trade Center am 11. September 
2001 aber folgten Kriege und militärische Konflikte Schlag auf Schlag. Es gehört 
heutzutage zur politischen Normalität, eben mal andere Länder zu bombardieren, 
Kommandoaktionen durchzuführen oder Drohnen zum Mord an politischen Geg-
nern einzusetzen. Die staatliche Souveränität gilt nur noch für die Staaten, deren 
militärische Stärke zur Abschreckung ausreicht. Ist das nicht der Fall, bombt nach 
Herzenslust, wem immer danach ist. Denken wir nur an das Morden der Saudis im 
bitterarmen Jemen. Mehr als 5.000 Menschen mussten dort bisher daran glauben. 
Es interessiert kaum jemanden. 

Deutschland spielt in dieser Situation eine zwiespältige Rolle. Einerseits setzt es 
seine Position als stärkste Macht in der EU ziemlich rücksichtslos durch; denken wir 
nur an Griechenland. Und seit mehr als eineinhalb Jahrzehnten ist die Maxime 
obsolet: Von deutschem Boden darf nie wieder Krieg ausgehen! Andererseits ist die 
deutsche Außenpolitik vernunftorientierter als die manch anderer europäischer 
NATO-Staaten, von den USA ganz zu schweigen. So beteiligte sich die BRD, sieht 
man von indirekten Faktoren ab, nicht am Irak-Krieg. Gemeinsam mit Russland und 
China enthielt sich die BRD im UN-Sicherheitsrat der Stimme, als es um die Einrich-
tung einer sogenannten Flugverbotszone über Libyen ging, die den Ausgangs-
punkt dafür bildete, die Ghaddafi-Regierung durch die totale Anarchie zu ersetzen. 
Und auch hinsichtlich des Ukraine-Konfliktes setzte die BRD  nachdem sie freilich 
ihren Anteil an der Destabilisierung des Landes geleistet hatte  primär auf Ver-
handlungen. Das passt den Falken in den USA und der NATO nicht und den ihnen 
hörigen Medienvertretern deutscher Zunge ebenso wenig. Erinnert sei nur an das 
mediale Hetzfeuerwerk nach der Stimmenthaltung in der Libyen-Frage. 

Es ist heute nicht unsere Aufgabe, zu analysieren, welches die Hauptgründe dafür 
sind, dass die BRD sich der Rolle des totalen Vasallen der USA widersetzt. Nehmen 
wir die Tatsache, dass SPD-Minister Sigmar Gabriel im Zusammenhang mit dem 
Abschuss des russischen Kampfjets äußerte, der Zwischenfall zeige, »dass wir einen 
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Spieler dabeihaben«, der »unkalkulierbar« sei: »Das ist die Türkei und damit nicht 
die Russen«, so Gabriel wörtlich. Barack Obama hingegen unterstützte die Türkei. 
Bei der Bewertung solcher Differenzen bringt auch Moralisieren nicht weiter. Ein 
Grund für das Verhalten maßgeblicher Teile der BRD-Oberen wird sicherlich sein, 
dass bisher 60 bis 70 Prozent der deutschen Bevölkerung dagegen sind, Konflikte 
in der Welt militärisch zu lösen. Gegenwärtig bröckelt diese Position. Eine Woche 
nach den Terroranschlägen in Paris sprachen sich in Umfragen 42 Prozent für einen 
Einsatz der Bundeswehr in Syrien und 51 Prozent dagegen aus. Und wären zu die-
sem Zeitpunkt Bundestagswahlen gewesen, hätten mehr als zehn Prozent die AfD 
gewählt. Da ist ein untrennbarer Zusammenhang. Die Terroranschläge werden 
genutzt, um Kriegsbereitschaft in der Bevölkerung zu erzeugen und das »Ver-
ständnis« dafür, zukünftig die Bundeswehr auch im Innern einzusetzen. Und die 
faschistoide Rechte, sekundiert von einem Teil der Konservativen, von Bild, RTL und 
anderen »Qualitätsmedien«, instrumentalisiert mit völkischem Geschrei diese An-
schläge für jenen widerwärtigen und brandgefährlichen Rassismus, den wir alltäg-
lich erleben. Der Zusammenhang zwischen Militarismus und Rechtsentwicklung 
offenbart sich in fast klassischer Form. 

Aber noch ist die Mehrheit der Bevölkerung für diese zutiefst reaktionären Tenden-
zen nicht zu haben. Dennoch gehen nicht einmal zehn Prozent für diese Haltung 
auf die Straße, und doch ist es ein nicht zu ignorierender Faktor, dass über die Hälf-
te der Menschen hierzulande keinen Krieg will. Denn diese Menschen sind auch 
Wähler. Wer aber artikuliert diesen Willen? In den Parlamenten jedenfalls nur eine 
Partei: DIE LINKE. 

Damit sie Friedenspartei bleibt und dieses entscheidende Charakteristikum nicht 
dem Bestreben mancher geopfert wird, 2017 in eine rot-rot-grüne Bundesregie-
rung zu gelangen, gilt es, aus den Erfahrungen der Grünen zu lernen, ihren Weg 
nicht zu gehen. Worum geht es da? Wenn in einer Partei Stimmen laut werden, die 
dafür plädieren, eine Regierungsbeteiligung im Bund anzustreben, so ist das iden-
tisch damit, billigend in Kauf zu nehmen, dass diese Partei ihre strikten Antikriegs-
positionen aufgibt. Niemand in dieser BRD ist koalitionsfähig, der Probleme mit der 
Staatsräson, also mit den Bündnisverpflichtungen in EU und NATO hat. Die LINKE 
hat Probleme mit der Staatsräson, indem sie Auslandseinsätze der Bundeswehr 
ablehnt und eine ebenso ablehnende Haltung zur NATO und den militärischen 
Strukturen der EU einnimmt. In dieser Frage kann es keine Kompromisse geben, 
wenn die Partei ihrer Verantwortung gerecht werden will.  

Somit sind manche Bemerkungen von Protagonisten der Partei, die auf eine Regie-
rungsbeteiligung zielen, hochproblematisch. Erinnert sei stellvertretend an die 
Äußerungen Gregor Gysis auf dem Bielefelder Parteitag im Juni dieses Jahres. Er 
sagte: »Es gibt bei uns viele, die eine Regierungsverantwortung anstreben, und es 
gibt solche, die sie nicht wollen. Letztere können das aber nicht zugeben und wer-
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den nur für sehr viele rote Haltelinien streiten, die man auf gar keinen Fall über-
schreiten dürfe, in der Hoffnung, dass SPD und Grüne schon an der zweiten Halt-
elinie scheitern. Wir können und sollten auch auf Bundesebene regieren wollen, 
und zwar selbstbewusst, mit Kompromissen, aber ohne falsche Zugeständnisse.« 
Ist nach diesen Worten Gregor Gysis die Akzeptanz der bundesrepublikanischen 
Staatsräson ein zulässiger Kompromiss und demzufolge kein falsches Zugeständ-
nis? Das hätte mit unserem Parteiprogramm nichts mehr zu tun. Die KPF hat nach 
Bielefeld klar formuliert: »Wir geben unumwunden zu, dass wir aus den genannten 
Gründen gegen eine Regierungsbeteiligung auf Bundesebene sind. Wir stehen 
nicht für die friedenspolitischen Grundsätze der Partei DIE LINKE ein, weil wir damit 
eine Regierungsbeteiligung blockieren wollen, sondern wir wollen die Blockade, 
weil nur so die friedenspolitischen Grundsätze bewahrt werden können.« Wie not-
wendig diese Position ist, verdeutlicht auch eine Rezension von Michael Brie im ND 
vom 23. Oktober 2015. Der Autor Albrecht von Lucke befürchtet in seinem Buch 
»Die schwarze Republik und das Versagen der deutschen Linken«, dass DIE LINKE 
eine linke Regierungsbildung in Deutschland blockiert. Und Michael Brie schreibt 
in diesem Zusammenhang: »Liest man das Buch gründlich, so wird eine ernsthafte 
strategische Frage aufgeworfen: Liefert Die Linke mit ihrer Absage an mögliche 
Einsätze der Bundeswehr  auch mit UN-Mandat und unter UN-Regie  nicht SPD 
und Grünen den Grund oder Anlass dafür, gar nicht erst nach einer linken Agenda 
zu suchen?« Brie weiter: »Wenn Tsipras mit seinem Vorstoß der Richtungsänderung 
der Politik der EU scheiterte, weil Schäuble und nicht Gysi Finanzminister der BRD 
ist, dann stellt sich die Frage schon, wie man SPD und Grüne ernsthaft unter Druck 
setzen kann, ihren Kurs zu verändern.« Ihm geht es offensichtlich nicht nur für den 
Fall einer Regierungsbeteiligung um die Akzeptanz der bundesrepublikanischen 
Staatsräson. Er konstatiert: »Die Frage, ob tatsächlich die absolute und bedin-
gungslose Verweigerung für Einsätze der Bundeswehr außerhalb der NATO in der 
Linkspartei Bestand haben sollte, steht ganz unabhängig von der Regierungsfra-
ge.« 

Es sei zu prüfen, so Brie, »ob eine wirklich linke Regierung tatsächlich unmöglich 
ist«. Wir stellen die Frage mit umgekehrtem Vorzeichen: Ist eine linke Bundesregie-
rung tatsächlich möglich, mit dieser SPD und diesen Grünen? Wir sind überzeugt, 
eine solche Koalition würde alles mögliche verkörpern, nur nichts Linkes. SPD und 
Grüne  folgte man Michael Brie  veränderten DIE LINKE und nicht sich selbst. Und 
genau diese Veränderungsrichtung machte uns überflüssig. Und noch etwas zu 
Bries Argumentationslinie. Wer Kriegseinsätze ablehnt, so wirft er nicht nur uns 
faktisch vor, macht sich schuldig, dass es in Europa keinen linken Fortschritt geben 
wird. Wer Bundeswehr-Einsätze ablehnt, lässt einen wie Alexis Tsipras oder ir-
gendwann einen wie Jeremy Corbyn oder andere europäische Linke scheitern. Das 
hatten wir noch nicht. Man hat uns vorgehalten, dass wir unsere Partei behinder-
ten, eine Partei des Völkerrechts zu sein, weil man es sich nicht aussuchen könne, 
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welche Artikel der UN-Charta man akzeptiere und welche nicht. Es sei nicht akzep-
tabel, dass wir Artikel VII der Charta nicht vorbehaltlos unterstützten. 

Diese moralischen Druck ausübende Argumentation könnte glatt zu der Annahme 
verleiten, DIE LINKE säße im UN-Sicherheitsrat und würde sich den Abstimmungen 
entziehen. DIE LINKE hat aber nur über Auslandseinsätze der Bundeswehr im deut-
schen Parlament abzustimmen und ist gegen diese, ob mit oder ohne UN-Mandat. 
Wir sind nicht der UN-Charta verpflichtet, sondern dem Parteiprogramm. Dies hät-
te auch volle Gültigkeit, wenn der UN-Sicherheitsrat gemeinsame Maßnahmen 
nach Kapitel VII für Syrien beschließen würde. Die Tatsache, dass wir aus guten 
Gründen nach wie vor die Äquidistanz ablehnen, ist nicht gleichbedeutend damit, 
dass wir Bundeswehr-Auslandseinsätze befürworteten, wenn irgendwo Russland 
im Spiel ist. 

Man hat uns in den neunziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts besonders im 
Zusammenhang mit Osttimor und Ruanda vorgehalten, uns stünden irgendwelche 
abstrakten Prinzipien höher als die Menschenrechte. Wir wissen, auf wessen Konto 
das Gros der weltweiten Menschenrechtsverletzungen geht, und wir wissen vor 
allem, dass Kriege in unserer Zeit keine Menschenrechte bringen. Das beweisen 
nicht zuletzt Afghanistan, der Irak, Libyen, Syrien, der Jemen, Nigeria, Mali und 
andere Länder, die hier alle aufzuführen zu weit ginge. Und meist hatten USA und 
NATO von Anfang an die Hände mit im Spiel. Aber dass wir jetzt auch noch dafür 
herhalten sollen, dass die Linken in Europa schwach sind, weil sie keine Perspektive 
hätten, und dies, weil unsere Partei sich unter dem bremsenden Einfluss der Ver-
teidiger des Parteiprogramms befände, das ist der Gipfel. Soweit zu Michael Brie. 

Wenn jemand in unserer Partei im Vorfeld der Bundestagswahlen 2017 behaupte-
te, dass man sich mit der SPD in außenpolitischen Fragen eher einigen könne als in 
solchen der Umverteilung, dann wäre das im besten Falle Ausdruck naivster Illusi-
onen, wahrscheinlicher aber Täuschung. Und es gibt in diese Richtung gehende 
Äußerungen in unserer Partei schon jetzt. Entweder die friedenspolitischen 
Grundsätze werden bewahrt, oder man geht in die Regierung. 

Zur NATO. Ist die Position zu diesem Pakt in unserer Partei unumstritten? Pro-
grammatisch schon. Aber in praxi? Erinnern wir uns an den Umgang mit dem offe-
nen Brief an Michail S. Gorbatschow, den Delegierte des Bielefelder Parteitags ver-
fasst und als Antrag vorgelegt haben. Seine Quintessenz besteht in der Ablehnung 
der Äquidistanz. Genau dafür wurde er auch kritisiert, so in einem Papier aus Ba-
den-Württemberg, in dem es heißt: »Dennoch gehört zu einer Analyse der Situati-
on, dass NATO und Russland auch mit politischen und militärischen Mitteln um 
Macht und Einfluss in Osteuropa streiten und dass wir beides gleichermaßen kriti-
sieren.« Genau gegen dieses »Gleichermaßen« wandte sich der Brief an Gor-
batschow. Die Hauptverantwortung für die gefährliche Lage in der Welt, geht aus 
dem Brief hervor, trägt die NATO mit den USA an der Spitze. Das gilt auch dann, 
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wenn wir an die Bombardements der russischen Luftwaffe in Syrien denken. Nicht 
Russland verantwortet die Destabilisierung ganzer Staaten im Nahen Osten und in 
Afrika. Doch weiter mit dem Brief an Gorbatschow, in dem es wörtlich heißt: »Bitte 
unterstützen Sie unsere Forderung, dass Schluss gemacht wird mit der Praxis der 
USA und der NATO, überall in der Welt, wo es das Kräfteverhältnis zulässt und es 
ihren imperialen Interessen entspricht, zu bomben, mittels Drohnen zu morden 
und Soldaten zu schicken. Es muss Schluss gemacht werden mit der Destabilisie-
rung ganzer Staaten zum Zwecke ihrer besseren Beherrschung. Rechtliche Normen 
dürfen nicht länger durch willkürliche Interpretationen außer Kraft gesetzt wer-
den.« 

Solche Formulierungen sind nicht im Sinne der Staatsräson. Wohl deshalb sollte 
über den Brief auf dem Bielefelder Parteitag nicht abgestimmt werden. Hätte eine 
Mehrheit der Delegierten für ihn gestimmt, so hätten die Medien uns mit dem 
Vorwurf konfrontiert, DIE LINKE habe einen antiamerikanischen und dafür Russland 
verstehenden Beschluss gefasst, in dem NATO und EU in Misskredit gebracht wer-
den. Natürlich ist eine Partei, die so etwas beschließt, weder politik- noch regie-
rungsfähig. Andererseits wäre es schwer geworden, der Parteibasis eine Ableh-
nung des offenen Briefes zu erklären. Denn die dort formulierten Positionen ent-
sprechen den Überzeugungen einer großen Mehrheit der Partei. Was also sollten 
die Gegner des offenen Briefes tun? Sie drängten auf Nichtbehandlung und sie 
setzten sich durch. 

Immer wenn davon die Rede ist, dass Menschenrechte mit militärischen Mitteln zu 
verteidigen sind, müssen wir diejenigen sein, die nach den Interessen von Militär-
einsätzen fragen. Das Argument, Kriege würden keine Menschenrechte bringen, 
sondern die Lage von Menschen immer noch weiter verschlechtern, ist im Großen 
und Ganzen richtig. Außerdem unterstellt der Verweis auf Menschenrechte, dass 
diejenigen, die Bomben und Soldaten schicken, dies aus humanitären Gründen 
tun, aber eine etwas naive Sicht auf die Ergebnisse ihres Wirkens hätten. Man muss 
statt der NATO Gutmenschentum zu unterstellen einfach auf die möglichen strate-
gischen Interessen bei sogenannten humanitären Interventionen schauen. 

Worauf gründet unsere Hoffnung, dass sich die Parteibasis der LINKEN nicht für die 
Zustimmung zu sogenannten humanitären Interventionen gewinnen lässt? Sie 
gründet auch auf der 25jährigen Geschichte unserer Partei. 1996 scheiterte auf 
dem Magdeburger PDS-Parteitag der erste Versuch, die Partei auf das Prinzip der 
Einzelfallprüfung festzulegen, also die strikte Ablehnung von Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr dadurch zu ersetzen, dass die PDS-Bundestagsfraktion ihr Stimm-
verhalten in jedem einzelnen Falle prüfen solle. In Münster scheiterte die Vor-
standsmehrheit im Jahr 2000 mit der gleichen Absicht. 2003 wurde in Chemnitz ein 
neues Parteiprogramm angenommen. Auch hier setzten sich diejenigen durch, die 
das Prinzip der Einzelfallprüfung ablehnen. Gleiches geschah bei der Beschlussfas-
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sung über die programmatischen Eckpunkte im Rahmen der Fusion von WASG und 
PDS/Linkspartei zur Partei Die Linke. Und auch im Erfurter Programm von 2011 sind 
die in unserer Partei von Anbeginn geltenden friedenspolitischen Prinzipien durch 
die Delegiertenmehrheit bewahrt worden.  

Ein wesentlicher Grund für das in dieser Frage stabile Abstimmungsverhalten auf 
den genannten Parteitagen ist die Mehrheitsstimmung an der Parteibasis. Es ist die 
marxistische Bildung vieler Genossinnen und Genossen, und zwar in West wie in 
Ost. Marxisten haben gelernt zu fragen, wie Kriege entstehen und in wessen Inte-
resse sie geführt werden. Sie wissen, dass es um Profite geht und dass die mit Men-
schenrechten wenig bis gar nichts zu tun haben. Sie glauben nicht daran, dass man 
in Kriege schlafwandelt. Ein weiterer, nicht vom zuvor Gesagten zu trennender 
Grund sind die Geschichtskenntnisse vieler Genossinnen und Genossen. Sie haben 
das Umfallen der deutschen Sozialdemokratie 1914 nicht vergessen. Sie sind be-
reit, die Fehler der deutschen Kommunisten aufzuzeigen, die diese vor dem 
Machtantritt der deutschen Faschisten begingen. Aber sie wissen auch um die 
Rolle der sozialdemokratischen Führer in der Novemberrevolution und der Weima-
rer Republik. Sie haben nicht vergessen, wer für die Ermordung Rosa Luxemburgs 
und Karl Liebknechts verantwortlich zeichnete. Sie haben auch den strikten, bis 
heute ungebrochenen Antikommunismus der SPD nach 1945 nicht vergessen und 
natürlich nicht deren Umfallen in puncto Friedenspolitik schon im Zusammenhang 
mit der Gründung der Bundeswehr und dem Eintritt in die NATO. Mit anderen 
Worten: Zumindest die älteren, aber auch viele junge Mitglieder unserer Partei 
verbinden mit der SPD keine übermäßigen Illusionen. Und mit den Grünen schon 
gar nicht. Und noch etwas, auch wenn einige in unserer Partei das nicht gerne 
hören: Für die in der DDR Sozialisierten ist die Überzeugung, dass von deutschem 
Boden nie wieder Krieg ausgehen darf, bis 1990 Staatsräson gewesen. So etwas 
prägt. Es dürfte also alles in allem schwer sein, Genossinnen und Genossen davon 
zu überzeugen, dass es gute Gründe gäbe, unsere friedenspolitischen Grundsätze 
über Bord zu werfen. Auf dieses Vertrauen in die Basis unserer Partei bauen wir. 
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Wer Krieg sät  
 erntet Chaos, Not und Elend1 

von Marianne Linke 

1. Wir wollen, dass kein Mensch mehr vor Kriegen flüchten muss, deshalb müssen 
wir zuerst die Ursachen und die Profiteure von Kriegen eindeutig benennen. Im 
Manifest der Zimmerwalder Konferenz werden die sichtbaren Auswirkungen des 1. 
Weltkrieges und seiner Ursachen sehr klar und mit hoher  fast zeitloser - Gültigkeit 
für heutige bewaffnete Konflikte treffend benannt: 

der kapitalistischen Klassen jeder Nation, ihre Profitgier durch die Ausbeutung der 
2 

Zur aktuellen politischen Situation und deren Ursachen äußert sich immer wieder 
Papst Franziskus: 

irtschaftssystem, das nicht gut ist... Wir ha-
ben das Geld in den Mittelpunkt gestellt, den Geldgott. Wir sind in den Götzen-
dienst des Geldes verfallen... Wir schließen eine ganze Generation aus, um ein Wirt-
schaftssystem aufrecht zu erhalten, das nicht mehr zu ertragen ist. Ein System, das 
Krieg führen muss, um zu überleben... Aber weil man keinen Dritten Weltkrieg 
führen kann, führt man eben regionale Kriege. Und was bedeutet das? Dass Waffen 
produziert und verkauft werden, und dadurch sanieren sich die ... großen Weltwirt-

3 

Aufgabe aller friedliebenden Menschen sollte es sein, immer wieder diese wahren 

- so vor 100 Jahren in Deutschland und Europa - zu 
bemänteln. Heute bevorzugen die Kriegsbefürworter und Kriegsführer Begriffe wie 

und eine zutiefst heuchlerische Rechtfertigung von Aggression und Gewalt. 

2. Um klar die Ursachen für Kriege und Flüchtlingswellen benennen zu können, 
a-

ten bzw. deren Repräsentanten eine beliebte Methode zur Ablenkung von den  
  

                                                                    

1 Alle Zitate von Jürgen Todenhöfer finden sich unter www.juergentodenhoefer.de 
2 Die Zimmerwalder Bewegung. Protokolle und Korrespondenz, Hrsg. Horst Lademacher, Bd. 1,S.166-
169, Protokolle, 1967 Mouton 
3 www.domradio.de, 13.06.2014 

http://www.juergentodenhoefer.de/
http://www.domradio.de/
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eigentlichen Kriegszielen und deren Ursachen ist. Das Personalisieren der Konflikt-
gegner dient seit Jahrzehnten immer wieder dazu, rechtswidrige Gewaltanwen-
dung vorzubereiten und zu rechtfertigen. 

Todenhöfer schreibt dazu: 

-

- immerhin 90 % der Bevölkerung  wird das auf Dauer nicht hin-
 

An anderer Stelle schreibt er: 

t-
lings-  

...Der Westen muss dazu als erstes auf seine verdammten Kriege im Mittleren Osten 
verzichten. Und versuchen, durch ernsthafte, konkrete Verhandlungen in Syrien, im 
Irak, in Libyen und in Afghanistan Frieden zu schaffen.....Frieden ist möglich - siehe 
Irankonflikt. Die Menschen im Mittleren Osten sehnen sich danach - und nicht nach 
unseren Bombern, die bisher nirgendwo Frieden geschaffen haben. Im Mittleren 
Osten kämpft zur Zeit - mit kräftiger Unterstützung des Westens - jeder gegen 
jeden. Erst wenn der Westen mithilft, dieses böse Spiel zu beenden, werden die 

 

3. Die Beendigung dieses bösen Spiels setzt die Anerkennung und das Einhalten 
von Regeln voraus. Im internationalen Maßstab also das Völkerrecht, die Anerken-
nung der Autorität der UNO und die Anerkennung der Souveränität der Staaten. 
Präsident Putin ist in seiner jüngsten Rede vor der UNO auf diese Fragen einge-
gangen und kommt zu dem Schluss, sollte das in Frage gestellt oder aufgegeben 
werden... 

 

Weiter führt er aus: 

 des 
Rechts des Menschen, jedes Volkes und jedes Staates, sein Schicksal selbst in die 

4 

Immer wieder merken wir, dass gerade westliche Medien und Politiker sich gern 
in, 

Gaddafi, Hussein oder Assad uns zu manipulieren und so vom Kern der Auseinan-
dersetzungen abzulenken suchen. 

 

                                                                    

4 W. Putin am 28.09.2015 vor der UN-Vollversammlung. 
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ne Putin 
vielfach direkt oder indirekt. Schnell vergessen sind dann die Vorgänge im ehema-
ligen Jugoslawien., namentlich die zügige Anerkennung des Kosovo durch Groß-
britannien, Frankreich, die USA und dann auch Deutschland, obgleich das offen-
sichtlich eine Verletzung des Völkerrechts darstellte, zumal die Resolution 1244 des 
UN-Sicherheitsrates vom Juni 1999 das Kosovo nach der NATO-Intervention unter 
die Hoheitsgewalt der UN gestellt hatte, um die Integrität der serbischen Grenzen 
zu schützen. Russland hatte damals protestiert, und wohl zu Recht. 

 - Referendum, Sezession, Beitrittserklärung - völkerrechtswidrig? Nein. 
Schon auf den ersten Blick ungereimt ist die von der amerikanischen Regierung 
ausgegebene Behauptung, bereits das Referendum habe gegen das Völkerrecht 

Norm und könnte dies gar nicht. Sezessionskonflikte sind eine Angelegenheit in-
nerstaatlichen, nicht internationalen Rechts. Diesen Status quo des Völkerrechts 
hat der Internationale Gerichtshof vor vier Jahren in seinem Rechtsgutachten für 
die UN-Generalversammlung zur Sezession des Kosovo bestätigt.5  

Insofern vollzog sich nach überwiegender Auffassung der tatsächliche Ablauf des 
Beitritts der Krim zu Russland eben nach diesen völkerrechtlichen Grundsätzen6: 
Erklärung (1) der Unabhängigkeit durch das Krimparlament am 11. März 2014 und 
Beschluss (2), den Beitritt zur Russischen Föderation zu beantragen, sofern das für 
den 16. März angesetzte; Referendum den Wunsch der Bevölkerung zum Beitritt 
ausdrücken sollte; Referendum der Bevölkerung (3); Antrag der Krim (4), Annahme 
durch Russland (5), Beitritt der Krim (6).  

Fraglich bleibt in Debatten dennoch, ob ein Referendum mit dem Ziel eines Staa-
tenwechsels rechtmäßig sein kann7, sofern die Verfassung des eigenen Staates das 
ausschließt. Für das Kosovo wurde dies durch den Internationalen Gerichtshof trotz 
der oben zitierten UN-Resolution bejaht. Für Russland nun lehnen das die oben 
genannten Staaten ab. 

Da wird dann doch mit zweierlei Maß gemessen. Reinhard Merkel (Forschungsge-
biete Rechtsphilosophie und Völkerstrafrecht) schrieb dazu in der Frankfurter All-
gemeinen Zeitung8: 

d, mag man als kühle Ironie einer Weltge-
schichte verbuchen, die noch immer den Maximen der politischen Macht weit eher 
folgt als den Normen des Völkerrechts.... 

                                                                    

5 F.A.Z. vom 07.04.2014. 
6 siehe Fußnote 5 
7 Norman Paech: Wem gehört die Krim? In: Ein Spiel mit dem Feuer (Hrsg. P Srutynski). Papyrossa Verlag, 
Köln 
8 siehe Fußnote 5 
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Das ist bedauerlich, aber vorderhand nicht zu ändern. Und das wäre vielleicht ein 
Grund, die völkerrechtliche Kirche im politischen Dorf zu lassen und immerhin 
rhetorisch ein wenig abzurüsten. Russland hat völkerrechtswidrig gehandelt, in 
mäßig dramatischem Modus und politisch keineswegs wie ein hasardierender 
Gangster. Der nun entstandene Zustand war für die Krim langfristig wohl ohnehin 
unumgänglich. Und die Form, in der er nun herbeigeführt wurde, mag bei all ihrer 
Unerfreulichkeit gravierendere Konflikte vermieden haben. Annexionen zwischen 
Staaten sind dagegen typischerweise Kriegsgründe. 

Wer heute mit Blick auf die Krim so redet, verwirrt nicht nur die völkerrechtlichen 
Grundbegriffe, sondern mobilisiert deren Legitimationspotential auf eine gefährli-
che Weise. Wenn nicht alle Zeichen trügen, ist der Westen soeben dabei, sich für 
eine verfehlte Außenpolitik die Quittung einer welthistorischen Blamage zuzuzie-
hen. Er sollte deren Kollateralschäden nicht allzu weit in die Sphäre des Völker-

 

Bei Politikern und auch in den Medien herrscht bei der Verwendung von Begriffen 
wie der Darstellungen von Zusammenhängen also offensichtlich reichlich Willkür. 
Wir erleben eine Eskalation von Fehlanwendungen bzw. eine Unbestimmtheit von 
Begriffen, mit dem Ziel, andere zu brandmarken, Missgunst und Ablehnung zu 
erzeugen, um schließlich eigene politische Aktionen (oder die der Bündnispartner) 
zu kaschieren (Irak, Libyen oder Afghanistan) bzw. zu rechtfertigen. 

4. Was sollten wir konkret einfordern bzw. selbst tun: 

 Jeder Staat sollte gehalten sein, sich an die gemeinschaftlich beschlossenen 
(also das Völkerrecht) bzw. die selbst gesetzten Regeln zu halten  für die Bun-
desrepublik heißt das vor allem, das Grundgesetz als Leitfaden eigenen politi-
schen Handelns zu beherzigen. 

 Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde 1949 in dem Konsens 
aller Beteiligten: Nie wieder dürfe von deutschem Boden Krieg ausgehen, ver-
abschiedet. Diese Übereinstimmung hat nicht zuletzt dank der deutschen 
Zweistaatlichkeit über vierzig Jahre gehalten. Mit der Teilnahme am Jugoslawi-
enkrieg wurde durch eine SPD-geführte Bundesregierung dieser Konsens nach 
dem 2. Weltkrieg erstmals aufgekündigt. Lassen Sie mich angesichts der jüngs-
ten und inzwischen mehrfach erhobenen Forderungen des Bundespräsidenten 
Gauck9 nach größerer Bereitschaft Deutschlands zu Militäreinsätzen Kant10 zitie-

 

                                                                    

9 Spiegel-Online, 31.01.2014; DIE WELT 14.06.2014; FOCUS 16.06.2015; F.A.Z. 10.02.2015. 
10 Immanuel Kant (1798): Im Streit der Facultäten. 
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 Das Grundgesetz11sieht keine Auslandseinsätze der Bundeswehr vor. Das soll-
ten wir angesichts der Ziele und der Effekte, die Kriege in dieser Welt haben, 
immer wieder herausstellen. 

 Frieden schaffen ohne Waffen  sollte weiterhin eine für Deutschland logische 
politische Konsequenz sein. Gegenwärtig laufen im Deutschen Bundestag die 
Haushaltsdebatten. Die Ausgaben für Verteidigung haben sich im Verhältnis 
zum Gesamthaushalt seit 2006 wie folgt entwickelt: 

Verteidigung   Gesamthaushalt 
2006   27,9 Mrd. Euro   261,6 Mrd. Euro 
2016   34,4 Mrd. Euro   312,0 Mrd. Euro 
Steigerung   23 %    19 % 

Angesichts dieser Entwicklung sollten unsere politischen Forderungen lauten: 

 Militärausgaben drastisch reduzieren, 

 Der Export von Waffen und Rüstungsgütern (Schiffe, Waffen produzierende 
Fabriken...) sollte in Deutschland verboten werden. 

 Militärbündnisse gehören aufgelöst. Zunächst sollte vom Bundestag ein Mora-
torium zu deren weiterer Ausdehnung beschlossen werden. 

 Die Nachkriegsforderung: Nie wieder dürfe von deutschem Boden Krieg ausge-
hen - muss auch Nato-Stützpunkte auf deutschem Territorium umfassen (wie 
Ramstein und andere). 

 Im gleichen Zuge sollten wir uns dafür einsetzen, dass: 

o Es zu keiner Verschärfung des Asylrechts in Deutschland bzw. in der EU 
kommt. 

o Der Beitrag Deutschlands für die Entwicklungshilfe deutlich erhöht wird. 
Das Ziel von 0,7 % des BIP  wird immer noch nicht erreicht. 

o Menschen in ihrem Land eine Perspektive haben. 

o Menschen, die hier sind, sollten wir als Menschen aufnehmen und nicht 
m-

munizieren, damit sie hier eine neue Lebensperspektive finden können. 

Frieden hat immer zwei Aspekte: 

Außen  wichtige Gesichtspunkte wurden bereits erwähnt. So 
Außen

und die dafür wesentlichste Voraussetzung: Die soziale Gerechtigkeit. 

                                                                    

11 s. Artikel 24, 25, 26; Artikel 115a  f Grundgesetz; s. Auch  BVerwG 2WD 12.04//TDG N 1 VL 24/03. 
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 Hier denke ich an den Artikel 1 des Grundgesetzes, aber auch an die Wechsel-
wirkung zwischen dem Artikel 14 I (Freiheit des Eigentums) und dem Artikel 14 
II (Sozialbindung des Eigentums). Es wäre angesichts der Lage in Deutschland 
nur gerecht, würde endlich der Spitzensteuersatz wieder auf das Niveau von 
1998 gesetzt, um die großen sozialen Aufgaben, vor denen der Staat steht, be-
wältigen zu können. 

 Dem Verbot, Rüstungsgüter zu exportieren, muss das Verbot ihrer Produktion 
im Inland vorausgehen. Die in der Rüstungsindustrie Beschäftigten brauchen 
eine Perspektive in nichtmilitärischen Bereichen, denn derartige Verbote sollen 
mit Hilfe der Beschäftigten und der Gewerkschaften und nicht gegen deren In-
teressen umgesetzt werden. Die frei werdenden Gelder der Rüstungsindustrie, 
des Verteidigungshaushaltes könnten dann in die Schaffung nichtmilitärischer 
Arbeitsplätze fließen. 

 Der Staat und die Wirtschaft müssen dafür Sorge tragen, dass junge Menschen 
in zivilen Berufen eine Perspektive finden. Alle Menschen benötigen für ihre 
Entfaltung, für ihren Lebensunterhalt eine Arbeit mit gerechter Entlohnung. 
Flüchtlinge dürfen nicht als qualifizierte, aber unterbezahlte Arbeitskräfte ein-
gesetzt werden. Das führt zu einer Entsolidarisierung in der Gesellschaft und 
schürt Ablehnung. 

 Das Bildungswesen ist insgesamt zu stärken, wobei der Integration aller Kinder 
durch kleinere Klassenverbände und der besseren Entlohnung der Pädagogen 
noch größeres Augenmerk geschenkt werden muss. 

 l-
len und sozialen Einrichtungen für alle Menschen des Landes ist zu fördern. 

 Das Gesundheitswesen sollte künftig für alle offen und wieder zuzahlungsfrei 
sein. Hier sollte der ursprüngliche Grundsatz der Parität in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung wieder politisch umgesetzt werden, d. h. die Arbeitge-
berbeiträge (gegenwärtig bei 7,3 % eingefroren) sind wieder in gleicher Höhe 
wie die Beiträge der Versicherten zu entrichten. 

In dem Maße, wie es nach den Erfahrungen des 20. Jahrhunderts der Bundesrepub-
lik Deutschland und ihren politisch Verbündeten gelingt bzw. nicht gelingt, dauer-
haft zum äußeren und inneren Frieden mit politischen Mitteln beizutragen, wird 

e-
rer Erde entweder erledigen oder immer wieder neu stellen. 
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Ist die Friedenstaube rot?1 
Der gemeinsame Nenner 

von Klaus Steiniger 

In mehr als 66jähriger Zugehörigkeit zur kommunistischen Bewegung habe ich 
gelernt: Wer Prinzipienfestigkeit mit sektiererischer Enge und Einigelung im eige-
nen Bau verwechselt und unfähig ist, das weitgespannte politische Spektrum in all 
seinen Nuancen zu erfassen, isoliert sich selbst. Vor allem muß man lernen, Dinge, 
die völlig unterschiedlicher Natur sind, nicht in ein und denselben Topf zu werfen. 
Bundesgenossen, mit denen man in wichtigen, aber keineswegs allen Fragen 
übereinstimmt, sollte man weder überfordern noch für sich vereinnahmen wollen. 
Es gibt entschlossene Kämpfer, die den ganzen Weg mit uns zu gehen bereit sind, 
aber auch ehrenhafte Menschen, die nur ein Teilstück gemeinsam zurücklegen 
wollen. Schließlich begegnen wir redlichen Andersdenkenden, die keineswegs 
dem Lager unserer Feinde zuzuordnen sind. 

Die Marxisten unter uns haben im Sinne des Dreigestirns der Klassiker das Ziel 
eindeutig definiert: Ihnen geht es um die revolutionäre Überwindung des auf kapi-

sich von den gesellschaftlichen Realitäten, nicht aber von Wunschträumen leiten 
lassen. 

In der DDR wurden nicht selten recht kleine Brötchen gebacken, aber eines vermag 
ihr niemand abzusprechen: dass sie dem Kapital und dessen Erfüllungsgehilfen vier 
Jahrzehnte lang in einem Drittel Deutschlands die politische Macht und das aus-
beuterische Eigentum auf revolutionärem Wege entzogen hat. Das war der Kern 
aller ihrer Errungenschaften. 

Zugleich aber stand dieses kleine, großartige Land für den Frieden in Europa und 
der Welt. Das war sein Markenzeichen Nr. 1. Nach dem Wegfall des Warschauer 
Vertragssystems sehen wir uns der latenten Gefahr eines dritten Weltkrieges ge-
genüber. Dabei gibt es zwei Gegenpole: den NATO-Kriegspakt mit den USA im 
Zentrum und das wieder zur Weltmacht aufgestiegene, zwar nicht mehr sozialisti-
sche, aber dem Imperialismus die Zähne zeigende Russland, das heute so bedeu-
tende Staatsmänner wie Putin und Lawrow würdig repräsentieren. Die Tatsache, 
dass nüchterne Planer in Washington die neue Weltmacht China mit ihrer Milliar-
denbevölkerung als Gegenkraft und möglichen Verbündeten Russlands im Falle 
eines militärischen Konflikts in ihre strategischen Kalkulationen einbeziehen müs-
sen, könnte zur Abkühlung überhitzter Gemüter beitragen. Die Anwesenheit des 
chinesischen Partei- und Staatschefs Xi Jinping und die demonstrative Teilnahme 

                                                                    

1 In Anlehnung an einen Artikel in der Monatszeitschrift RotFuchs 209  Juni 2015: 
http://www.rotfuchs.net/rotfuchs-lesen/der-gemeinsame-nenner.html 

http://www.rotfuchs.net/rotfuchs-lesen/der-gemeinsame-nenner.html
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eines Kontingents der Volksbefreiungsarmee des Riesenlandes an der Freunde wie 
Feinde frappierenden Militärparade in Moskau zum Tag des Sieges waren ein Akt 
von höchster Bedeutung. 

Heute brennt die Welt an allen Ecken und Enden. Besonders die Region des Nahen 
und Mittleren Ostens wird von einem Blutbad in das nächste gestürzt und ohne 
Unterlass destabilisiert. Der Imperialismus hat in Gestalt des pseudoreligiösen Fa-
natismus von der Art des dem Zauberlehrling gleichenden IS einen neuen Faktor 
extremer Friedensgefährdung hervorgebracht. Teile Zentralasiens und Afrikas, aber 
auch Regionen Europas erleben Orgien brutalster Gewalt. 

Unter diesen Bedingungen ist die Wiederherstellung oder Behauptung des Frie-
dens die wichtigste aller Fragen. Die Stärkung der weitgefächerten Bewegung zu 
seiner Verteidigung besitzt dabei Bedeutung. Es handelt sich keineswegs, wie eini-
ge offenbar voraussetzen, um eine Allianz ausschließlich linker Kräfte. Kommunis-
ten und Sozialisten sind deshalb die konsequentesten Kämpfer in ihren Reihen, 
weil sie hinter die Kulissen der Kriegemacher zu blicken und die Verursacher des 
Blutvergießens beim Namen zu nennen vermögen. Wer aber die Friedensbewe-
gung  die breiteste und vielschichtigste Kraft zur Rettung der Menschheit  für 
sich vereinnahmen oder auf Ziele orientieren will, die weit über deren selbstge-
wählten Rahmen hinausgehen, verprellt nicht nur potentielle Verbündete, sondern 
sägt auch am eigenen Ast. Um es offen zu sagen: Wir müssen bereit sein, in der 
Allianz gegen den Krieg Menschen und Strömungen neben uns zu akzeptieren, die 

 , 
nicht aus der traditionellen Antikriegsbewegung hervorgegangen sind. Dass wir 
dabei nicht auf Leute wie Jürgen Elsässer abheben, versteht sich von selbst. Übri-

e-
densfreunden ausgeworfen haben dürften. 

Jene aber, welche glauben, sie könnten die Spannweite der Friedenstaube dadurch 
ausdehnen, dass sie ihr rote Flügel verleihen, erreichen das Gegenteil des von 
ihnen Angestrebten und landen im politischen Ghetto. Man darf die Bewegung 
gegen den Krieg, um deren maximale Einheit gerungen werden muß, weil mehrere 
parallele Strömungen mit gleicher oder ähnlicher Zielsetzung stets weniger als 
eine sind, nicht mit der revolutionären Arbeiterbewegung oder der politischen 
Linken verwechseln, wobei Faschisten der Kampf angesagt werden muß. 

Nach dem frühen Tod der Mutter bin ich bei meinem Vater aufgewachsen. Er ge-
hörte von 1950 bis zu seinem Lebensende im Mai 1980 dem zunächst von Fréderic 
Joliot-Curie und später durch Romesh Chandra geleiteten Weltfriedensrat an. Von 
ihm weiß ich, dass Marxisten immer ein weites Herz für Menschen besitzen sollten, 
mit denen sie in erstrangigen Fragen übereinstimmen. 
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Die EU stiftet Unfrieden 
aber man kann ja austreten! 

von Andreas Wehr 

Ich möchte mit einem Zitat beginnen. Es handelt sich um einen Auszug aus der 
Rede des ehemaligen Französischen Ministerpräsidenten Pierre Mendés-France in 
der französischen Nationalversammlung aus Anlass der Ratifizierung der Römi-

kommen, das Projekt des Gemeinsamen Marktes, so wie es uns vorgestellt wird, 
oder wenigstens, so wie man es uns wissen lässt, ist auf den klassischen Liberalis-
mus des 19. Jahrhunderts gegründet, nachdem die Konkurrenz ohne Wenn und 

 Damit ist eigentlich schon alles über die Europäische 
Union gesagt. 

Pierre Mendés-France war keineswegs Marxist. Er gehörte den Radikalsozialisten 
an. Dies war eine französische Partei, die  trotz ihres entschlossenen Namens  als 
sozialliberal eingeschätzt wird. Sie ist in den 70er Jahren zerfallen. Pierre Mendés-
France galt als einer der ersten französischen Keynesianisten. Er leitete die französi-
sche Delegation bei den Verhandlungen in Bretton Woods 1944. Er wusste daher 
sehr genau, gegen wen sich die Römischen Verträge richteten. Sie zielten auf die 
Arbeiterklassen der Mitgliedsstaaten. Genauer gesagt: Gegen ihre Siege und gegen 
ihre Geländegewinne, die sie am Ausgang des 2. Weltkriegs in den antifaschisti-
schen Kämpfen gegen das Europaprojekt des deutschen Kapitals errungen hatten. 

Bevor ich auf die mir 

auf wenige Dinge beschränken, denn über die EU kann man natürlich unendlich 
lange reden.  

Die EU, das ist ein Vertragswerk von Staaten, gegenwärtig besteht sie aus 28 Mit-
gliedstaaten. Sie können in sie eintreten, und sie können auch wieder aus ihr aus-

i-
sche Union (EU-  g über die Arbeitsweise der Europäi-

 

Der EU-Vertrag wurde 1992 mit dem Vertrag von Maastricht geschaffen. Er ist ein 
relativ kurzer Text, in dem die Institutionen der EU und die wichtigsten Inhalte ihrer 
Politik beschrieben sind. Wichtiger, umfangreicher und detaillierter ist der AEUV. Er 
bestimmt die Politik der EU. Es handelt sich hier um den ursprünglichen Vertrag 
über die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, beschlossen in Rom 1957. Dieser 
Vertrag wurde mehrfach geändert und dabei auch mehr als einmal umbenannt. 
Aber es handelt sich beim AEUV eben in seinem Kern weiterhin um jenen Vertrag, 
über den Mendés- a-
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Und im Sinne d r-

e-
 

sowie des heutigen Neoliberalismus. 

Hier als Beispiel, welche und wessen Freiheit damit gemeint sind, die Bestimmun-
gen des freien Kapi m-
mungen dieses Kapitels sind alle Beschränkungen des Kapitalverkehrs zwischen 
den Mitgliedstaaten sowie zwischen den Mitgliedstaaten und dritten Ländern 

 kein EU-Mitgliedsland eine nach-
haltige soziale Politik etwa mit Hilfe der Steuerpolitik oder Konjunkturprogrammen 
betreiben oder gar eine Entwicklung in Richtung einer sozialistischen Gesell-
schaftsordnung einschlagen. Das auch nur ein wenig stärker belastete Kapital wür-
de sofort über die Landesgrenzen fliehen. 

n-

 eigentliche Verfassung der EU (daher auch 

EU herum aufgebaut. Jeder ihrer Politikbereiche gehorcht ihren Prinzipien. Ohne 
 

Es ist dahe i-
t-

wickeln oder reformieren zu wollen, ohne sie zugleich aufzuheben. Überhaupt ist 
es nicht vorstellbar, auf der Basis von 28 kapitalistischen und darunter sogar eini-
gen imperialistischen Ländern eine soziale und demokratische Union quasi als 
Überbau über unsozialen und undemokratischen kapitalistischen Nationalstaaten 
errichten zu können. 

Übrigens benötigt man für jede Vertragsänderung die Zustimmung jedes einzel-
e-

angesehen werden. Man kann sie nicht reformieren. Man kann sie nur als Ergebnis 
grundlegender sozialistischer Veränderungen in den wichtigsten Mitgliedsländern 
obsolet werden lassen. Anschließend können dann diese Staaten eine neue euro-
päische Zusammenarbeit aufbauen (wobei eventuell einige Bruchstücke, etwa 
Agenturen,  dabei Wiederverwendung finden könnten). 

Doch das liegt in der Zukunft, wahrscheinlich sogar in einer fernen Zukunft. Bis 
dahin kann man immerhin aus der EU austreten. Dieses Recht besteht nach Art. 50 
EUV. 
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Undemokratische Ambitionen der EU 
Die Union delegitimieren 

von Tobias Pflüger 

Die Europäische Union ist wiederum dabei, sich zu verändern. Die Zeit falscher 
Bescheidenheit ist vorbei, offensiv formulieren die Verantwortlichen in der EU und 
den Mitgliedsstaaten inzwischen den Anspruch, in den Kreis der Großmächte auf-
steigen zu wollen  ökonomisch, aber auch militärisch. Ein tiefer Einschnitt ist da-
bei der 17. November 2015, als sich die französische Regierung nach den Terroran-
schlägen in Paris auf die Beistandsklausel von Artikel 42, Absatz 7 des Lissabon-
Vertrages beruft und Deutschland und die anderen EU-Mitglieder ihr folgen. Kriti-
kerinnen, Kritiker des gescheiterten EU-Verfassungsvertragsentwurfes und des 
späteren Lissabon-Vertrags hatten vor über 15 Jahren nachgewiesen, dass eine in 
die Breite und Tiefe gehende Militarisierung der Europäischen Union in ihren 
grundlegenden Vertrag eingeschrieben sei. Doch ihre Argumente wurden von 
Befürwortern des Vertrages als vollkommen überzogen zurückgewiesen.  

Es ist ein wiederkehrendes Problem, dass grundsätzliche Kritik an der Politik der 
EU-Institutionen Gefahr läuft, pauschal als antieuropäisch disqualifiziert zu werden. 
So trieben die bürgerlichen Medien die Partei DIE LINKE anlässlich ihres Europapar-
teitages im Februar 2014 regelrecht vor sich her, hieß es doch in der dort zu verab-
schiedenden Präambel zum Programm zur Europawahl im Mai 2014, die EU sei "zu 
einer neoliberalen, militaristischen und weithin undemokratischen Macht" gewor-
den. Dieser Satz ist und bleibt richtig, auch wenn damit der linke Flügel  auf diesem 
Parteitag dem Reformflügel unterlag. Die Formulierung wurde verworfen mit dem 
Argument, sie sei sinngemäß an anderen Stellen des Programms enthalten. 

Es ist wichtig, die Institutionen der EU klar als das zu benennen, was sie sind. Es 
handelt sich um Institutionen, die parallel zu den Regierungen der 28 Mitgliedstaa-
ten eingerichtet wurden, um eine neoliberale und militaristische Politik durchzu-
setzen. Sie sind noch undemokratischer als die entsprechenden Institutionen im 
einzelstaatlichen Kontext, was man jüngst bei der personellen Besetzung der EU-
Kommission erleben konnte. Die Kommissare sind nicht aufgrund ihrer Kompetenz 
für die jeweiligen Politikbereiche berufen worden, sondern um die jeweiligen Inte-
ressen einzelner Mitgliedstaaten in der EU-Kommission durchzusetzen. 

Als EU-Parlamentarier machte ich die Erfahrung, im Parlament zwar debattieren zu 
können, das jedoch jenseits politisch wichtiger Entscheidungen, die in Kommission 
und Rat getroffen werden. Das hat zum Teil dazu geführt, dass den Parlamentarie-
rinnen und Parlamentariern trotz Anfrage nicht einmal die für einen bestimmten 
Politikbereich zuständigen Beamten genannt wurden. Zum Beispiel wurde den 
Europa-Parlamentariern die Information vorenthalten, wer die Militärmission der 
Europäischen Union im Tschad plane. Parlament und Europäischer Gerichtshof 
seien in der Außen- und Militärpolitik explizit nicht zuständig. Die Abgeordneten 
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werden lediglich informiert oder auch nicht, können aber nichts durchsetzen. So 
hatte der Innenausschuss des Europäischen Parlaments den damaligen Chef von 
Frontex vorgeladen, doch dieser zog es vor, nicht zu kommen, steht er doch einer 
Agentur der EU-Kommission vor und ist dem Parlament gegenüber nicht rechen-
schaftspflichtig. Der zweiten Vorladung kam er zwar nach, hat aber die Antwort auf 
bestimmte Fragen schlicht verweigert. 

Das bedeutet, dass eine parlamentarische Kontrolle der EU-Institutionen nicht 
stattfindet, sondern lediglich eine parlamentarische Begleitung. Zudem wird in den 
EU-Institutionen verfahren wie in einer großen Koalition. In der Kommission sitzen 
Vertreter der Konservativen, der Sozialdemokraten, der Liberalen und der Rechts-
konservativen. Diese große Koalition zieht sich quer durch die gesamten EU-
Institutionen, wo Entscheidungen insbesondere zwischen Konservativen und Sozi-
aldemokraten als auch Liberalen ausgehandelt werden. Über diese Schiene neh-
men auch die Regierungen der einzelnen Mitgliedsstaaten Einfluss auf die Politik 
der EU, was für die Bundesregierung insbesondere gilt. 

Die EU ist nicht reformierbar 

Wenn man sieht, wie die Haushaltsmittel verteilt werden, zeigt sich die EU-
Strukturen sind nicht demokratisierbar. Also geht es darum, diese EU-Strukturen 
von links zu delegitimieren. Wichtig ist dabei, genau zu unterscheiden zwischen 

t-
-Begriffes für die neoliberalen und militaristischen 

Strukturen der EU schafft häufig Akzeptanz für diese Institutionen und die EU. Es ist 

Flüchtlingspolitik, zu kritisieren, um offene Grenzen für Menschen (in Not) zu for-
dern. Tatsächlich läuft diese Flüchtlingspolitik darauf hinaus, sich die EU-
verantwortlichen in den Institutionen und den Mitgliedstaaten die Hochqualifizier-
ten unter den Migrantinnen und Migranten herauszusuchen und damit auch noch 
von der Ausbildungsleistung der Herkunftsländer profitieren, während die anderen 
erbärmlich an den Zäunen und Mauern der Europäischen Union verrecken. 

Wenn Entscheidungen auf EU-Ebene verschoben werden, dann vor allem in Rich-
tung Kommission und Rat, weniger in Richtung Parlament und natürlich noch viel 
weniger in Richtung Bevölkerung. Auf die Ebene der Nationalstaaten zurückzukeh-
ren, macht wenig Sinn, so ist etwa ein Deutschland ohne EU ebenso unkontrollier-
bar wie mit EU. Die Institutionen der Europäischen Union sind nicht dazu geeignet, 
fortschrittliche Politik durchzusetzen. Es kommt auf die Inhalte an und nicht darauf, 
ob sie auf der Ebene des Nationalstaates oder der EU umgesetzt werden. Die Inhal-
te der EU-Politik sind neoliberal und militaristisch. Diesen Inhalten ist gemeinsamer 
Widerstand und Protest entgegenzustellen. 

Gegen die EU-Austeritätspolitik 

Das trifft auch auf die Austeritätspolitik zu, die unter dem Diktat Deutschlands und 
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verschiedener EU-Institutionen die Infrastruktur vor allem der südlichen Mitglied-
staaten der Europäischen Union zerstört. Die Kaputtsparpolitik, die durch ein Diktat 
der deutschen Regierung und der EU-Institutionen entstand, muss klar kritisiert 
und benannt werden. Der Widerstand, der vor allem in den südlichen EU-Staaten 
geleistet wird, muss gestärkt werden. Keinesfalls darf man der Illusion frönen, dass 
die EU-Institutionen oder die durch sie agierenden Regierungen das Problem der 
Austeritätspolitik lösen. Die EU-Institutionen sind Teil des Problems. Wir sollten uns 
als Antikriegs- und Friedensbewegung, als LINKE unser Verhältnis zur EU als Institu-
tion überdenken. Diese EU ist nicht mehr veränderbar. Nicht nur die Politik der EU 
ist falsch, sondern auch die EU als Institutionelle Konstruktion. Leider gibt es neben 
dieser emanzipatorischen, progressiven, linken Kritik an der EU eine nationalisti-
sche von denen, die entweder offen oder verdeckt nur die Rolle der Nationalstaa-
ten stärken wollen. Die Kritik ist rückwärtsgewandt und nicht unsere. Wir als Inter-
nationalistInnen sind immer europäisch orientiert, doch die EU nach dem Lissabon-
Vertrag ist eine Pervertierung des europäischen Gedankens. 

In der Bundesrepublik befindet man sich demgegenüber, bildlich gesprochen, im 
Auge des Orkans. Die trügerische Ruhe dieser Gesellschaft täuscht darüber hinweg, 
daß die soziale Spaltung immer weiter vorangetrieben wird. Zwar gibt es Kritik im 
Detail, aber insgesamt wird diese Entwicklung von einem Gutteil der Bevölkerung 
mitgetragen, die meint, von der führenden Position Deutschlands in der EU profi-
tieren zu können. Es gibt so etwas wie einen sozialdemokratischen Virus, der ist 
nicht nur für Parteien gefährlich, sondern lähmt auch die Gewerkschaften. Obwohl 
es sich um die mitgliederstärksten Organisationen der Republik handelt, setzen sie 
sich politisch viel zu wenig ein und scheuen erst recht vor grundsätzlicher Kritik an 
den herrschenden Verhältnissen  insbesondere wenn es um die EU geht - zurück. 
Der sozialdemokratische Reformismus ist nicht nur in ihrer Führung verbreitet, 
sondern hat sich auch in den Köpfen vieler Gewerkschaftsmitglieder festgesetzt. 
Nur wenn man dort aktiv wird, kommt man auch in diesem Land, in dem sich so 
wenig Widerstand regt, weiter. Gerade weil Deutschland eine Führungsfunktion in 
der EU innehat, ist es wichtig, den sozialen Protest auch hierzulande zu organisie-
ren. Die Partei DIE LINKE muss sich an diesen Kämpfen beteiligen, notwendig ist 
aber die Schaffung einer breiten Oppositionsbewegung. 

sind die 
gemeinsamen politischen Kämpfe, Europa von unten ist Protest und Widerstand, 
der konkret lebt und an einer ganzen Reihe von Themen zu verwirklichen ist. Die 
Perspektive ist eine Linke, die sich in ihrer grundsätzlichen Kritik an der EU nicht 
von totalitarismustheoretischen Gleichsetzungen wie denen des SPD-Chefs Sigmar 
Gabriel beeindrucken lässt, wenn dieser auf dem Europaparteitag seiner Partei, an 
die Adresse der Linkspartei gerichtet, tönte: "Links- und Rechtspopulisten setzen 
die EU aufs Spiel" (zit.n.: taz v.24.1.2014). Da waren Regierungspolitiker der SPD 
längst damit beschäftigt, in der Ukraine das Feld für den Aufstieg neofaschistischer 
Kräfte zu bestellen. 
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Wider die linke Sakralisierung der EU 
Für einen Dritten Weg in der Debatte um die Zukunft der EU 

von Peter Wahl 

Die Präambel der EU-Verträge sieht die Schaffung 
Völker Europas
einer politischen Union, einem föderalen Bundesstaat enden, im Idealfall so etwas 
wie die Vereinigten Staaten von Europa.  

Derzeit liegt dieses Ziel in unerreichbarer Ferne. In ihrer gegenwärtigen Verfassung 
ist die EU ein historisch und staatstheoretisch einmaliges Hybridgebilde aus Staa-
tenbund und supranationalen Komponenten. Letztere sind u.a. der Binnenmarkt, 
vergemeinschaftete Politikfelder, wie Handel, Landwirtschaft u.a. 

Unter dem Druck multipler 
Krisen dominieren heute 
die zentrifugalen Tenden-
zen. Bruchlinien, wie die 
zwischen Eurozone und 
Nicht-Euroländern, zwi-
schen Ost- und Westeuro-
pa, zwischen Nord und 
Süd bzw. Schuldner- und 
Gläubigerländern, zwi-
schen armen und reichen 
Mitgliedsstaaten, zwi-
schen Großbritannien und 
dem Rest, zwischen der 

deutsch-französischen 
Achse und den anderen 

vertiefen sich. Dazu kommen Konflikte an den Außengrenzen, an deren Entste-
hung die EU oder wichtige Mitgliedsstaaten beteiligt sind, wie der Bürgerkrieg in 
der Ukraine oder die Kriege in der arabischen Welt, die in Form von Migration und 
Terrorismus wiederum massive Rückwirkung auf die EU erzeugen. 

Die EU verfügt allerdings nicht über die Problemlösungskapazität, diese Krisen in 
den Griff zu bekommen. Sie wird daher weiter erodieren, solange die wesentlichen 
ökonomischen, rechtlichen, institutionellen etc. Instrumente fehlen, um damit 
fertig zu werden. Über das notwendige Instrumentarium dafür verfügen  wenigs-
tens halbwegs  noch die größeren Nationalstaaten. Das gilt auch für die Eurozone 

e Tatsache, so 
wie schlechtes Wetter, das nicht dadurch besser wird, dass man es nicht mag.  
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Bereits das Management der Finanzkrise fand daher im Wesentlichen auf national-
staatlicher Ebene statt. Die daraus entstandene Staatsschuldenkrise wurde vorwie-
gend intergouvernemental bearbeitet, also nicht supranational durch die EU, son-
dern wie in einem von EU-Regeln freien Raum internationaler Vertragsverhältnisse.  

Die linke Sakralisierung der EU 

Die Brüsseler Institutionen wollen die Krise durch mehr Integration lösen. Der 
jüngste Bericht der Fünf Präsidenten ist ein Beispiel dafür. Unterstützung finden sie 
vor allem bei Sozialdemokratie und Grünen und einem großen Teil der gesell-
schaftlichen Linken.  

Der Mainstream der Linken übt zwar vehement Kritik an zahlreichen Einzelpolitiken 
der EU, wie z.B. TTIP oder der Austeritätspolitik. In der Finalitätsfrage hängt er je-
doch der eingangs dargestellten Vision an. Er hält die neoliberalen Politiken der EU 
für Abweichungen von einem im Kern emanzipatorischen Friedens- und internati-
onalistischen Projekt. Die Abweichungen seien durch Reformen, für die es nur 

  
 

Diese Strategie ist seit ihrer Erfindung durch Jacques Delors vor mehr als 25 Jahren 
erfolglos. Die einstmals sozialen Komponenten, die vor allem dem skandinavischen 
und westeuropäischen Sozialstaatsmodell in den Nachkriegsjahrzehnten eigen 
waren, wurden und werden zwar nicht ausschließlich, aber doch auch in hohem 
Maß mithilfe der EU kontinuierlich abgebaut.  

Dieser Prozess soll irreversibel gemacht werden, indem der Neoliberalismus quasi 
verfassungsmäßig in den Verträgen verankert wird. Der Stabilitätspakt mit seiner 
verfas
EZB sind nur zwei Beispiele aus der Vielzahl von Regelungen eines Systems, das 
man als neoliberalen Konstitutionalismus bezeichnen kann. 

Dieser neoliberale Konstitutionalismus wäre  wenn man sich an die Verträge hält   
nur aufzubrechen, wenn es synchron in allen Mitgliedsländern entsprechende 
Mehrheiten dafür gäbe, da die Verträge nur einstimmig geändert werden können. 
Die Chancen, dass eine solche Konstellation jemals eintritt, liegen bei Null. Daher 
wird eine linke Alternative zur neoliberalisierten EU nur durch den Bruch mit den 
Europäischen Verträgen möglich sein. 

Da nun ein positives Zukunftsbild fehlt, schrumpft die linke Rechtfertigung für das 
Festhalten an einer Vertiefung der Integration darauf zusammen, dramatische 
Konsequenzen an die Wand zu malen, wenn man von diesem Kurs abrücken wür-
de: der Rückfall in die Welt der Nationalstaaten des 19./20. Jahrhunderts mit all  
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deren desaströsen Konsequenzen, incl. deutschem Hegemonialstreben. Dazu ruft 
man Grundwerte an, wie Internationalismus und Frieden, die emotional tief in linker 
Identität verankert sind.  

Kritik an der grundsätzlichen europapolitischen Orientierung wird in einer derart 
binären Logik dagegen unter den Verdacht gestellt, nationalistisch, rückwärtsge-
wandt, Querfront o.ä. zu sein. 

Integration durch Globalisierung  

Allerdings ist die Rückkehr zum Nationalstaat des 19./20. Jahrhunderts illusionär, 
selbst wenn man sie wollte. Denn die Dichte und Tiefe der ökonomischen, rechtli-
chen, kommunikativen und kulturellen Verflechtungen ist irreversibel. Sie ist nicht 
nur Resultat der europäischen Integration, sondern diese wird inzwischen durch 
einen anderen Integrationsprozess überlagert und überformt: die Globalisierung. 
Auch diese hat den Nationalstaat nicht abgeschafft, aber unter den Bedingungen 
der Globalisierung wäre Abschottung eines Nationalstaates von transnationalen 
Finanzmärkten, Güter- und Dienstleistungsströmen und Internet nur noch zum 
Preis einer Nordkoreanisierung zu haben.  

Supermacht Europa  die neue Rechtfertigung für Vertiefung der Integration 

Gleichzeitig liefe eine weitere Vertiefung der Integration nicht nur auf irreversible 
Verankerung des Neoliberalismus hinaus. Vor dem Hintergrund der Umbrüche des 
internationalen Systems hin zu einer polyzentrischen Welt und dem Ende der 500-
jährigen Dominanz Europas und seines nordamerikanischen Ablegers über den 

 

Uralte Topoi, wie der Untergang des Abendlandes, Russenangst oder die Gelbe Ge-
fahr

n-
schließen. Da kommt die Idee eines europäischen Superstaates als Supermacht in 
der neuen Weltordnung durch die Hintertür wieder herein. Dieses Mal auch ziem-
lich unverhüllt mit der militärischen Komponente. Das Argument entfaltet Anzie-
hungskraft bis in linke Kreise hinein.  

Das ist weder ein internationalistisches noch friedenspolitisches Projekt. Vielmehr 
erzeugt es neue Ausschließungen und ersetzt den Nationalismus der Deutschen, 
Franzosen etc. durch einen neuen Europatriotismus. Da könnten auch deutsche 

ein Groß-
kollektiv sein. Das Programm des Internationalismus heißt aber bekanntlich nicht 
Proletarier der Eurozone, vereinigt Euch!  

Da hinter dem angestrebten Staatswesen das Potential einer halben Milliarde Ein-
wohner und eine enorme technologische und ökonomische Macht stünde, hätten 
wir es tatsächlich mit einer Supermacht zu tun. Da es in der EU ohnehin von abge-
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halfterten Weltmächten nur so wimmelt, verwundert es nicht, wenn die Funktions-
lorenen Sta-

tus anstreben.  

Zwar besteht derzeit keine Gefahr, dass die Supermacht EU so schnell Wirklichkeit 
werden könnte. Die klügeren Anhänger einer vertieften Integration wären schon 
froh, wenn ihnen der Laden nicht um die Ohren fliegt. Dennoch ist die Linke gefor-
dert, sich zu diesem neuen Narrativ zu verhalten. 

Wider die binäre Logik 

Gegenüber der Scheinalternative der Rückkehr ins 19./20. Jhdt. und der negativen 
Utopie der Vereinigten Staaten von Europa sollte sich die Linke einen Dritten Weg zu 
eigen machen. Dessen wesentliche Elemente wären: 

a. Flexibilisierung nach innen 
b. Öffnung nach außen 
c. Variable Geometrie der Zusammenarbeit. 

Flexibilisierung nach innen bedeutet: selektiver Rückbau der Integration, z.B. in der 
Währungsfrage und selektive Vertiefung in anderen Fragen, z.B. nachhaltige Ener-
giepolitik. Sie bedeutet auch Stärkung von Dezentralisierung, Regionalisierung, 
Subsidiarität und Pluralität von ökonomischen und gesellschaftspolitischen Model-
len. 

Öffnung nach außen heißt: Ersetzung der geopolitisch motivierten Assoziierungs-
abkommen (Ukraine!) und Erweiterungspolitik durch echte Partnerschaft mit 
Nachbarregionen wie Nordafrika, Türkei, Russland und der Eurasische Union, sowie 
die Akzeptanz des Grundfaktums, dass die EU ein Staatenbündnis und kein Bunde-
staat ist. 

All dies könnte in wechselnden Koalitionen, in einer variablen Geometrie, wie es im 
Jargon heißt, stattfinden. Wer Austeritätspolitik ablehnt, soll nicht dazu gezwun-
gen werden. Wer Sanktionen gegen Russland nicht gut findet, muss nicht mitma-
chen. Das Verfahren der sog. Vertieften Zusammenarbeit (Enhanced Cooperation 
Procedure) sieht solche Möglichkeit schon jetzt vor, allerdings unter zu restriktiven 
Auflagen. Die Finanztransaktionssteuer wird derzeit in diesem Rahmen von elf 
Ländern implementiert. 

Wie realistisch ist das? 

 ist 
unter realpolitischer Perspektive unerreichbar. Wie aber steht es mit dem hier skiz-
zierten Dritten Weg? Linke Positionen sind gegenwärtig, egal bei welchem Thema, 
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nicht durchsetzbar. Insofern wird dieser Vorschlag die Linke nicht aus ihrem gene-
rellen Elend erlösen. Aber immerhin könnte man:  

a. diskursive Gegenmachtpositionen in der Europadebatte aufbauen, 
b. aus dem Schatten von Grünen und SPD heraustreten, 
c. das diffuse Unbehagen der Bevölkerung von links her aufnehmen,  
d. der Rechten die prinzipielle EU-Kritik streitig machen. 

Zudem sind die Funktionseliten in dieser Sache gespalten (s. Brexit, also Austritt 
Großbritanniens aus der Europäischen Union). Die Kräfteverhältnisse sind daher 
machtpolitisch nicht völlig hoffnungslos. 

Für den Fall, dass linke Regierungen in mehreren Ländern gleichzeitig regieren, 
könnte eine kritische Masse an Gegen- oder zumindest Blockademacht entstehen. 
Freilich müssten diese Regierungen und die sie unterstützenden gesellschaftlichen 
Kräfte zu dem bereit sein, was ohnehin schon lange und ständig von Regierungen 
und EU-Institutionen gemacht wird: den Bruch mit den Verträgen wagen. 

Dass ein solcher Bruch etwas bewirkt, zeigen die vertragswidrige Blockadehaltung 
Osteuropas in der Flüchtlingspolitik  in der Sache reaktionär  oder die Isolierung 
Deutschlands im EZB-Rat bei der statutenwidrigen Staatsfinanzierung der Krisen-
länder  in der Sache vernünftig.  

Dieser Ansatz, natürlich mit linken Inhalten kombiniert, würde neue politische 
Perspektiven für die Linke und womöglich auch eher Erfolgsaussichten eröffnen als 

 

Vor allem aber ist eine gesteuerte und kooperative Flexibilisierung der EU besser, 
als eine chaotische Explosion oder ein Durchmarsch der Rechtspopulisten. 
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Es droht über uns der blutrote Mond1 
Leben mit der Bombe 

von Heidrun Hegewald 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                                    

1 Quelle: Heidrun Hegewald: Ich bin, was mir geschieht, Berlin 2011. 
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Der Hauptfeind steht im eigenen Land 
Zur Friedenspolitik der Partei DIE LINKE 

von Tobias Pflüger 

Am 4. Dezember 2015 wurde im Bundestag beschlossen, dass bis zu 1.200 Solda-
tinnen und Soldaten in einen Einsatz um Syrien geschickt werden. Es ist der dritte 
direkte Angriffseinsatz der Bundeswehr, nach der Teilnahme Deutschlands am 
NATO-Angriffskrieg gegen Jugoslawien 1999 und dem Start des sogenannten 
Krieges gegen den Terror 2001 unter anderem mit der Stationierung der Bundes-
wehr in Afghanistan. Dieser Syrien-Einsatz der Bundeswehr ist ein erneuter grund-
legender Einschnitt in der deutschen Außenpolitik. Deutschland befindet sich da-
mit abermals im Krieg. Und wiederum, wie schon 1999 und 2001, soll der Einsatz 
nicht Krieg genannt werden. Die Regierungsfraktionen CDU/CSU und SPD bege-
hen manche Pirouette, um dem Wort Krieg auszuweichen.  Wenn man sich die 
Begründungen für diesen neuen Kriegseinsatz anhört, fühlt man sich zeitlich zu-
rückversetzt, als vor 14 Jahren die Regierung Schröder/Fischer nach den Anschlä-
gen von New York und Washington am 11. September 2001 die deutsche Kriegs-
teilnahme mit der Formulierung der »uneingeschränkten Solidarität« (Schröder) 
am »ewig dauernden« »Krieg gegen den Terror« (Georg W. Bush) ausrief. Diesmal 
ist es die angebliche »Solidarität mit Frankreich« nach den terroristischen Aktionen 
in Paris vom 13. November 2015, dem nun Solidarität gezollt werden soll. 

Hier macht die 
Bundesregierung 
drei ganz offen-
sichtliche und 
bewusste Fehler: 
Erstens werden die 
terroristischen 
Anschläge in Paris 
so interpretiert, als 
ob es sich um mili-
tärische Angriffe 
gehandelt habe 
und deshalb eine militärische Reaktion notwendig sei. Zweitens werden die An-
schläge als »von außen organisiert« interpretiert und damit die Begründung gelie-
fert, warum nun Syrien bombardiert werden müsse. Drittens wird gesagt, man 
müsse mit dem Staat Frankreich solidarisch sein und deshalb die Bitte auf militäri-
schen Beistand gegenüber Frankreich umsetzen. Alle drei Begründungen sind 
falsch: Es war kein militärischer Angriff am 13. November in Paris, auf terroristische 
Anschläge muss mit polizeilichen, nicht mit militärischen Mitteln reagiert werden. 
Es waren auch keine Anschläge »von außen«, die Attentäter waren französische 
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oder belgische Staatsbürger. Und drittens, Solidarität brauchen die Opfer der At-
tentate, nicht das Land, in dem sie lebten. 

Zu den 1.200 Soldatinnen und Soldaten im Syrien-Einsatz kommt nun eine Erhö-
hung der Anzahl der Soldatinnen und Soldaten im Mali-Einsatz, und parallel wird 
der Afghanistan-Einsatz, der eigentlich 2014 beendet werden sollte, wieder aufge-
stockt und wieder zu einem eindeutigen Kampf- (und Ausbildungs-)Einsatz hoch-
gestuft. Die Einsätze in Mali und Afghanistan sind auch eindeutig militärische 
Kompensationen und Entlastungen unter anderem für Frankreich (und die USA), 
dass diese den Krieg gegen den IS (Islamischer Staat) oder »Daesch« intensiver 
führen können. 

Interessant ist, dass die französische Regierung sich nicht  wie von vielen zuerst 
erwartet  auf den NATO-Bündnisfall (Artikel 5) berufen hat, sondern sich bei der 
Einforderung militärischer Solidarität auf Artikel 42.7 des Lissabon-Vertrages der 
Europäischen Union bezog. (Auch wenn es nur eine Deklaration der EU-Gremien 
und keinen förmlichen Beschluss dazu gab und die eigentliche Solidaritätsklausel 
[Artikel 222] des EU-Vertrages gar nicht in Anspruch genommen wurde.) Das hat 
mehrere Gründe: Erstens ist der NATO-Bündnisfall nach 9/11 immer noch in Kraft 
(und insofern kann darauf immer rekurriert werden), und zweitens ist damit ein 
weiterer institutioneller Rahmen (EU) für Militäreinsätze »aufgemacht« worden. 

Zu den bisher genannten Bundeswehreinsätzen kommen derzeit weitere 16 Eins-
ätze der Bundeswehr weltweit mit über 3.000 Soldaten dazu. 

Geopolitisch ist offensichtlich, dass Deutschland (wieder) »mitspielen« will. Es gibt 
wesentliche geopolitische Entwicklungen: das Agieren der türkischen Regierung 
im eigenen Land und im benachbarten (vor allem in den mehrheitlich kurdisch 
bewohnten Regionen von) Syrien und das Bomben der russischen Regierung in 
Syrien, das rechtlich anders, aber moralisch und politisch ähnlich wie die anderen 
Bombardierungen (der USA, Frankreichs, Saudi-Arabiens etc.) zu bewerten ist. Und 
zudem sind die Aufrüstung der NATO und ihre umfangreichen Manöver gegen 
Russland im Kontext der Ukrainekrise nicht zu Ende. 

Was bedeutet diese Situation nun für uns (als LINKE)? 

1. Die bundesdeutsche Gesellschaft wird wieder mehr geprägt sein von Krieg und 
der Auseinandersetzung um Krieg: Krieg wird zwar »außen« geführt, muss aber 
»innen« durchgesetzt und legitimiert werden. Das heißt, es ist mit mehr Präsenz 
von Militär vor Ort und in den Medien zu rechnen; mehr Manöver, mehr Kriegsbe-
richte und mehr Kriegspropaganda. Der Syrien-Einsatz ist offensichtlich nicht 
beliebt in der Bevölkerung, erste Umfragen zeigen eine gespaltene Gesellschaft 
bezüglich der Zustimmung oder sogar mehrheitliche Ablehnung. Für uns LINKE 
bedeutet das, dass wir bei allen (sozialen) Auseinandersetzungen das Thema Krieg 
mit benennen müssen. Kürzungen im Militärbereich wird es so schnell nicht geben. 
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Hier wird die »Schwarze Null« des eisernen Sparens nicht gelten, in sozialen Berei-
chen aber schon. Und wir müssen der Medienberichterstattung, die kriegstreibend 
ist, Gegeninformationen entgegensetzen. Auch hat DIE LINKE eine besondere Auf-
gabe bei der Kritik der Kriegspolitik, im Gegensatz zur hoffentlich wieder aufkom-
menden Friedensbewegung werden die Stimmen der Partei und Bundestagsfrak-
tion wenigstens in den Massenmedien manches Mal wiedergegeben. Das heißt 
dann auch, dass die LINKE Partei auf allen Ebenen sich für den Wiederaufbau einer 
starken Friedensbewegung (bundesweit und vor Ort) einsetzen muss. (Das schnelle 
Agieren in Berlin und überall im Land gegen den Beschluss des Syrien-Einsatzes 
zeigt, dass die LINKE Partei hier durchaus gut aufgestellt ist.) 

2. Krieg geht einher mit der Einschränkung von Grundrechten. Dass zum Beispiel in 
Frankreich linke Klima-Aktivisten während des Klimagipfels in Paris Hausarrest 
erteilt wurde, zeigt, dass gegen diejenigen vorgegangen wurde, die sich gegen die 
Einschränkung von Grundrechten im Zeichen des Krieges wehren. Auch andere 
Grundrechte wurden nach den Anschlägen von Paris einfach suspendiert. Wir müs-
sen in Deutschland solche (weiteren) Grundrechtseinschränkungen (gemeinsam 
mit der Demokratiebewegung) verhindern. Die Vorratsdatenspeicherung ist leider 
beschlossen, sie wird angewandt werden  auch gegen Linke. Der Einsatz der Bun-
deswehr im Innern ist inzwischen  nach dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts  möglich, bisher wollen die Innenminister diesen Einsatz (noch) nicht. (Wei-
tere) Einschränkungen des Demonstrationsrechts dürfen nicht sein. 

3. Die bundesdeut-
sche Gesellschaft 
ist seit der Zunah-
me von zu uns 
kommenden 
Flüchtlingen deut-
lich polarisierter. 
Einerseits gibt es 
immer mehr Über-
griffe auf Flüchtlin-
ge und ihre Unterkünfte, es gibt immer mehr im Kern rassistische Demonstratio-
nen, ob von Pegida oder von der AFD organisiert. Andererseits engagieren sich 
sehr viele Menschen für Flüchtlinge. Dies geschieht trotz oder auch wegen des 
offensichtlichen Staatsversagens (Stichwort Lageso in Berlin und vieles andere 
mehr). Die Bundesregierung verschärft die Asylgesetze weiter, selbst Afghanistan 
gilt als »sicherer Herkunftsstaat«, bei Syrerinnen und Syrern werden wieder die 
Einzelfälle genauestens geprüft, und die Abschiebemaschinerie zuerst in die Bal-
kanländer läuft an. Unsere zentrale Aufgabe ist es hier, die Flüchtlingsfrage mit der 
Kriegsfrage zu verbinden: Warum fliehen die Menschen? Das hat etwas mit Krieg zu 
tun. Das hat auch damit zu tun, dass Krieg in ihren Ländern geführt wird, dass 
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Deutschland Krieg führt und Waffen liefert. Es ist doch zynisch Bundeswehrmissio-
nen im Kosovo oder in Afghanistan und nun Syrien zu haben und zugleich diese 
Länder als »sichere Herkunftsländer« einzustufen und dorthin Menschen abzu-
schieben. DIE LINKE ist und muss es bleiben: die Partei, die Flüchtlingen politisch 
und direkt hilft, die Abschiebemaschinerie stoppt und deutlich macht: Krieg ist ein 
wesentlicher Fluchtgrund. Auch deshalb ist eine Kriegsteilnahme Deutschlands 
falsch. 

4. Der Krieg beginnt hier. Kriege können nur geführt werden, wenn die entspre-
chenden Soldaten und ihre Waffen ins Kriegsgebiet gelangen. Unsere Aufgabe ist 
es auch, darauf hinzuweisen, wo die Bundeswehrstandorte sind, von denen Krieg 
geführt wird: Tornados sind zum Beispiel in Jagel oder Büchel (da, wo auch die 
Atomwaffen lagern) stationiert. Das geplante Kriegsschiff der Marine hat einen 
Heimathafen. Zugleich tritt die Bundeswehr mit einer neuen Werbekampagne in 
der Gesellschaft auf, die Bundeswehr »muss« für ihre Einsätze Menschen rekrutie-
ren. Nach wie vor ist es richtig, sich gegen die Bundeswehr an Schulen zu wehren. 
Auch die US-amerikanische Armee hat in Deutschland Schlüsselstandorte wie 
Ramstein, Spangdahlem, das Africom oder das Eucom oder die Einrichtungen in 
Wiesbaden, ohne die (Drohnen-) Krieg nicht möglich wäre. Aktionen vor diesen 
Orten der Kriegsunterstützung sind richtig und notwendig. Alle Bundeswehr-
standorte eignen sich dafür. Ein Krieg ohne den Export und die Produktion von 
Waffen ist unmöglich, also sollten wir uns weiterhin für einen Stopp aller Rüs-
tungsexporte einsetzen und die Orte der Rüstungsproduktion klar benennen. Auch 
dort sind Aktionen Ort sinnvoll. DIE LINKE ist für eine Umwandlung militärischer in 
zivile Produktionen. Für eine Reihe von Bundesländern gibt es inzwischen »Rüs-
tungsatlanten«. 

Der Syrien-Einsatz der Bundeswehr verschärft die Situation in Fragen von Krieg und 
Frieden für das Jahr 2016 erheblich. Insgesamt gilt es  101 Jahre nach der Kriegs-
ablehnung Karl Liebknechts im Reichstag , dass wir uns besonders mit der deut-
schen Rolle kritisch auseinandersetzen müssen. 
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Welche Friedensbewegung brauchen wir? 
von Reiner Braun  

Frieden braucht Bewegung 

Das größte Manko der Friedensbewegung ist zur Zeit ihre mangelnde Mobilisie-
rungsfähigkeit. Wir brauchen Ramstein 100fach! Wir waren vor Ende September 
1.500 Demonstrierende in Ramstein, die größte Protestaktion in Ramstein in den 
letzten 20 Jahren - in einer fantastisch-solidarischen Atmosphäre des Aufbruchs - 
und wir brauchen dieses Ramstein hundertfach, und eigentlich an jedem Ort dieser 
Republik. Wir brauchen eine Friedensbewegung in Aktion, die als zentralen Punkt 
hat, dass von deutschem Boden kein Krieg ausgehen darf und alles verhindert 
werden muss, was Kriege möglich macht.  

Damit steht auch die NATO zur Disposition, damit ist die Ablehnung aller Atomwaf-
fen ein Schwerpunkt der Aktionen, und damit steht, dass jegliche weitere Aufrüs-
tung in diesem Lande verhindert werden muss. Also: Abrüstung und mehr Geld für 
Soziales, Bildung, Gesundheit und internationalen Klimaschutz. 

Friedensbewegung ist eine Bewegung ohne Ausgrenzung 

Diese Friedensbewegung muss alle einschließen, die sich gegen Krieg, für Frieden 
engagieren. Ohne Ausgrenzung, ohne Gesinnungsprüfung. Die, die bereit sind, mit 

der Nazi-Ideologie Gewalt und Krieg untrennbare Bestandteile sind. Deswegen ist 
Engagement gegen Krieg  und dafür treten wir ein  prinzipiell und grundsätzlich 
antifaschistisch. Taktische Versuche der Rechtsradikalen, sich als friedlich zu tarnen, 
müssen immer entlarvt werden. Sie sind verlogen und widerlich. Die Rechtsradika-
len und Faschisten haben mit uns nichts zu tun. Dieses Anwanzen von rechts au-
ßen ist aber auch nichts Neues und wurde von der Friedensbewegung immer sou-
verän mit Ausschluss beantwortet. Für Hysterie besteht kein Grund, wohl aber zur 

Betonung der eige-
nen Friedenspositio-
nen und damit auch 
immer der Solidarität 
mit den Flüchtenden 
und Asylanten.  

Angemerkt sei aber 
auch noch  die auch 
in die Linke hinein-
wirkende  scheinbar 

n-
de Propaganda der 
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und verleumdend gegen die Friedensbewegung wirken. 

Wir wollen aber  und das ist mein letzter Punkt in der Einführung , dass diese 
Friedensbewegung ihr Gesicht total verjüngt. Und dafür sind wir, die Älteren, mit-
verantwortlich. Wir müssen helfen, dass eine neo-liberal erzogene oder beeinfluss-
te Jugend, Grundgedanken der Solidarität, des Interessenkampfes, des Eintretens 
und des Engagements wieder anerkennt und damit Individualismus und Ellbo-

Einstiegsticket für individuelles Engagement, aber wir müssen mit den Grundge-
danken der Solidarität gegen den Zeitgeist für kontinuierliches Engagement wer-
ben. Deshalb heißt 100 Jahre nach Zimmerwald, ähnlich wie in Zimmerwald 1915: 

renen, Ausgegrenz-
ten eine große europäische Massenbewegung wurde, die Regierungen und über-
lebte Systeme stürzte, haben wir auch heute unter ganz anderen  vielleicht aber 
bei der Grundposition der Neuaufteilung der Welt doch nicht so anderen  Bedin-
gungen die Herausforderung, eine Friedensbewegung als weltweite Massenbewe-
gung in unserem Land mit zu entwickeln. Wir wollen nicht so weit gehen, dass wir 
die Systeme stürzen. Aber wir wollen eine Gegenmacht sein, die den Frieden auf-
baut und mindestens dazu beiträgt, die Institution Krieg zu bannen. Das ist unsere 
strategische Herausforderung.  

Rolle der Partei Die LINKE 

Die LINKE ist ein unverzichtbarer Bestandteil der überparteilichen Friedensbewe-
gung und eine Errungenschaft für dieses Land. Die LINKE muss in den Parlamenten 
als Anti-Kriegspartei gestärkt werden. Das Auftreten der LINKEN im Parlament ist 
für die Friedensbewegung und für eine Öffentlichkeit gegen Krieg unverzichtbar, 
und die Zusammenarbeit sollte ausgebaut werden. Dabei hat eine politische Partei 
und eine Bewegung unterschiedliche Funktionen und Aufgabenstellungen, sie 

so dass keine Seite überfordert wird. Da können wir sicher auch noch vieles von 
Bewegungen/ Parteien wie Podemos, Syriza, etc. lernen. 

Ich könnte mir viele ihrer Beiträge im Parlament zugespitzter und klarer vorstellen, 
aber diese Beträge sind unverzichtbar in einem Parlament, das jeden Kriegseinsatz 
mit großer Mehrheit absegnet! Meine Kritik ist eigentlich die Kritik, die die LINKE 
selbst in ihrem eigenen Parteiprogramm schreibt: Die LINKE ist Teil der außerpar-
lamentarischen, sozialen Bewegung in diesem Land, die sie entscheidend für ge-
sellschaftliche Veränderungen hält. Und dort in den außerparlamentarischen Aus-
einandersetzungen vermisse ich die LINKE  jetzt will ich gerne streiten  oft oder 
manchmal. Ich stelle eine Parlamentarisierung der Partei Die LINKE fest, wobei 
Parlamentarisierung für mich Überbetonung des bürgerlichen Parlamentarismus 
mit seinen strukturellen Einbindungen meint. Und  mal zugespitzt zu Berlin  sehe 
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ich sie viel zu oft sogar auf der falschen Seite. Was ich mir wünsche ist, dass nicht 
nur ihr, die Mitglieder der LINKEN hier in diesem Raum, die ich alle als aktive Frie-
denskämpferinnen und Friedenskämpfer kenne, weiterhin aktiv seid, sondern, dass 
die LINKE als Gesamtorganisation und in den vielen Einzelstrukturen wieder Impul-
se gibt, jede und jeder in seinem Umfeld. Gibt es in dem Arbeitsgebiet der Basisor-
ganisation auch eine Friedensinitiative? Kann ich sie mitgründen? Kann ich bei 
dieser Entwicklung mithelfen? Wie kann ich die Ressourcen über die die LINKE und 
ihr Umfeld  und damit meine ich auch die Rosa-Luxemburg-Stiftung  für die 
Friedensbewegung, für Aktionen und Aktivitäten verfügen, in viel größerem Um-
fang auch für Bildungsarbeit einsetzen? Ich plädiere, über folgendes nachzuden-
ken: Überlegt bitte, wie in der jetzigen Situation, wo die Frage nach Krieg und Frie-
den so zugespitzt steht, wieder stärker Aktivitäten von unten, mit Hilfe der LINKEN 
und Mitglieder der LINKEN entwickelt werden können.  

Ein letzter Gedanke: Eine Partei Die LINKE, die keine Anti-Kriegs-Partei ist, macht 
sich meiner Meinung nach sofort und ganz schnell überflüssig. 

Zu den Aktionen der Friedensbewegung: der Friedenswinter 2014/2015 und die 

Perspektive der Friedensbewegung 

Ich will noch einmal etwas zur Debatte über die oder über verschiedene Teile einer 
Friedensbewegung sagen. Ich bin, glaube ich, einer der am meisten Geprügelten in 
den Diskussionen und Aktionen um den Friedenswinter. Und was wir hier auf die-
sem Podium als zugespitzte Kontroverse erleben, das spiegelt eine Realität wieder, 
mit der wir uns auseinander setzen müssen. Und wir müssen uns überlegen, wie 
wir mit dieser Realität umgehen. Der erste Punkt zum Umgang mit dieser Realität 
ist, diese zu erkennen und zu versuchen, eine Form der Solidarität in dieser Ausei-
nandersetzung wieder zu entwickeln  wie wir sie schon einmal gehabt haben. 
Jetzt müssen wir uns angesichts der Kriegsgefahr überlegen  und wir diskutieren 
nicht in einem luftleeren Raum oder weil es so schön ist oder weil wir nichts Besse-
res zu tun haben, sondern wir sind hier, weil wir um den Frieden in dieser Welt 
fürchten und wissen was Krieg bedeutet  wie wir mit dieser Position umgehen 
und was wir entwickeln können, um Schritte aus dieser Konfrontation herauszuge-
hen. Unterbleiben sollten Diffamierungen, online und offline. Diffamierungen 
kommen  und so sollte es wieder werden  nur vom Gegner, von den Kriegsbe-
fürwortern, den politischen oder die diese Politik beschreibenden sogenannten 
Qualitätsmedien. 

Und dann will ich mal drei Punkte sagen, die für mich nicht in Fragen kommen:  

1. Für mich kommt erstens nicht in Frage, die sich etabliert habenden, in neuen 
Strukturen zusammen arbeitenden Reste/ Aktiven der ehemaligen Montags-
mahnwachen vom Frühjahr 2014, weil irgendwann sie irgendwer als Grenz-
gänger bezeichnet hat, auszugrenzen. Das kommt für mich nicht in Frage. Sie 
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sind ein aktiver, junger Teil der Friedensbewegung und gehören zu uns und 
haben spätestens in Ramstein vor einer Woche bewiesen, was sie mit bewegen 
können  auf friedenspolitscher Grundlage. Ich spreche bewusst von ehemali-
ger Mahnwachen-Bewegung, nicht nur weil sie zur Zeit auch keine große An-
zahl von Menschen mobilisieren kann, sondern weil ihre spontanen dezentra-
len Strukturen vom März/Mai 2014 sich entwickelt haben. Lokale Gruppen än-
derten ihren Namen, mehrere bundesweite Vernetzungen entstanden. Dabei 

 und uns am 
nächsten stehender Zusammenschluss. Wesentliche friedenspolitische Grund-
aussagen sind zu mindestens kompatibel. Sie sind ein aktiver Partner in den Ak-
tionen gegen Ramstein. Interessant ist aber auch der, u.a. von den Freidenkern 
initiierte Zusammenschluss aus Teilen der alten Friedensbewegung und Teilen 
aus den alten Mahnwachen-Strukturen, die sich die Kritik und Abschaffung der 
NATO als wesentliches Aufgabengebiet gestellt haben. Bundesweite Zusam-
menschlüsse, wie Friedensfusion, endgame (lokal sehr unterschiedlich) sind 
sich in vielen Punkten zu kritisieren, aber Diskussionen mit ihnen (mindestens 
mit Menschen, die dort aktiv sind) würde ich ungern abbrechen. Diese Vielfalt 

dann nur in gedachten Anführungszeichen zu verwenden. Die Zeit hat auch 
hier einiges wenn nicht  vieles verändert. Es ist bezeichnend, dass die Kritiker 
dies nicht zur Kenntnis nehmen.  

2. Für mich kommt als Zweites nicht in Frage: Auf die Friedensbewegung, wie sie 
sich in den letzten 20 Jahren entwickelt hat, in der scharfen Auseinanderset-
zung mit den Kriegsbefürwortern im Jugoslawien-Krieg, zu verzichten. Das Nein 
zum Krieg  wie verlogen, demagogisch er auch immer begründet wird  ist ei-
gentlich die Grundlage dieser Friedensbewegung, wie sie heute noch existiert. 
Diese Friedensbewegte haben nämlich Mut bewiesen, als Sozialdemokraten 
und Grüne ins Kriegslager übergelaufen sind und wir alleine standen. Wir ha-
ben damals viele, auch gute FreundInnen verloren  sei es auch nur in die Pas-
sivität. Die geschwächte, ja teilweise gespaltene, auch demotivierte Friedens-
bewegung ist auf die Straße gegangen und hat die Stimme immer wieder ge-
gen den Krieg erhoben. Sie arbeitet aktiv bis heute. Sie hat eine hohe Kompe-
tenz. Sie hat eine gute Infrastruktur. Sie ist nicht besonders mobilisierungsfähig. 
Sie ist ein bisschen gealtert, auch ein bisschen verkrustet und ein bisschen nach 
innen gerichtet, aber sie ist wichtig. Wir brauchen sie, wenn wir etwas Neues 
entwickeln wollen. Wir brauchen sie, um weiter zu kommen. 

3. Was sind denn drittens Punkte, auf welche wir uns verständigen können? Dabei 
müssen beide Seiten, die sich in dem Friedenswinter scheinbar antagonistisch 
gegenüberstanden, ein bisschen springen. Verständigen können wir uns, glau-

Dies kann ein einigender Kristallisationspunkt sein. Jetzt dürfen wir beide Sei-
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ten, die ich versucht habe zu skizzieren, nicht überfordern. Wir müssen versu-
chen, über kluge Bündnisse, über Personen und Organisationen für Sach-
Friedens-Angelegenheiten zu gemeinsamen Aktionen zu kommen. Mir scheint, 

-
entwickelt haben, eine gute Grundlage ist. Und das sollten wir ausbauen und 
wir sollten auch überlegen, wie wir das entwickeln können für Kalkar, für Gra-
fenwöhr, für Büchel, für die vielen anderen Orte in diesem Lande, wo es um 
Krieg und Frieden geht. Keinen überfordern, sondern Gemeinsamkeiten suchen 
und darum ringen, dass sich diese in Aktionen zum Ausdruck bringen. Und wir 
haben in Ramstein vor 14 Tagen bewiesen, dass es geht. Noch nicht mit allen, 
aber mit mehr als in der Vergangenheit. Und in diese Richtung möchte ich plä-
dieren, in Anerkennung des Grundkonflikts, den wir nicht sofort überwinden 
werden, weiter zu gehen und nächste Schritte zu suchen. Und mit einer neuen 
Ausstrahlungskraft, die ein solches Bündnis erreichen kann, kommen wir dann 
auch weiter in Richtung, Partner bei Gewerkschaften, Kirchen und Umweltor-
ganisationen zu finden. Nur eine eigenständig aktionsfähige Friedensbewe-
gung gewinnt Partnerinnen und Partner. 

Fazit ist für mich: wir 
müssen den so schwie-
rigen Versuch des Brü-
ckenbauens wagen, in 
einer Situation, die ich 
selber - auch emotional 
- als so festgefahren und 
als so kompliziert über-
windbar empfinde wie 
selten zuvor in den 
mehr als 30 Jahren, die 
ich dabei bin. Ich wende 
mich an alle, auf diesem komplizierten Weg des Wieder-Aufeinander-Zugehens 
mitzuhelfen, ohne den Anderen oder die Andere zu überfordern, die nächsten 
Schritte zu machen und dann wirklich zu weiteren großen Aktionen zu kommen, 
die wir so dringend brauchen, wie irgendetwas. Und jede gemeinsame große Akti-
on und größere Aktion erhöht natürlich die Attraktivität und die Gemeinsamkeit 
für weitere Schritte: Diesen Weg müssen wir gehen. Das ist der einzige, der mir 
einfällt, damit das halbwegs erfolgreich funktionieren kann.  
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Anhang 

Vom 05. bis 08. September 1915 kam in dem Schweizer Dorf Zimmerwald bei Bern die 
erste sozialistische Konferenz von Internationalistinnen und Internationalisten gegen 
den Krieg zusammen. An ihr nahmen 38 Delegierte aus 12 Delegationen aus Ländern 
und Regionen teil. Einstimmig verabschiedeten sie das Zimmerwalder Manifest, nach-

e-
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ä-

ren Ma  

 

Zimmerwalder Manifest 

Proletarier Europas! Mehr als ein Jahr dauert der Krieg. Millionen von Leichen be-
decken die Schlachtfelder, Millionen von Menschen wurden für ihr ganzes Leben 
zu Krüppeln gemacht. 

Europa gleicht einem gigantischen Menschenschlachthaus. Die ganze, durch die 
Arbeit vieler Generationen geschaffene Kultur ist der Verwüstung geweiht. Die 
wildeste Barbarei feiert heute ihren Triumph über alles, was bis jetzt den Stolz der 
Menschheit ausmachte. 

Welches auch immer die Wahrheit über die unmittelbare Verantwortung für den 
Ausbruch dieses Krieges sei  das eine steht fest: Der Krieg, der dieses Chaos er-
zeugte, ist die Folge des Imperialismus, des Strebens der kapitalistischen Klassen 
jeder Nation, ihre Profitgier durch die Ausbeutung der menschlichen Arbeit und 
der Naturschätze des ganzen Erdballs zu nähren. 

Wirtschaftlich rückständige oder politisch schwache Nationen fallen dabei der 
Unterjochung durch die Großmächte anheim, die in diesem Kriege versuchen, die 
Weltkarte ihrem Ausbeutungsinteresse entsprechend mit Blut und Eisen neu zu 
gestalten. 

So droht ganzen Völkern und Ländern, wie Belgien, Polen, den Balkanstaaten, Ar-
menien, das Geschick, als Beutestücke im Spiel der Kompensationen, ganz oder in 
Teile zerrissen, annektiert zu werden. 

Die treibenden Kräfte des Krieges treten in seinem Verlauf in ihrer ganzen Nieder-
tracht hervor. Fetzen um Fetzen jenes Schleiers fällt, mit dem der Sinn dieser Welt-
katastrophe vor dem Bewusstsein der Völker verhüllt wurde. 

Die Kapitalisten aller Länder, die aus dem vergossenen Blut des Volkes das rote 
Gold der Kriegsprofite münzen, behaupten, der Krieg diene der Verteidigung des 
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Vaterlandes, der Demokratie, der Befreiung unterdrückter Völker. 

Sie lügen. In Tat und Wahrheit begraben sie auf den Stätten der Verwüstung die 
Freiheit des eigenen Volkes mitsamt der Unabhängigkeit anderer Nationen. 

Neue Fesseln, neue Ketten, neue Lasten entstehen, und das Proletariat aller Länder, 
der siegreichen wie der besiegten, wird sie zu tragen haben. Hebung des Wohl-
standes ward beim Ausbruch des Krieges verkündet  Not und Entbehrung, Ar-
beitslosigkeit und Teuerung, Unterernährung und Volksseuchen sind das wirkliche 
Ergebnis. 

Auf Jahrzehnte hinaus werden die Kriegskosten die besten Kräfte der Völker ver-
zehren, die Errungenschaften der sozialen Reformen gefährden und jeden Schritt 
nach vorwärts verhindern. 

Kulturelle Verödung, wirtschaftlicher Niedergang, politische Reaktion  das sind die 
Segnungen dieses gräuelvollen Völkerringens. 

So enthüllt der Krieg die nackte Gestalt des modernen Kapitalismus, der nicht nur 
mit den Interessen der Arbeitermassen, nicht nur mit den Bedürfnissen der ge-
schichtlichen Entwicklung, sondern mit den elementaren Bedingungen der 
menschlichen Gemeinschaft unvereinbar geworden ist. 

Die herrschenden Gewalten der kapitalistischen Gesellschaft, in deren Händen das 
Geschick der Völker ruhte, die monarchischen wie die republikanischen Regierun-
gen, die Geheimdiplomatie, die mächtigen Unternehmerorganisationen, die bür-
gerlichen Parteien, die kapitalistische Presse, die Kirche  sie alle tragen das volle 
Gewicht der Verantwortung für diesen Krieg, welcher aus der sie nährenden und 
von ihnen geschützten Gesellschaftsordnung entstanden ist und für ihre Interes-
sen geführt wird. 

Arbeiter! Ausgebeutet, entrechtet, missachtet nannte man euch beim Ausbruch 
des Krieges, als es galt, euch auf die Schlachtbank, dem Tode entgegenzuführen, 
Brüder und Kameraden. Und jetzt, da euch der Militarismus verkrüppelt, zerfleischt, 
erniedrigt und vernichtet, fordern die Herrschenden von euch die Preisgabe eurer 
Interessen, eurer Ziele, eurer Ideale, mit einem Wort: die sklavische Unterordnung 
unter den Burgfrieden. 

Man beraubt euch der Möglichkeit, eure Ansichten, eure Gefühle, euren Schmerz 
zu äußern, man verwehrt es euch, eure Forderungen zu erheben und sie zu vertre-
ten. 

Die Presse geknebelt, die politischen Rechte und Freiheiten mit Füßen getreten  
so herrscht heute Militärdiktatur mit eiserner Faust. 

Diesem Zustand, der die gesamte Zukunft Europas und der Menschheit bedroht, 
können und dürfen wir nicht weiter tatenlos gegenüberstehen. Jahrzehntelang hat 
das sozialistische Proletariat den Kampf gegen den Militarismus geführt. Mit wach-
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sender Besorgnis beschäftigten sich seine Vertreter auf ihren nationalen und inter-
nationalen Tagungen mit der aus dem Imperialismus immer bedrohlicher hervor-
gehenden Kriegsgefahr. 

Zu Stuttgart (1907), zu Kopenhagen (1910), zu Basel (1912) haben die internationa-
len sozialistischen Kongresse den Weg gezeichnet, den das Proletariat zu betreten 
hat. 

Sozialistische Parteien und Arbeiterorganisationen verschiedener Länder, die die-
sen Weg mitbestimmten, haben die daraus fließenden Verpflichtungen seit Beginn 
des Krieges missachtet. Ihre Vertreter haben die Arbeiterschaft zur Einstellung des 
Klassenkampfes, des einzig möglichen und wirksamen Mittels der proletarischen 
Emanzipation, aufgefordert. 

Sie haben den herrschenden Klassen die Kredite zur Kriegsführung bewilligt, sie 
haben sich den Regierungen zu den verschiedensten Diensten zur Verfügung ge-
stellt, sie haben durch ihre Presse und ihre Sendboten die Neutralen für die Regie-
rungspolitik ihrer Länder zu gewinnen versucht, sie haben den Regierungen sozia-
listische Minister als Geiseln zur Wahrung des Burgfriedens ausgeliefert, 

und damit haben sie vor der Arbeiterklasse, vor ihrer Gegenwart und ihrer Zukunft 
die Verantwortung für diesen Krieg, für seine Ziele und Methoden übernommen. 
Und wie die einzelnen Parteien, so versagte die berufenste Vertretung der Sozialis-
ten aller Länder: das internationale sozialistische Büro. 

Diese Tatsachen haben es mitverschuldet, dass die internationale Arbeiterklasse, 
die der nationalen Panik der ersten Kriegsperiode nicht anheimfiel oder sich davon 
befreite, noch bis jetzt, im zweiten Jahre des Völkermordens, keine Mittel und We-
ge fand, um den tatkräftigen Kampf für den Frieden gleichzeitig in allen Ländern 
aufzunehmen. 

In dieser unerträglichen Lage haben wir, die Vertreter der sozialistischen Parteien, 
Gewerkschaften und ihrer Minderheiten, wir Deutsche, Franzosen, Italiener, Rus-
sen, Polen, Letten, Rumänen, Bulgaren, Schweden, Norweger, Holländer und 
Schweizer, wir, die nicht auf dem Boden der nationalen Solidarität mit der Ausbeu-
terklasse, sondern auf dem Boden der internationalen Solidarität des Proletariats 
und des Klassenkampfes stehen, uns zusammengefunden, um die zerrissenen 
Fäden der internationalen Beziehungen neu zu knüpfen und die Arbeiterklasse zur 
Selbstbesinnung und zum Kampfe für den Frieden aufzurufen. 

Dieser Kampf ist der Kampf für die Freiheit, für die Völkerverbrüderung, für den 
Sozialismus. Es gilt, dieses Ringen um den Frieden aufzunehmen, für einen Frieden 
ohne Annexionen und Kriegsentschädigungen. 

Ein solcher Friede aber ist nur möglich unter Verurteilung jedes Gedankens an eine 
Vergewaltigung der Rechte und Freiheiten der Völker. Weder die Besetzung von 
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ganzen Ländern noch von einzelnen Landesteilen darf zu ihrer gewaltsamen Ein-
verleibung führen. 

Keine Annexion, weder eine offene, noch eine maskierte, auch keine zwangsweise 
wirtschaftliche Angliederung, die durch politische Entrechtung nur noch unerträg-
licher gemacht wird. 

Das Selbstbestimmungsrecht der Völker muss unerschütterlicher Grundsatz in der 
Ordnung der nationalen Verhältnisse sein. 

Proletarier! Seit Ausbruch des Krieges habt ihr eure Tatkraft, euren Mut, eure Aus-
dauer in den Dienst der herrschenden Klassen gestellt. Nun gilt es, für die eigene 
Sache, für die heiligen Ziele des Sozialismus, für die Erlösung der unterdrückten 
Völker wie der geknechteten Klassen einzutreten durch den unversöhnlichen pro-
letarischen Klassenkampf. 

Aufgabe und Pflicht der Sozialisten der kriegführenden Länder ist es, diesen Kampf 
mit voller Wucht aufzunehmen, Aufgabe und Pflicht der Sozialisten der neutralen 
Staaten, ihre Brüder in diesem Ringen gegen die blutige Barbarei mit allen wirksa-
men Mitteln zu unterstützen. 

Niemals in der Weltgeschichte gab es eine dringendere, eine höhere, eine erhabe-
nere Aufgabe, deren Erfüllung unser gemeinsames Werk sein soll. Kein Opfer zu 
groß, keine Last zu schwer, um dieses Ziel: den Frieden unter den Völkern zu errei-
chen. 

Arbeiter und Arbeiterinnen! Mütter und Väter! Witwen und Waisen! Verwundete 
und Verkrüppelte! Euch allen, die ihr vom Kriege und durch den Krieg leidet, rufen 
wir zu: Über die Grenzen, über die dampfenden Schlachtfelder, über die zerstörten 
Städte und Dörfer hinweg, 

Proletarier aller Länder vereinigt euch! 

Zimmerwald (Schweiz), im September 1915 
Im Namen der internationalen sozialistischen Konferenz: 
Für die deutsche Delegation: Georg Ledebour, Adolf Hoffmann; 
für die französische Delegation: A. Bourderon, A. Merrheim; 
für die italienische Delegation: G.E. Modigliani, Constantino Lazzari; 
für die russische Delegation: N. Lenin, Paul Axelrod, M. Bobrow; 
für die polnische Delegation: St. Lapinski, A. Warski, Cz. Hanecki; 
für die interbalkanische sozialistische Föderation: im Namen der rumänischen De-
legation: C. Rakowski, im Namen der bulgarischen Delegation: Wassil Kolarow; 
für die schwedische und norwegische Delegation: Z. Höglund, Ture Nerman; 
für die holländische Delegation: H. Roland-Holst; 
für die schweizerische Delegation: Robert Grimm, Charles Name 
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Vorschlag der Resolution (der Zimmerwalder Linken) über: 

Weltkrieg und die Aufgaben der Sozialdemokratie1 

Der Weltkrieg, der seit einem Jahre Europa verwüstet, ist ein imperialistischer Krieg, 
der um die politische und ökonomische Ausbeutung der Welt, um Absatzmärkte, 
Rohstoffquellen, Kapitalanlagegebiete usw. geführt wird. Er ist ein Produkt der 
kapitalistischen Entwicklung, die gleichzeitig die ganze Welt zur Weltwirtschaft 
verknüpft und selbständige, national-staatliche Kapitalistengruppen mit gegen-
sätzlichen Interessen bestehen lässt. 

Wenn die Bourgeoisie und die Regierungen diesen Charakter des Weltkrieges zu 
verhüllen suchen, indem sie behaupten, es handle sich um einen aufgedrungenen 
Kampf um die nationale Unabhängigkeit, so ist das eine Irreführung des Proletari-
ats, da der Krieg eben um die Unterdrückung fremder Völker und Länder geführt 
wird. Ebenso lügnerisch sind die Legenden über die Verteidigung der Demokratie 
in diesem Kriege, da der Imperialismus die rücksichtsloseste Herrschaft des Groß-
kapitals und die politische Reaktion bedeutet. 

Die Überwindung des Imperialismus ist nur durch die Auflösung der Gegensätze 
möglich, die ihn erzeugt haben, das heißt durch die sozialistische Organisation des 
kapitalistischen Kulturkreises, wozu die objektiven Verhältnisse schon reif sind. 

Beim Ausbruch des Krieges hatte die Mehrheit der Arbeiterführer diese einzig mög-
liche Losung dem Imperialismus nicht gegenübergestellt. Vom Nationalismus be-
fangen, vom Opportunismus zerfressen, hat sie im Moment des Weltkrieges das 
Proletariat dem Imperialismus ausgeliefert, die Grundsätze des Sozialismus und 
damit den wirklichen Kampf um die Interessen des. Proletariats preisgegeben. 

Der Sozialpatriotismus und Sozialimperialismus, auf deren Standpunkt in Deutsch-
land sowohl die offen patriotische Mehrheit der früheren sozialdemokratischen 
Führer, wie auch das sich oppositionell gebärdende Zentrum der Partei um Kaut-
sky, stehen, zu dem in Frankreich und Österreich die Mehrheit, in England und 
Russland ein Teil der Führer (Hyndman, die Fabier, die Trade-Unionisten, 
Plechanow, Rubanowicz, die Gruppe Nasche Djelo) sich bekennen, ist für das Prole-
tariat ein gefährlicherer Feind als die bürgerlichen Apostel des Imperialismus, da er, 

                                                                    

1 Nach Vorbote, Heft 1 (Januar 1916), S. 5 f. Diese Resolution wurde auf der Zimmerwalder Internationa-
len Konferenz von den Vertretern des Zentralkomitees der sozialdemokratischen Arbeiterpartei Russ-
lands, des Landesvorstandes der Sozialdemokratie Russisch-Polens, des Zentralkomitees der sozialde-
mokratischen Partei Lettlands, des schwedisch-norwegischen Ungdomverbandes, einem deutschen 
und einem schweizerischen Delegierten eingebracht. Nach der Konferenz erklärten die «Internationalen 
Sozialisten Deutschlands» (ISD) und die Sozialdemokratische Partei Hollands (SDP  «Tribunisten»), dass 
sie auf dem Boden der Resolution stehen. Der Soz. Rev. Verband in Holland hat sich auf Anregung der 
Genossin Roland Holst der Resolution angeschlossen. 
Siehe auch: Die Zimmerwalder Bewegung, Protokolle und Korrespondenz, Hrsg. Horst Lademacher, 
Mouton, Den Haag, Paris 1967, Band 1: Protokolle, S. 117-123. 
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die Flagge des Sozialismus missbrauchend, die unaufgeklärte Arbeiterschaft irre-
führen kann. Der rücksichtslose Kampf gegen den Sozialimperialismus bildet die 
erste Vorbedingung zur revolutionären Mobilisation des Proletariats und der Wie-
deraufrichtung der Internationalen. 

Es ist die Aufgabe der sozialistischen Parteien wie der sozialistischen Oppositionen 
in den nunmehr sozialimperialistischen Parteien, die Arbeitermassen zum revoluti-
onären Kampfe gegen die kapitalistischen Regierungen um die Eroberung der 
politischen Macht, zwecks sozialistischer Organisation der Gesellschaft, zu rufen 
und zu führen. 

Ohne den Kampf um jeden Fuß Boden im Rahmen des Kapitalismus, um jede das 
Proletariat stärkende Reform aufzugeben, ohne auf irgendwelche Mittel der Orga-
nisation und Aufrüttelung zu verzichten, haben umgekehrt die revolutionären 
Sozialdemokraten alle die Kämpfe, alle von unserm Minimalprogramm geforderten 
Reformen auszunützen, um diese Kriegskrise wie jede soziale und politische Krise 
des Kapitalismus zu verschärfen, zu einer Attacke auf seine Grundlagen zu erwei-
tern. Indem dieser Kampf unter der Losung des Sozialismus geführt wird, wird er 
die Arbeitermassen unzugänglich machen für die Losungen der Unterdrückung 
eines Volkes durch das andere, wie sie in der Aufrechterhaltung der Herrschaft 
einer Nation über die andere, in dem Schrei nach neuen Annexionen zum Aus-
druck kommen, wird er sie taub machen für die Lockungen der nationalen Solidari-
tät, die die Proletarier auf die Schlachtfelder geführt hat. 

Den Auftakt zu diesem Kampf bildet der Kampf gegen den Weltkrieg, für die 
schleunige Beendigung des Völkergemetzels. Dieser Kampf erfordert die Ableh-
nung der Kriegskredite, den Austritt aus den Ministerien, die Denunzierung des 
kapitalistisch-antisozialistischen Charakters des Krieges von den Tribünen der Par-
lamente, in den Spalten der legalen und, wo nötig, illegalen Presse, die schroffste 
Bekämpfung des Sozialpatriotismus und die Ausnutzung jeder durch die Kriegsfol-
gen (Not, große Verluste usw.) verursachten Bewegungen des Volkes zur Organisa-
tion von Straßendemonstrationen gegen die Regierungen, die Propaganda der 
internationalen Solidarität in den Schützengräben, die Förderung der ökonomi-
schen Streiks, das Bestreben, sie bei günstigen Bedingungen in politische zu ver-
wandeln. «Burgkrieg, nicht Burgfriede ist die Losung!»2 

Gegenüber allen Illusionen, dass es möglich wäre, durch irgendwelche Beschlüsse 
der Diplomatie und der Regierungen die Grundlagen eines dauernden Friedens, 
den Beginn der Abrüstung herbeizuführen, haben die revolutionären Sozialdemo-
kraten den Volksmassen immer wieder zu sagen, dass nur die soziale Revolution 
den dauernden Frieden wie die Befreiung der Menschheit verwirklichen kann. 

                                                                    

2 Diese Worte sind dem Briefe eines hervorragenden Führers der deutschen Opposition an die Zimmer-
walder Konferenz entnommen. 
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Burgkrieg, nicht Burgfrieden! 
Karl Liebknecht, Brief an die »Internationale Sozialistische  

Konferenz Bern« in Zimmerwald1 

Liebe Genossen!        2.9.15  

Verzeiht wenige, eilige Zeilen. 

Ich bin vom Militarismus gefangen, gefesselt. So kann ich nicht zu Euch kommen. 
Mein Herz, mein Kopf, meine ganze Seele ist dennoch bei Euch. 

Ihr habt zwei ernste Aufgaben. Eine harte der rauhen Pflicht und eine heilige der 
enthusiastischen Begeisterung und Hoffnung. 

Abrechnung, unerbittliche Abrechnung mit den Fahnenflüchtigen und Überläu-
fern der Internationale in Deutschland, England, Frankreich und anderwärts. 

Gegenseitige Verständigung, Ermutigung, Anfeuerung der Fahnentreuen, die ent-
schlossen sind, keinen Fußbreit vor dem internationalen Imperialismus zu weichen, 
mögen sie auch als Opfer fallen. Und Ordnung in den Reihen dieser zu schaffen, die 
auszuharren entschlossen sind, auszuharren und zu kämpfen  den Fuß fest am 
Male des internationalen Sozialismus. 

Die Prinzipien unserer Stellung zum Weltkrieg, als Spezialfall der Prinzipien unsrer 
 so 

hoffe ich! Denn hier sind wir alle, seid ihr alle einig, müssen wir uns einig sein. 

 rück-
sichtslos, für alle Länder! 

Burgkrieg, nicht Burgfrieden! 

Internationale Solidarität des Proletariats über, gegen pseudonationale, pseudo-
patriotische Klassenharmonie; internationaler Klassenkampf über Staatenkrieg, 
gegen Staatenkrieg. Internationaler Klassenkampf für den Frieden, für die sozialisti-
sche Revolution. 

nur in 
der Wechselwirkung von einem Land zum andern sich gegenseitig steigernd, kön-
nen die möglichsten Kräfte entfaltet, die erreichbaren Erfolge erzielt werden. 

Die Freunde jedes Landes haben die Hoffnungen und Aussichten der jedes ande-
ren Landes mit in der Hand. Ihr französischen und Ihr deutschen Sozialisten vor 
allem seid einander Schicksal. Ihr französischen Freunde, ich beschwöre Euch, lasst 

                                                                    

1 Quelle: Die Zimmerwalder Bewegung. Protokolle und Korrespondenz, Hrsg. Horst Lademacher, Bd. 1, 
Protokolle, 1967 Mouton, Den Haag, Paris, S. 55f 



123 
 

Euch nicht von der Phrase der nationalen Einmütigkeit  dagegen seid Ihr gefeit! , 
aber auch nicht von der ebenso gefährlichen der Parteieinmütigkeit fangen. Jeder 
Protest dagegen, jede Kundgebung Eurer Ablehnung der regierungsoffiziösen 
Politik, jedes kühne Bekenntnis zum Klassenkampf, zur Solidarität mit uns, zum 
proletarischen Friedenswillen, stärkt unsern Kampfgeist, verzehnfacht unsere Kraft, 
im gleichen Sinn in Deutschland zu wirken, für das Proletariat der Welt, für seine 
ökonomische und politische Befreiung, für seine Befreiung aus den Fesseln des 
Kapitalismus, aber auch aus den Ketten des Zarismus, des Kaisertums, des Junker-
tums, des Militarismus, des nicht minder internationalen Militarismus; zu kämpfen 
in Deutschland für die politische und soziale Erlösung des deutschen Volkes, gegen 
die Macht- und Ländergier der deutschen Imperialisten  für einen baldigen Frie-
den ohne Eroberungen und Vergewaltigung, für einen Frieden, der auch das un-
glückselige Belgien, die Nische der Länder, frei und unabhängig wiederherstellt 
und Frankreich dem französischen Volk zurückgibt. 

Französische Brüder  wir kennen die besonderen Schwierigkeiten Eurer tragi-
schen Lage und bluten mit Euch wie mit der gepeinigten und gesteinigten Masse 
aller Völker. Euer Unglück ist unser Unglück, wie wir wissen, dass unser Schmerz 
Euer Schmerz ist. 

Lasst unsren Kampf Euren Kampf sein. Helft uns, wie wir Euch zu helfen geloben. 

Die neue Internationale wird erstehen auf den Trümmern der alten; nur auf den 
Trümmern der alten kann sie erstehen, auf neuen, festeren Fundamenten. Ihr 
Freunde, Sozialisten aus allen Ländern habt den Grundstein heute für den Zu-
kunftsbau zu legen. Haltet unversöhnlich Gericht über die falschen Sozialisten! 
Peitscht die Wankenden und Zögernden in allen Ländern, auch und besonders die 
in Deutschland, rücksichtslos voran! 

Die Größe des Ziels wird Euch über die Enge und Kleinheit des Tages, über das 
Elend dieser entsetzlichen Tage hinausheben. 

Es lebe der Völkerfriede der Zukunft! Es lebe der Antimilitarismus! Es lebe der inter-
nationale, der völkerbefreiende, der revolutionäre Sozialismus! 

Proletarier aller Länder  vereinigt euch wieder! 

Karl Liebknecht 

große Begeiste-
. 
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Rosa Luxemburg über die Zimmerwalder Konferenz 
von Siegfried Ransch 

Vor Zimmerwald 

Rosa Luxemburg war im Gefängnis und nicht in die Vorbereitung der Internationa-
len Sozialistischen Konferenz in Zimmerwald einbezogen. 

Pseudonym Junius) verfasst; erschienen 1916. Diese Schrift enthält ihre Grundposi-
tionen zum imperialistischen Krieg, zur SPD als Kriegspartei, zum Zusammenbruch 
der II. Internationale und zu den künftigen Aufgaben von revolutionären Sozialis-
ten1. 

erna-
2. 

Beide Schriften zeigen eindeutig, dass Lenin und Luxemburg bei der Beurteilung 
des Zusammenbruchs der II. Internationale übereinstimmten. Ohne jeden Zweifel 
gilt: Hätte Rosa Luxemburg Gelegenheit gehabt, mit Karl Liebknecht gemeinsam 
einen Brief nach Zimmerwald zu richten, er wäre sicher im Sinne des Liebknecht-
briefes und der Junius-Schrift ausgefallen. 

Nach Zimmerwald  

Gerade weil Rosa Luxemburg bei der Beurteilung von Zimmerwald von den 
Grundpositionen der revolutionären Link i-
nierten, gerade deshalb schätzte sie die Ergebnisse von Zimmerwald zunächst 
gering. 

Wahrscheinlich kannte sie zu diesem Zeitpunkt noch nicht die beiden (am 11. Ok-
tober 1915 veröffentlichten) Artikel von Lenin zu Zimmerwald:  

 

vom 5.-  

 

schweren Krise die Entwicklung der internationalen sozialistischen Bewegung 
voran, doch immerhin bewegt sie sich unverkennbar in Richtung auf den Bruch mit 
dem Opportunismus und Sozialchauvinismus. Die Internationale Sozialistische 

3 

                                                                    

1 Rosa Luxemburg, Gesammelte Werke, Bd.4, S. 49-164, Dietz Verlag Berlin (DDR) 1974 
2 Lenin Werke, Bd. 21, S. 197-256, Dietz Verlag Berlin (DDR) 1960 
3 ebenda S.389 
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protestierenden Elemente der Minderheit (in Deutschland, Frankreich, Schweden, 
Norwegen) vertreten waren, die entgegen den Beschlüssen der offiziellen Parteien 

4  

Die Konferenz lehnte zwar mit 19 gegen 12 Stimmen den Resolutionsentwurf der 
revolutionären Linken ab, aber ihr Entwurf eines Manifestes wurde zusammen mit 
zwei anderen Entwürfen der Kommission zur Ausarbeitung eines gemeinsamen 

ist, eine Reihe grundlegender Gedanken des revolutionären Marxismus durchzu-

zum ideologischen und praktischen Bruch mit dem Opportunismus und Sozial-
b-

5  

Nun folgt bei Lenin 
die Analyse der 

unser Zentralkomi-
tee das an Inkonse-
quenz und Ängst-
lichkeit leidende 
Manifest unter-
schreiben? Wir 
glauben, ja. Unsere 
abweichende Mei-
nung  die abwei-
chende Meinung 
nicht nur des Zent-
ralkomitees, son-
dern des gesamten 

linken, internationalen, revolutionär-marxistischen Teils der Konferenz  wird offen 

vorwärts macht zum wirklichen Kampf gegen den Opportunismus, zur Spaltung 
und zum Bruch mit dem Opportunismus, ist eine Tatsache. Es wäre Sektierertum,  
  

                                                                    

4 ebenda S.389 
5 ebenda S.390 
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wollte man darauf verzichten, gemeinsam mit der Minderheit der Deutschen, Fran-
zosen, Schweden, Norweger und Schweizer diesen Schritt vorwärts zu machen, 
solange wir uns die volle Freiheit und die volle Möglichkeit wahren, die Inkonse-

6 

Im anderen Artikel zur Konferenz erwähnt Lenin noch einen wichtigen Vorgang 

Kautsky und seine Freunde, die direkt versucht hatten, Grimm die Einberufung der 
Konferenz aus den Händen zu nehmen, die direkt versucht hatten, die Konferenz 
der Linken zu sprengen (Kautskys nächste Freunde machten sogar Reisen zu die-
sem Zweck, was von Grimm dann auf der Konferenz enthüllt wurde), dass gerade 

7 

Waren Rosa Luxemburg gegen Ende 1915 die anderen Materialien bekannt, die 
von der Gruppe um Lenin in Zimmerwald vorgelegt wurden? Kannte sie den von 
Lenin, Sinowjew, Radek, Rakowski u.a. eingebrachten Resolutionsentwurf und den 
Entwurf eines Manifestes? Zu den Konferenzmaterialien gehörte auch die Broschü-

Sprache vor. 

Wahrscheinlich kannte Rosa Luxemburg die oben genannten Dokumente kurz 
nach Abschluss der Konferenz nicht. Ihre ablehnende Haltung hält bis Ende 1915 

Vorbereitung der Reichskonferenz der Gruppe Internationale, die dann am 1. Janu-
ar 1916 in Berlin stattfand. Dort sprach Karl Liebknecht und die Leitsätze der inter-
nationalen Sozialdemokratie wurden gebilligt. 

die ganze Opposition unter einen Hut zu bringen, sondern umgekehrt aus diesem 
Brei den kleinen, festen und aktionsfähigen Kern herauszuschälen, den wir um 
unsere Plattform [eben jene Leitsätze, die auf der Reichskonferenz gebilligt wur-
den. S.R.] gruppieren können. Mit organisatorischer Zusammenfassung hingegen 
ist große Vorsicht geboten. Denn alle Zusammenschlüsse der 
meiner bittern langjährigen Parteierfahrung nur dazu, den paar aktionsfähigen 

8  

gleichen. 

 

 

                                                                    

6 ebenda S. 393f 
7 ebenda S. 400 
8  Rosa Luxemburg, Gesammelte Briefe, Dietz Verlag Berlin (DDR) 1987, S. 93 



127 
 

Den Leitsätzen lag ein Entwurf zu den Junius-Thesen von Rosa Luxemburg zu-

9 

Spätere Äußerungen von Rosa Luxemburg zeigen, dass sie ihr erstes Urteil über die 
Zimmerwalder Konferenz veränderte. Bereits im März 1916, vor der Fortsetzung 

i-
 

lnehmen, aber unsere Position in 

i-
10  

Das heißt, hier ist sie ganz auf dem nichtsektiererischen Standpunkt von Lenin. 

Grundsätzlich kann man feststellen: Rosa Luxemburg hätte den Brief von Karl Lieb-
knecht an die Zimmerwalder Konferenz gebilligt, vielleicht noch schärfer gefasst. 
Jedenfalls waren ihre "Thesen" für die Gruppe "Internationale" mit Karl Liebknecht 
abgestimmt und die zeigen gänzliche Übereinstimmung mit den Positionen der 
Zimmerwalder Linken um Lenin. 

In ihrem Text zur russischen Revolution, kurz vor ihrer Ermordung verfasst und 
fragmentarisch geblieben, heißt es eindeutig:  

i-
che Verdienst, von Anfang an diejenige Taktik proklamiert und mit eiserner Konse-
quenz verfolgt zu haben, die allein die Demokratie retten und die Revolution vor-

11 

 

                                                                    

9  Rosa Luxemburg, Gesammelte Werke, Bd.4, S. 44 
10 Rosa Luxemburg, Gesammelte Werke, Bd. 4, S. 168 
11 ebenda S. 338 
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100 Jahre Berner internationale sozialistische Frauenkonferenz 
für den Frieden 26. bis 28. März 19151 

von Marga Voigt 

Ich möchte den Referaten vom Podium noch ein Wort zu der Berner Frauenfrie-
denskonferenz im März 1915 hinzufügen. Ich sag es frei heraus: Ich freue mich über 
jede Zeile, die zu der Berner Konferenz geschrieben wird und über jeden Satz, der 
in der Öffentlichkeit über sie gesagt wird. 

Ich meine, die Berner internationale sozialistische Frauenkonferenz steht zu Un-
recht im Schatten der Zimmerwalder Konferenz. Ihre Ergebnisse sind nicht weniger 
bedeutend als die der Zimmerwalder Linken. Ich freue mich daher , Sie heute auf 
eine schmale und besondere Spur der Sozialistinnen in der Geschichte des Kamp-
fes um die Beendigung des Krieges aufmerksam machen zu können.  

Ihr internationaler Friedenskampf wurde in den sozialdemokratischen Burgfrie-
dens-Parteien der kriegführenden Länder gering geschätzt, ausgegrenzt, unter-
drückt und verfolgt. Er gelangte  wenn überhaupt  nur an die Ränder von Ge-
schichts(be)schreibungen. 

Für mich war alles neu, als ich vor mehr als vier Jahren begann, mich dem Studium 
der Briefe Clara Zetkins während des 1. Weltkrieges zu widmen. Mein Forschungs-
thema sind die Briefe Clara Zetkins  sie sind ein ausführliches und deutlich schö-
nes Zeugnis für den Friedenskampf der Frauen, der Genossinnen der Sozialisti-
schen Fraueninternationale. Sie wurde 1907 gegründet, als der Internationale Sozi-
alistenkongress nach Stuttgart einberufen wurde.  

Stuttgart war der politische Wirkungskreis von Clara Zetkin, nachdem sie sich  
nach dem Fall des Sozialistengesetzes (1878 1890)  aus dem Pariser Exil wieder in 
Deutschland ansiedelte. Sie wählte die Hauptstadt des liberaleren Königreiches 
Württemberg zu ihrem Wohn- und Arbeitssitz, und reiste dorthin  alleinerziehend 
mit ihren zwei Söhnen, dem siebenjährigen Maxim und dem fünfjährigen Kostja. In 
Stuttgart war sie Aktivistin der starken Stuttgarter Linken um Friedrich Westmeyer. 

h-
renden Zeitung der Württemberger Sozialdemokratie, und redigierte seit 1892 die 

die im Verlag von Johann Heinrich Wilhelm Dietz in Stuttgart, dem Parteiverlag der 
SPD, gedruckt wurde. 

                                                                    

1 Diese erweiterte Fassung des Beitrages von Marga Voigt entstand in Anlehnung an ihr Referat auf dem 
Symposium "Erst wenn wir wieder Frieden haben ..."  Die zwei internationalen sozialistischen Frauen-
konferenzen Bern 1915 und Stockholm 1917, veranstaltet von der Hellen Panke, 26. September 2015, in 
Berlin. 
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Auf der Gründungsversammlung der Sozialistischen Fraueninternationale wurde 
Clara Zetkin zur vorsitzenden Sekretärin gewählt und die Frauen beschlossen, die 
Zeitung Gleichheit zum Zentralorgan ihrer Internationale zu machen. Sie beriefen 
die ausländischen Genossinnen zu deren internationalen Korrespondentinnen. In 
allen Ländern gab es sozialdemokratische Frauenblätter und in den Archiven der 
europäischen Parteien und sozialen Bewegungen schöpfen wir in den Jahrgängen 
1914 1918 Material und Quellen auf den Spuren der sozialistischen Frauenbewe-
gung und ihrer Friedensbewegung während des 1. Weltkrieges, besonders in den 
neutralen Ländern.  

Denn bei aller Forschung und Debatte zur historischen sozialistischen Frauenfrie-
densbewegung müssen wir uns ins Bewusstsein rufen, dass sie unter den Bedin-
gungen des Burgfriedens, des Belagerungszustandes und der Pressezensur  also 
illegal  erfolgen musste. Nicht selten, wie im Falle Clara Zetkins, kam zu allem 
noch die Briefzensur hinzu. Insofern ist  damals wie heute  jeder Fund von klaren 
Aussagen gegen den Krieg ein Pfund ihrer Kühnheit und ihres Einfallsreichtums, 
ein Pfund ihrer Klugheit in der Hand der Friedenskämpferinnen von damals und 
heute. 

Eine umfassende Analyse all dessen steht noch aus. Wir werden ihr heute einen 
Baustein hinzufügen. Clara Zetkins Anteil für die Friedensbewegung der deutschen 
und europäischen Sozialistinnen war ein Meilenstein, von den europäischen Sozia-
listinnen geehrt und gewertschätzt. Ihnen allen ging es mit ihren bekannten und 
weniger bekannten Schriften, Zirkularen, Kundgebungen und ihrem persönlichen 
Einsatz, immer darum, Friedens-Aktionen auszulösen, immer darum, wie Clara 
Zetkin es sich zu eigen machte, den jeweiligen Führungen der Sozialdemokratie 

l-
 

Deshalb wurde Clara Zetkin nicht müde, aufzuzeigen, was in anderen Ländern von 
ihren Genossinnen Sozialistinnen in dieser Beziehung bereits geschehen ist und 
geschehen wird. Immer wieder legte sie dar, dass die Gründe nicht stichhaltig sei-

n-
 

Ihre Schlussfolgerung war, wenn die Sozialdemokratie nichts für den Frieden tut, 
die Männer im Felde nichts für den Frieden tun können, dann müssen und sollen 
die Frauen ihre Stimme für den Frieden erheben.  

Was nun die Möglichkeiten anbetrifft, mit denen Frauen Friedensagitation betrei-
t-

zum Frieden in Presse und Versammlungen der Regierung zur Kenntnis gebracht 
werden soll.  
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t-
schieden bestritten: auf den beiden Gerichtsvernehmungen im Jahr 1915, die ihr 
strafbares Verhalten untersuchten und deren Anklageverfahren auf versuchten 

 

Internationale. Vor dem Untersuchungsrichter brachte sie ihre Einstellung auf fol-

Polemik gegen die Leitung der deutschen Sozialdemokratie, die nicht energisch 
 

Und ein zweites Mal, in der Zeit vom 30. Juli  25. September 1915, vor dem Unter-
suchungsrichter in Karlsruhe, als sie wegen des Berner Frauen-Friedensmanifestes 
vom März 1915 vor dem Untersuchungsrichter stand. Da übernahm sie die Ver-
antwortung für den Inhalt und die Drucklegung des Manifestes und sagte deutlich: 

s-
 

Clara Zetkin wurde auf Grund einer Denunziation des sozialdemokratischen Blattes 

bezweckt wird und nur die Gemüter erregt werden ... gestern Abend und in der 
Nacht hier verbre

der Schreiber Angst.  

Das Ergebnis der Denunziation war, dass in den nächsten Tagen 18 Genossinnen 
und Genossen verhaftet wurden, darunter Clara Zetkin am 29. Juli. Im Bericht über 
die Verhaftungsumstände, von einem Herrn Klaiber von der Königlich Württem-
bergischen Landespolizeizentralstelle  nach Ersuchen des Untersuchungsrichters 
des Reichsgerichts  am 11. August 19 e-
kannten eifrigen und temperamentvollen Führerin des radikalsten Flügels der 

 
samt ihrer Redaktionsmitarbeiterin Hanna Buchheim  verhaft l-

worden. 

Clara Zetkin benutzte den deutschen Gerichtssaal als Bühne zur Aufklärung und 
Aufrüttelung gegen den Krieg und erklärte unverblümt, dass sie an alle in der ge-
genwärtigen Situation möglichen Mittel zur Äußerung des Friedenswillens dachte: 
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e-
bun

Bern war nur auf die Frauen gemünzt, sagte sie vor Gericht: 

ofort mit blutigen Gewaltmaßregeln 
vorzugehen. Alle Regierungen müssen deswegen die Erbitterung und Empörung 

t-
verständlich die Unterstützung der Männer dabei nicht abgelehnt.  

Clara Zetkin schwebte vor, dass die Regierungen aller Länder die Massenkundge-
bungen der Frauen nicht unbeachtet lassen könnten und zeigte sich überzeugt, 

ihre Bedingungen für den Frieden kundtun und es könne dann endlich zu Ver-
handlungen der Regierungen untereinander kommen.  

Clara Zetkin ging davon aus, dass die Arbeit der Frauen in der Familie und in der 
Gesellschaft während des Krieges eine derart erhöhte Bedeutung erlangt hat, dass 

e-
 

Aus dem hohen tätigen Anteil der Frauen am Funktionieren der Kriegs- und Volks-
wirtschaft leitete sie die Rechte der Frauen ab, künftig an allen gesellschaftlichen 
Entscheidungen auch Anteil und Mitwirkung zu haben. Eben auch an künftigen 
Entscheidungen über Krieg und Frieden. Und deshalb ihre so unermüdliche Wil-
lenskundgebung zum Friedensschluss. Sie unterlag, der Krieg dauerte länger als 
vier Jahre. 

Zum Schluss noch einmal die deutliche Ansage von Clara Zetkin als These: Der 
Kampf für den Frieden muss grundsätzlich vom sozialistischen Standpunkt aus 
geführt werden.  

Was bedeutete das damals? Können die Sozialistinnen von vor einhundert Jahren 
uns heute Friedensfreundinnen und Ratgeberinnen sein? 

Darüber wollen wir in einem Symposium debattieren und uns einen Vormittag und 
einen Nachmittag Zeit nehmen, ihre Friedens-Kämpfe zu würdigen.  

Mit klarem Blick müssen wir aber auch hinsehen, dass sie  die Sozialistinnen-
Friedenskämpferinnen  unterlagen! Der Krieg war die bittere Wahrheit. Der Frie-
den unterlag! Warum?  
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Und dennoch! Das Ringen der Sozialistinnen gilt es herauszustellen: ihre Klarheit 
der Erkenntnis über die Ursachen des Krieges, ihren Mut bei der Überwindung 
übergroßer Schwierigkeiten, ihr Unerschrockensein, über Burgfrieden und 
Schlachtfelder hinweg; ja, ihren TÄTIGEN Willen zum Frieden überhaupt!  

Wer sagt, dass Leidenschaft nur eine emotionale Seite hat. Hat sie nicht ebenso 
eine geistige, ethische und sittliche Seite? Sind Leidenschaft wie Wissenschaft nicht 
beide gleichermaßen unentbehrlich für gesellschaftlichen Zusammenhalt? Wenn 
auseinander driftet, was zusammengehört?  Mann und Frau, Heim und Straße, 
Stadt und Land, die Güter, Geschichten und Kulturen der Welt?  

Ri
Beteiligung der Frauen daran. Eine ihrer klaren Ausssagen im Krieg steht dafür 
bildhaft, als sie 1917 an Anna Lindhagen in Schweden schrieb:  

 zur Mitwirkung an dem Friedenswerk für 
die Vertretung aller Frauen von allen Regierungen. Da müssen wir das gleiche 
Recht auch in den eigenen Reihen grundsätzlich fordern und praktisch geltend 

 

Und: a-
i-

n-
gen. 

Mir wäre es recht, wenn wir den Impuls der Berner Tagung zu 100 Jahre Zimmer-
wald Anfang September 2015 wie einen Staffelstab aufnehmen würden, nämlich 
den Gedanken nach einer zweiten internationalen Zimmerwalder Friedens-
Bewegung heute!  

Mir wäre  in diesem Berner Sinne  recht, dass wir uns eben nicht nur mit Debat-
ten über Konferenzen zufrieden geben würden, sondern dass wir mit Fragen und 

 

Ich meine: Wir sind längst nicht am Ende der Debatte zur sozialistischen Frauen-
friedensbewegung in Geschichte, Gegenwart und Zukunft.  

Frauen- und Friedensbewegung sind vielmehr und weiter ein im Gehen zu erkun-
dender Weg.  
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Grußbotschaft der Robert-Grimm-Gesellschaft1 an die Tagung 
 

von Monika Wicki 

Sehr geehrte Organisatorinnen und Organisatoren, geschätzte Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer, 

die Robert-Grimm-Gesellschaft gratuliert Ihnen herzlich zu dieser beeindruckenden 
Tagung. Nicht dabei sein zu können ist äußerst bedauerlich. 

Sie haben sich für die Tagung eine große Aufgabe vorgenommen: Die Differenzen 
zu verstehen und die Spaltungen zu überwinden.  

Diese Aufgabe hat auch uns am 4./5. September 2015 in Bern beschäftigt. Anläss-
 Die Internationale Bewegung der 

Arbeiterinnen und Arbeiter gegen den Krieg - gestern - heute - 
historische Bedeutung dieser internationalen Bewegung für den Frieden diskutiert. 
Ziel war es auch, diese Bewegung zu einen. Im Vorfeld der Tagung wurde darum 

 für r-
fasst, der dann in einem Workshop diskutiert wurde. 

Mit der heutigen Tagung gehen Sie mit zahlreichen interessanten Beiträgen einen 
großen Schritt vorwärts auf diesem Weg und ich wünsche Ihnen dabei viel Erfolg. 
Ich bin überzeugt, die internationale Bewegung der Arbeiterinnen und Arbeiter für 
den Frieden wird dadurch Kraft gewinnen und starke Veränderungen erzeugen 
können. 

Im April 2016 findet die 100 Jahr Feier zur Konferenz in Kiental statt. Es würde uns 
sehr freuen, wenn auch zu diesem Anlass Kräfte verbunden und gestärkt werden 
können. Lassen Sie uns in Kontakt bleiben und so einen Faden der internationalen 
Friedensbewegung spannen und aufrechterhalten. 

Mit sehr herzlichen und solidarischen Grüßen 

Monika Wicki 
Präsidentin der Robert-Grimm-Gesellschaft  

                                                                    

1 Die Robert-Grimm-Gesellschaft wurde am 16. April 2010 in Wald/Schweiz gegründet, um u.a. das 
Andenken an den Initiator der Zimmerwalder Konferenz 1915 zu bewahren 
(http://www.robertgrimm.ch/icc.asp). Die Robert-Grimm- s-
konferenz der europäischen Linken  - Die Internationale Bewegung der Arbeiter und Arbeiterinnen 
gegen den Krieg" am 4./5.9.2015 in Bern und Zimmerwald 
(http://www.zimmerwald1915.ch/index.html). 

http://www.robertgrimm.ch/icc.asp
http://www.zimmerwald1915.ch/index.html
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»Genug des Gemetzels!«  
Die politische Lage 1915 

von Reiner Zilkenat 

Im September 1915 waren die Illusionen der politischen und militärischen Eliten 
des deutschen Imperialismus vom August 1914, denen zufolge kein lang andau-
ernder Krieg, sondern ein nur wenige Monate währender Feldzug bevorstünde, 
endgültig zerplatzt. Die realitätsfremden Annahmen, man werde bald den »siegrei-
chen Einzug« der eigenen Truppen in Paris feiern, die europäische Landkarte nach 
eigenem Belieben neu gestalten sowie ein groß dimensioniertes Kolonialreich in 
Afrika aufbauen können, hatten lediglich die dem deutschen Imperialismus we-
senseigene, maßlose Überschätzung der eigenen Ressourcen dokumentiert1. Wäh-
rend an der Westfront bereits seit dem Herbst 1914 der Stellungskrieg zur Realität 
geworden war, ging es seit Mitte September 1915 für die deutsche Armee und die 
mit ihr verbündeten Truppen der österreichisch-ungarischen Monarchie nach eini-
gen erfolgreichen Offensiven auch im Osten nicht mehr voran. Die bisherige Bilanz 
des Krieges war erschreckend. Nicht nur Millionen Tote und Verwundete mussten 
beklagt werden, sondern der Krieg führte auch an den »Heimatfronten« zu Entbeh-
rungen und Hunger. In Deutschland unterdrückte das Militär alle Bekundungen 
von Kritik und Ablehnung des Mordens an den Fronten sowie jegliche Forderun-
gen nach einem schnellen Friedensschluss. Kurzum: Im Spätsommer 1915 wies 
alles darauf hin, dass der vor mehr als einem Jahr entfesselte Krieg noch längere 
Zeit andauert.  

Eine der entscheidenden Fragen lautete, wie sich die Führungen der Sozialdemo-
kratie positionierten, die im August 1914 dem Kriegskurs ihrer Regierungen zuge-
stimmt hatten, anstatt, gemäß den Resolutionen der Internationalen Sozialisten-
kongresse von Stuttgart (1907) und Basel (1912), alles zu tun, um den drohenden 
Krieg zu verhindern.  

Die II. Internationale hatte im Sommer 1914 faktisch aufgehört zu existieren. Eine 
gemeinsame Politik auf europäischer Ebene war unmöglich geworden, da sich drei 
Gruppierungen gebildet hatten, die exakt die Frontstellungen der Kriegsparteien 
widerspiegelten: die sozialistischen Parteien der Entente und der Mittelmächte 
 

 

                                                                    

1 Siehe Eckhard Müller: »Jetzt oder nie!« Zum 100. Jahrestag der Entfesselung des Ersten Weltkrieges im 
Sommer 1914, in: www.fabgab.de/downloads/e.muellerentfesselung1.wk.pdf; Reiner Zilkenat: »Vater-
landsverteidigung« oder »Diesem System keinen Mann und keinen Groschen«? Gedanken zur Vorge-
schichte des Ersten Weltkrieges, in: Mitteilungen der Kommunistischen Plattform der Partei DIE LINKE, 
Heft 7/2014, S. 1ff.; Stefan Bollinger: Weltbrand, »Urkatastrophe« und linke Scheidewege. Fragen an den 
»Großen Krieg«, Berlin 2014, S. 37ff. 

www.fabgab.de/downloads/e.muellerentfesselung1.wk.pdf
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standen sich unversöhnlich gegenüber. Das Büro der Sozialistischen Internationale, 
das im Oktober 1914 von Brüssel nach Den Haag verlegt worden war, führte ein 
Schattendasein.  

Innerhalb der SPD-Reichstagsfraktion hatten sich die Auffassungen zur Bewilligung 
immer neuer Kriegskredite differenziert. Zwar votierte die große Mehrheit der Ab-
geordneten nach wie vor zugunsten entsprechender Gesetzesvorlagen. Karl Lieb-
knecht hatte allerdings mit seiner Weigerung, im Dezember 1914 und im März 
1915 der Regierung erneut die Gelder für die Fortsetzung des Krieges zu gewähren, 
eine Initialzündung ausgelöst. Otto Rühle stimmte am 20. März 1915 ebenfalls 
gegen die Kriegskredite, dreißig Abgeordnete nahmen aus Protest nicht an der 
Abstimmung teil. Im gleichen Monat kam es zu insgesamt drei Treffen in den Woh-
nungen Wilhelm Piecks und Rosa Luxemburgs in Berlin, an denen u.a. Franz Meh-
ring, Käte und Hermann Duncker, Arthur Crispien und Otto Rühle teilnahmen. Hier 
berieten die oppositionellen Kräfte innerhalb der SPD ihr weiteres Vorgehen gegen 
den Kurs der Parteiführung und beschlossen eine eigene Zeitschrift, »Die Internati-
onale«, herauszugeben, von der allerdings nur eine Ausgabe erscheinen konnte.  
Zugleich sammelte Clara Zetkin einen Kreis von Genossinnen um sich, die Aktionen 
gegen den Krieg und seine Befürworter in den eigenen Reihen planten2: »Wenn die 
Männer töten, so ist es an uns Frauen, für die Erhaltung des Lebens zu kämpfen. 
Wenn die Männer schweigen, so ist es unsere Pflicht, erfüllt von unseren Idealen 
die Stimme zu erheben.« 3  

Clara Zetkin, gegen die im April 1915 von den Militärbehörden die Briefzensur 
verhängt und die vom 29. Juli bis zum 10. Oktober inhaftiert worden war, hatte 
durch die von ihr mitinitiierte »Internationale Sozialistische Frauenkonferenz« in 
Bern, die vom 26. bis 28. März 1915 stattgefunden hatte, allen oppositionellen 
Sozialisten signalisiert, dass es ungeachtet der chauvinistischen Stimmungen in-
nerhalb der Führungen ihrer Parteien möglich war, ein unübersehbares Zeichen 
gegen den Krieg zu setzen. Zwar war der Kreis der teilnehmenden Genossinnen 
mit 25 Delegierten klein. Aber entscheidend war, dass Frauen aus den wichtigsten 
kriegführenden Ländern, darunter aus Frankreich, Großbritannien, Deutschland 
und Russland, gemeinsam berieten, auf welche Weise der Kampf gegen das Mor-
den an den Fronten und die imperialistische Politik ihrer Regierungen geführt wer-
den könnte. In der Resolution wurden die Frauen aufgerufen, mit Massenkundge-
bungen gegen den Krieg zu protestieren. In dem verabschiedeten »Manifest an die 
werktätigen Frauen« hieß es: »Wem nützt der Krieg? Nur einer kleinen Minderheit 
in jeder Nation. Zunächst den Fabrikanten von Flinten und Kanonen, von Panzer-

                                                                    

2 Siehe Marga Voigt: Clara Zetkin und ihr Wirken gegen den Krieg im Spiegel ihrer Briefe, in: Bernd 
Hüttner, Hrsg.: Verzögerter Widerstand. Die Arbeiterbewegung und der Erste Weltkrieg, Berlin 2015, S. 
59ff. 
3 Zitiert nach ebenda, S. 63. 
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platten und Torpedobooten, den Werftbesitzern und den Lieferanten des Heeres-
bedarfs. Im Interesse ihres Profits haben sie den Hass unter den Völkern geschürt 

Vaterlandes, seine Vergrößerung ist der Zweck dieses Krieges. So will es die kapita-
listische Ordnung, denn ohne die Ausbeutung und Unterdrückung des Menschen 
durch den Menschen kann sie nicht bestehen. Die Arbeiter haben durch diesen 
Krieg nichts zu gewinnen, wohl aber alles zu verlieren, was ihnen lieb und teuer 
ist.«4  

Die Aktionen oppositioneller Sozialisten gegen den Krieg wurden im Sommer 1915 
immer dringlicher.  

Im August 1915 erschien in hoher Auflage unter dem Titel »Die Arbeiterschaft im 
neuen Deutschland« ein umfangreiches Buch, das gemeinsam vom Vorsitzenden 
der Generalkommission der Gewerkschaften, Carl Legien, und dem renommierten 
Historiker Friedrich Thimme herausgegeben wurde5. Darin entwarfen führende 
Sozialdemokraten, wie zum Beispiel Gustav Noske und Philipp Scheidemann, das 
Bild einer Nachkriegsgesellschaft, in die die Arbeiterklasse mit ihren Gewerkschaf-
ten und der Sozialdemokratischen Partei vollständig integriert sein sollten. Nicht 
mehr vom Klassenantagonismus und vom Klassenkampf war die Rede, sondern 
von der positiven Rolle des Krieges, eine scheinbar klassenneutrale »Volksgemein-
schaft« herbeizuführen. Noske versicherte in seinem Beitrag, dass die Zustimmung 
zu den Kriegskrediten am 4. August 1914 »aus ehrlichster Überzeugung« erfolgt 
sei. Es ginge im Krieg auch für die Sozialdemokraten darum, »mit restloser Hingabe 
von Kraft, Gut und Blut nach Möglichkeit Volk und Vaterland vor Schaden zu be-
wahren«. Auch Scheidemann sei zitiert: Als »neue« Definition des Sozialismus for-
muliert er Folgendes:  

»Die gesamte Arbeitsleistung des Volkes mit ordnender, geistiger Kraft zu durch-
dringen und ihren Ertrag so zum Wohle der Gesamtheit zum höchsten Grade zu 
steigern  
gegen uns gerichteten Vorurteile  das Vorurteil der Vaterlandslosigkeit  wegge-
räumt hat, so wird der Frieden hoffentlich auch noch zwei andere beseitigen: das 
Vorurteil, dass wir den Hass gegen die Reichen predigen und das Vorurteil, dass wir 
nur zerstören wollen. Es liegt uns nichts daran  etwa aus Neid oder Missgunst  
Personen, die auf einer höheren Stufe der Lebenshaltung stehen, in die Tiefen 
herunter zu ziehen.« Angesichts dieser in den Ohren der Herrschenden erfreulich  
 

                                                                    

4 Dokumente und Materialien zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Reihe III, Bd. 1: Juli 1914 
 Oktober 1917, Berlin 1958, Nr. 55, S. 126. 

5 Siehe: Die Arbeiterschaft im neuen Deutschland. Hrsg. von Friedrich Thimme u. Carl Legien, Leipzig 
1915. 
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klingenden Aussagen erscheint Scheidemanns Schlussfolgerung durchaus ver-
ständlich: »Ich kann mir vorstellen, dass auch ein geistig hochstehender, im besten 
Sinne des Wortes patriotischer Unternehmer, ein begeisterter Sozialist sein kann.«6  

Im Lichte derartiger Anschauungen ergab sich zwangsläufig die Frage, ob die in 
der Arbeiterbewegung traditionell geübte Solidarität der Mitglieder mit den Füh-
rungen von Partei und Gewerkschaften zur inhaltslosen Farce zu werden droht. 
Offenkundig ist die auf den Parteitagen und den Internationalen Sozialistenkon-
gressen vor 1914 beschlossene Politik, einschließlich ihrer weltanschaulichen 
Grundlagen, für Scheidemann, Noske und Co. zur Makulatur verkommen. Der 4. 
August signalisierte weitaus mehr als das Einschwenken auf den Kriegskurs der 
Regierung. Es ging, wie sich in den Monaten danach immer deutlicher zeigte, um 
die Verwandlung der Sozialdemokratischen Partei in eine »nationale«, sozialrefor-
merische, letztlich bürgerliche Organisation, die fortan nur noch innerhalb der 
bestehenden Gesellschaftsordnung gewisse Verbesserungen für die Arbeitenden 
durchzusetzen bestrebt war. Dies konnte von den revolutionären Kräften innerhalb 
der Partei nicht unbeantwortet bleiben. Deshalb unterstützten sie auch die Vorbe-
reitungen einer Internationalen Konferenz, die in der Schweiz stattfinden und die 
oppositionellen Kräfte aus den europäischen sozialistischen Parteien zusammen-
führen sollte.  

Die vom 5. bis 8. September 1915 in Zimmerwald in der Nähe von Bern durchge-
führte Konferenz oppositioneller Sozialdemokraten, an deren Vorbereitung vor 
allem der Schweizer Sozialdemokrat Robert Grimm großen Anteil hatte, bearbeite-
te zwei Themenstellungen7. Zum einen stand der Kampf für die Beendigung des 
Krieges im Mittelpunkt. Zum anderen ging es auch darum, ob die Trennung von 
der Sozialistischen Internationale und eine neue Internationale vorzubereiten sei, 
die sich von der Politik der Führungen der sozialdemokratischen Parteien klar dis-
tanzierte, stattdessen wieder an die Traditionen des Internationalismus und des 
Klassenkampfes anknüpfte und sie angesichts der durch den imperialistischen 
Weltkrieg entstandenen Lage weiter entwickelte.  

Während bei der Frage von Aktionen gegen den Krieg eine weitgehende Überein-
stimmung herrschte, bot sich bei der Diskussion um die Konstituierung einer neu-
en, einer revolutionären Internationale, ein anderes Bild. Von Anfang an vertraten 
die Bolschewiki um W. I. Lenin und G. J. Sinowjew die Position, dass letztlich die 
Herstellung einer III. Internationale die zwingende Konsequenz der sozialchauvinis-

                                                                    

6 Die vorstehenden Zitate nach ebenda, S. 15, 37 und 65f. 
7 Zur Zimmerwalder Konferenz, zu ihrer Vorgeschichte und ihren Folgen existiert eine umfangreiche 
Dokumentensammlung: Die Zimmerwalder Bewegung. Protokolle und Korrespondenzen. Hrsg. von 
Horst Lademacher, Den Haag und Paris 1967, 2 Bde. Die Einleitung behandelt ausführlich die Vorge-
schichte der Konferenz (S. XXI-LXI). Siehe auch: Reiner Tosstorff: Die Zimmerwalder Bewegung, in: Bernd 
Hüttner, Hrsg.: Verzögerter Widerstand, S. 46ff. 
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tischen Politik der Parteiführungen in den kriegführenden Ländern sei und unver-
züglich vorbereitet werden müsste. Auch Julian Borchardt, Mitglied der deutschen 
Delegation, Herausgeber der Zeitschrift »Lichtstrahlen  Zeitschrift für internatio-
nalen Kommunismus«, unterstützte neben anderen, die fortan die »Zimmerwalder 
Linken« genannt wurden, diese Auffassung.  

Andererseits war die Mehrheit der Delegierten noch nicht bereit, sich organisato-
risch von den Parteien der II. Internationale zu lösen. Sie waren der Meinung, es 
ginge jetzt primär darum, die Forderung nach der Beendigung des Weltkrieges in 
das Zentrum der Konferenz und der hier zu verabschiedenden Dokumente zu stel-
len. Zu denen, die diese Meinung vertraten, gehörten die Reichstagsabgeordneten 
der SPD Georg Ledebour und Adolph Hoffmann. Nach einem komplizierten Pro-
zess der Meinungsbildung verabschiedeten schließlich die Delegierten ein »Mani-
fest an die Proletarier Europas«: »Nun gilt es, für die eigene Sache, für die heiligen 
Ziele des Sozialismus, für die Erlösung der unterdrückten Völker wie der geknech-
teten Klassen einzutreten durch den unversöhnlichen proletarischen Klassen-
kampf. Aufgabe und Pflicht der Sozialisten der kriegführenden Länder ist es, diesen 

8  

Die Linken auf der Zimmerwalder Konferenz hatten den alternativen Entwurf eines 
Manifestes vorgelegt, der von der Mehrheit der Delegierten allerdings nicht ange-
nommen wurde. Hier waren die Formulierungen zur Notwendigkeit des Kampfes 
gegen den Krieg konkreter und zugespitzter formuliert worden: »Alle eure Organi-
sationen und eure ganze Presse müsst ihr ausnutzen, um in den breiten Massen, 
die unter der Last des Krieges stöhnen, die Empörung gegen den Krieg zu wecken. 
Ihr müsst auf die Straße gehen und den herrschenden Klassen den Ruf ins Gesicht 

 
das ist das Ziel, das sich die Arbeiterklasse aller kriegführenden Länder setzen 
muss, denn erst dann, wenn dem Kapital die Macht entrissen ist, über Leben und 
Tod der Völker zu bestimmen, wird der Ausbeutung der einen Völker durch die 
anderen, erst dann wird den Kriegen ein Ende gemacht werden. Friedliche Druck-
mittel werden nicht genügen, um den Feind niederzuzwingen ...«9  

In diesem Dokument war auch die Perspektive, eine neue »machtvolle Internatio-
nale« auf revolutionärer Grundlage zu konstituieren, »die dem Krieg und dem Kapi-
talismus ein Ende bereiten wird«, deutlich angesprochen worden.10  

Wie auch immer man die auf der Zimmerwalder Konferenz verabschiedeten bzw. 
zur Abstimmung gestellten Dokumente interpretieren mag, eines stand von jetzt 
an fest: Länderübergreifend hatten sich Genossinnen und Genossen zusammenge-

                                                                    

8 Dokumente und Materialien zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Nr. 79, S. 228f. 
9 Ebenda, Nr. 80, S. 231f. 
10 Ebenda, S. 232. 
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funden, um dem chauvinistischen Taumel auch in den sozialdemokratischen Par-
teiführungen Paroli zu bieten und Aktionen gegen den Krieg zu vereinbaren. In 
diesem Zusammenhang war das gemeinsam von den deutschen und französi-
schen Delegierten verabschiedete Dokument von großer Bedeutung, das sich ge-
gen die nationalistische Hetze in ihren Ländern wandte.  

Wie Lenin es formulierte, stellten die Zimmerwalder Konferenz und ihre Ergebnisse 
»einen ersten Schritt« dar: »Langsam schreitet in der Epoche der durch den Krieg 
verursachten unerhört schweren Krise die Entwicklung der internationalen sozialis-
tischen Bewegung voran, doch immerhin bewegt sie sich unverkennbar in Rich-
tung auf den Bruch mit dem Opportunismus und Sozialchauvinismus.«11 Lenin 
kritisierte bei aller Anerkennung der in Zimmerwald erzielten Fortschritte, dass im 
verabschiedeten Manifest, das er mit unterzeichnet hatte, die sozialchauvinistische 
Politik der sozialdemokratischen Parteiführungen nicht in Verbindung gebracht 
werde »mit der langjährigen Geschichte von Entstehung, Wachstum, Reife und 
Überreife der gesamteuropäischen, opportunistischen Richtung, die tiefe ökono-
mische Wurzeln hat«. Ferner bemängelt er, dass »von den revolutionären Kampf-
mitteln«, die im Kampf für den Frieden notwendig seien, »mit keinem Wort gespro-
chen werde«. Insgesamt analysiert Lenin, dass der Text des Manifestes in wichtigen 
Passagen »Halbheit, Inkonsequenz und Ängstlichkeit« beinhalte. Trotz alledem: 
Eine Ablehnung dieses Dokumentes »wäre Sektierertum gewesen«. Denn man 
hätte darauf verzichtet, »gemeinsam mit der Minderheit der Deutschen, Franzosen, 
Schweden, Norweger und Schweizer diesen Schritt vorwärts zu machen«, der »zum 
wirklichen Kampf gegen den Opportunismus, zum Bruch und zur Spaltung mit 
dem Opportunismus« bedeute.  

Das Signal von Zimmerwald bedeutete letztlich, trotz aller unübersehbaren politi-
schen Differenzen, eine große Ermutigung für alle oppositionellen Kräfte innerhalb 
der europäischen Sozialdemokratie. Als Widerpart des wirkungslos dahin siechen-
den Büros der Sozialistischen Internationale in Den Haag wurde eine alternative 
Internationale Sozialistische Kommission (ISK) gebildet. Die Zeiten, in denen die 
sozialchauvinistischen Parteiführungen ohne spürbaren Gegenwind agieren konn-
ten, waren endgültig vorüber.12  

                                                                    

11 Ebenda, W. I. Lenin: Ein erster Schritt, in: Dokumente und Materialien zur Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung, Nr. 82, S. 235. Die folgenden Zitate: ebenda, S. 238 und 239. 
12 Siehe zum größeren Zusammenhang die Darstellung von Heinz Karl: Notwendigkeit und Dringlichkeit 
der Gründung der III. Internationale, in: GeschichtsKorrespondenz, Juni 2015, S. 3ff  
(www.die-linke.de/fileadmin/download/geschichtskorrespondenz2015/ geschichtskorrespon-
denz_Juni2015.pdf).  

www.die-linke.de/fileadmin/download/geschichtskorrespondenz2015/%20geschichtskorrespondenz_Juni2015.pdf
www.die-linke.de/fileadmin/download/geschichtskorrespondenz2015/%20geschichtskorrespondenz_Juni2015.pdf
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Einladende und Programm der Tagung am 04.10.2015 
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 Marga Voigt (Autorin) 

 Peter Wahl (Publizist, Attac) 

 Andreas Wehr (Marx-Engels-Zentrum Berlin) 

 Monika Wicki (Präsidentin der schweizerischen Robert-Grimm-Gesellschaft) 

 Dr. Reiner Zilkenat (Historiker) 
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